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Optimierung Politischer Reformprozesse –
ein Projekt der Bertelsmann Stiftung

Die Folgen von Globalisierung und Europäisierung wie auch die Komplexität  
moderner Wissensgesellschaften haben die Rahmenbedingungen modernen  
Regierens in Deutschland grundlegend verändert. Der Nationalstaat hat in den 
international verflochtenen Entscheidungsarenen seinen exklusiven Hoheits- 
anspruch eingebüßt. Gleichzeitig erfolgt demokratisches Regieren im modernen 
Staat immer weniger über hierarchische Steuerung, sondern über komplexe  
Aushandlungsprozesse zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren.  
Zivilgesellschaftspolitische Beteiligungsformen gewinnen an Bedeutung für die 
Legitimation politischer Entscheidungen. Politisches Handeln und Entscheiden 
wird wissens- und kommunikations- wie auch informationsabhängiger.  
In der Folge erweist sich nationale Politik mit der Konzeption und Umsetzung 
überzeugender Antworten auf politisch-gesellschaftliche Zukunftsfragen als  
zunehmend überfordert. An die Stelle strategiefähigen Regierens tritt, zusätzlich 
getrieben von den Anforderungen der Mediendemokratie, mehr und mehr die 
kurzatmige Orientierung an machtpolitisch motivierten Ad-hoc-Lösungen.  
Ausgehend von dieser Problemdiagnose besteht das Ziel des Projektes  
Optimierung Politischer Reformprozesse darin, einen Beitrag zur Strategie- und 
Steuerungsfähigkeit der deutschen Politik zu leisten.
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Vorwort
Die Menschen in Deutschland haben nur wenig Vertrauen in die Fähig-
keit der Politik, Probleme zu lösen. Mehr als drei Viertel halten die Poli-
tik für kaum in der Lage, die drängendsten Probleme der kommenden 
Jahre zu bewältigen. Vor allem die Jüngeren setzen deshalb auf stär-
kere Beteiligung der Bürger: 59 Prozent der unter 50-Jährigen wün-
schen sich mehr direkten Einfluss auf politische Entscheidungen. Dies 
ist das Ergebnis einer aktuellen repräsentativen Umfrage der Bertels-
mann Stiftung. 

Konkret erscheint die Regierungspolitik in den Augen der Bevölkerung 
häufig zu reaktiv und an kurzfristigen Zielen orientiert. Die Unzufrie-
denheit der Bevölkerung ist auch darauf zurück zu führen, dass ge-
änderten Partizipationsbedürfnissen der Bevölkerung nicht genügend 
Rechnung getragen wird; insbesondere die tradierte politische Beteili-
gung über Wahlen und/ oder Mitgliedschaft in Parteien und Verbänden 
ist stark rückläufig. Mittlerweile bevorzugen viele Deutsche spontane 
und auch temporäre Mitwirkung an konkreten politischen Projekten, 
bei denen die jeweiligen Themen im Mittelpunkt stehen.

Politik ist heute mit zunehmender Komplexität konfrontiert. Der Wan-
del sozialer Normen, die Fragmentierung der Gesellschaft in einzelne 
Subsysteme, neue Technologien, globale ökologische und ökonomi-
sche Krisen, grenzüberschreitende Konflikte sowie politische Heraus-
forderungen, wie bspw. die europäische Integration oder der demo-
graphische Wandel engen Entscheidungs- und Handlungsspielräume 
politischer Akteure massiv ein und vermindern die Problemlösungsfä-
higkeit der Politik.

Regierungsakteure sind in der immer komplexer werdenden Wissens-
gesellschaft auf kollaborative Formen der Wissensgenerierung und 
Entscheidungsfindung angewiesen. Zivilgesellschaftliche Akteure ver-
fügen zunehmend über politikrelevantes Wissen. Seitens der Regie-
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Wir hoffen, dass diese Studie einen kleinen Beitrag zu einem Menta-
litätswandel in Politik und Verwaltung leistet, die Chancen von organi-
sierten Dialogen und Formaten zur stärkeren Bürgerbeteiligung  mehr 
in den Blick zu nehmen.

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen eine anregende Lektüre.

Frank Frick		 Christina Tillmann

rungsakteure gilt es, diese dezentralen Wissensressourcen für eine 
verantwortungsvolle und zukunftsfähige Politikgestaltung verstärkt 
auszuschöpfen.

Durch eine Verzahnung von strategischer Steuerung und modernen 
Beteiligungsformen kann sowohl die Legitimation als auch die Perfor-
manz politischen Handelns gesteigert werden. 

Die vorliegende Studie erörtert in diesem Kontext die Chancen und 
Herausforderung von organisierten Dialogen als Strategie, um Bürger 
zu beteiligen, Konflikte fairer und offener zu lösen und damit auch die 
Problemlösungsfähigkeit auf Seiten politischer Akteure zu steigern. 
Die Studie macht deutlich, dass organisierte Dialoge – sofern sie in 
ein strategisches Gesamtkonzept eingebettet, glaubwürdig und trans-
parent gestaltet und professionell organisiert sind - eine wirkungsvolle 
Methode sind, die zukunftsweisendes Potenzial für moderne Politik in 
Deutschland haben.

Nach einem theoretischen Überblick über die Bedeutung von Bürger-
beteiligung in den unterschiedlichen demokratietheoretischen Schu-
len und einem Ausblick zum Thema Strategie im Allgemeinen, folgt die 
genaue Erörterung des Begriffs „organisierter Dialog“. Abschließend 
wird der theoretische Rahmen auf konkrete Praxisbeispiele angewen-
det, welche das Wozu und Wie von organisierten Dialogen als Beteili-
gungsverfahren in der politischen Praxis deutlich machen.

Auf dieser Basis werden in der Studie Empfehlungen zur weiteren 
Stärkung von Bürgerbeteiligung entwickelt. Diese Empfehlungen un-
terstreichen zum einen die grundlegende Bedeutung von stärker bür-
gerorientierter Politikgestaltung und zum anderen die Notwendigkeit 
diese Formate in ein strategisches Gesamtkonzept einzubetten. Die 
Studie zeigt auf, welche Potenziale organisierte Dialoge bieten, unter 
welchen Voraussetzungen diese realisiert werden können und auch, 
was sich in der politischen Landschaft Deutschlands für den verbreite-
ten Einsatz von organisierten Dialogen als Strategie ändern muss. 
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(Raschke & Tils 2010: 381). Wozu also Beteiligungsverfahren einge-
setzt werden können, wie sie gestaltet werden sollten, warum das nur 
strategisch erfolgen kann und was das letztlich für demokratische Re-
gierungsfähigkeit heißt, ist Gegenstand des folgenden Essays.

1.1	 Das Problem: Strategie und Beteiligung als Gegensätze?

Die vorliegende Arbeit verknüpft zwei Themen, die in der politischen 
Theorie wie in der öffentlichen Wahrnehmung in einem Spannungsver-
hältnis zu stehen scheinen: politische Strategie auf der einen und Be-
teiligung an der Politik auf der anderen Seite. Sind der „demokratische 
Sektor“ der Beteiligung, Deliberation und Transparenz und der „strate-
gische Sektor“, dieser „Arkanbereich“ der planerischen, berechnenden 
und vertraulichen Kalküle, denn nicht unvereinbar (Raschke 2002: 223 
f.)? Ist Strategie nicht eine Führungsaufgabe, die „nicht durchgängig, 
aber auch nicht zuletzt“ Geheimhaltung erfordert? Stehen „Führungs-
zentrierung und Geheimhaltung als immanente Elemente von Strate-
gie“ nicht „im Spannungsverhältnis zu Kriterien der Partizipation und 
Transparenz“ (Raschke & Tils 2007: 37)?

Politische Strategie, das ist die Kunst erfolgreichen politischen Han-
delns: je nach Strategie-Verständnis der richtige Plan, die richtige Po-
sitionierung zur richtigen Zeit oder der langfristig orientierte, aber fle-
xibel verknüpfte, immer wieder neu kalkulierte Prozess strategischer 
Steuerung. Man denkt bei politischen Strategien an heimliche Absich-
ten, große Pläne und an die Führung und das Durchhaltevermögen 
großer politischer Akteure. Es sind die Regierenden, die Machthaber, 
die Schachspieler der großen Politik, im besten Fall die am Ergebnis, 
am „Output“, orientierten Macher, denen man politische Strategie zu-
schreibt – oder denen man im Dienste von Reformfähigkeit und politi-
scher Veränderung die Kunst der Strategie zumindest wünscht.

Das Thema Beteiligung dagegen wird im vorherrschenden Bild mo-
derner Demokratietheorien jener Seite zugeordnet, die der Strategie 
genau gegenüber liegt: der Seite des inputs. Bei der Beteiligung von 

1	 Einleitung: Wozu wie beteiligen?
Wozu Beteiligungsverfahren? Und wie sind sie zu gestalten? – Die 
erste Frage betrifft die Strategien des Einsatzes von Beteiligungsver-
fahren, die zweite zielt auf ihre strategische Steuerung ab. Beide Fra-
gen sind alltägliche und praktische Fragen von politischen Akteuren. 
Sie stellen sich nicht nur Bürgermeistern und Kommunalverwaltun-
gen, sondern auch Entscheidern in Staatskanzleien, Bundesministe-
rien und in der EU-Kommission.

Praktisch geklärt und beantwortet werden die Fragen nach dem Wozu 
und dem Wie von Beteiligungsverfahren in der Regel von Verfahrens-
gestaltern. Das sind professionelle Beteiligungsexperten, die von Ent-
scheidern mit der Konzeption, Organisation und Moderation von poli-
tischen Konsultations- und Kooperationsprozessen beauftragt werden. 
Wissenschaftlich rekonstruiert und beantwortet aber sind die Fragen 
nach dem Wozu und Wie bislang nicht – zumindest nicht in einer Art 
und Weise, die politischen Entscheidern und Verfahrensgestaltern 
beim Urteil darüber hilft, ob erstens der Einsatz und zweitens die kon-
krete Ausgestaltung der Beteiligung von Betroffenen oder Beobach-
tern die richtige Strategie für die Lösung eines politischen Problems 
ist. Vielmehr vermeidet es die Politikwissenschaft in der Regel, hand-
lungspraktische Empfehlungen auszusprechen. Sie beschränkt sich 
häufig auf Beobachtungen und verzichtet auf einen Beitrag zu prakti-
scher Strategiefähigkeit.

Ausnahmen wie der von Joachim Raschke und Ralf Tils eingeführte 
Diskurs über politische Strategie bestätigen die Regel (Raschke & Tils 
2007; 2010). Allerdings steht Raschkes These im Raum, Strategie sei 
ein Fremdkörper der Demokratie: „Strategiefragen, so meine These, 
sind im Kern nicht demokratisierbar“ (Raschke 2002: 238; ebenso 
Hänsch 2002: 180). Diese nach wie vor weit verbreitete These gilt es 
im Folgenden zu widerlegen – auch wenn Raschke selbst mittlerweile 
die Demokratisierbarkeit der Strategie in Grenzen für möglich hält 
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schen output auszuspielen und achselzuckend in postdemokratische 
Verhältnisse zu marschieren, deren Ausgestaltung den Funktionseli-
ten alleine vorbehalten bleibt (Crouch 2004). Wer die effektiven Ergeb-
nisse auf Kosten der inklusiven Beteiligung privilegieren will, redet der 
technokratischen Utopie der Experten und Entscheider das Wort. Wer 
dagegen die Beteiligung möglichst Vieler an der demokratischen Deli-
beration und Dezision über die Funktionserfordernisse der Regierung 
stellt, ist auf seine Weise politisch naiv. Beide Positionen können nicht 
befriedigen, erst recht nicht, wenn sie als Nullsummen-Spiele aufge-
setzt werden, bei der die eine Seite gewinnt, was die andere notwen-
digerweise verliert. 

Aber wer das kritisiert, steht in der Verantwortung, konstruktive Lösun-
gen zu präsentieren. Ist da das Bild der Balance zwischen input und 
output eine gelungene Synthese? Nein, denn auch ein stabilisierter 
Balanceakt ist kein wünschenswerter Endzustand. Wir leben in Zei-
ten des Wandels, sowohl der aufgedrängten Veränderung als auch 
der wünschenswerten Neugestaltung unserer nichtnachhaltigen Ver-
hältnisse. Transformative Politik für eine nachhaltige Entwicklung ist 
auf mehr, nicht weniger Beteiligung angewiesen (Walk 2007: 16; Jo-
nuschat 2007). „Governance for Sustainable Development“ (Bouder 
2002; Lafferty 2004; Schmidt & Ipsen 2004; Newig, Voß & Monstadt 
2008) ist dynamisch, nicht statisch, ist ein Prozess, kein Spagat. Jen-
seits etablierter vorparlamentarischer, parlamentarischer und formaler 
Prozesse der rechtsstaatlich gezügelten Parteiendemokratie müssen 
input und output in informeller Weise immer wieder neu miteinander 
verknüpft werden. Eben das Wozu und Wie solcher beispielhafter Ver-
knüpfung ist Gegenstand der titelgebenden Frage nach den organi-
sierten Dialogen als Strategie.

Nicht-Entscheidern geht es um Inklusion, Legitimation und Transpa-
renz, um die Ausweitung und Vertiefung der demokratischen Teilhabe. 
Beteiligung gilt als der Weg, mehr Menschen als Bürger in die Politik 
einzubinden und über den Wahlakt alle paar Jahre hinaus Demokra-
tie erfahrbar zu machen. Das sind wertvolle Ziele, zumal in einer Zeit, 
in der viele Bürger Vertrauen in die Demokratie verlieren. Diesen Zie-
len will sich dem Prinzip nach auch kein demokratischer Akteur mehr 
verschließen, seit Willy Brandt „mehr Demokratie wagen“ wollte. Aber 
es sind eben auch Ziele, die tatsächlich als „Wagnis“ gelten, als Risiko 
der Regierungsunfähigkeit und als mögliches Hindernis auf dem Weg 
zu effizienten und effektiven Ergebnissen der Politik.

Die folgende Argumentation möchte diesen Gegensatz zwischen Stra-
tegie und Beteiligung auflösen: Politische Strategie braucht Beteili-
gung, und Beteiligung braucht Strategie. Mehr Demokratie ist kein 
Wagnis, sondern ein Gebot demokratischer Führung und nachhaltiger 
Regierung. Und es ist eine Chance der Selbstbestimmung und Selbst- 
organisation – ja: der emanzipativen demokratischen Selbstbeteili-
gung. Der Kunst der Strategie wie die Kunst der politischen Beteiligung 
basieren auf dem Handwerk prozessgestaltender, prozeduraler Politik. 
Sie sind Fragen der politischen Organisation, oder, wie man in the age 
of Obama gerne sagt: des organizing. Strategiefähigkeit und Dialog-
fähigkeit bedingen einander, ihre Rezepte sind erlernbar, und sie sind 
deshalb demokratisierbar. Das Versprechen dabei: Qualitativ bessere 
Beteiligung führt quantitativ zu mehr Demokratie. Die Summe der klei-
nen Lösungen strategisch eingesetzter und gestalteter Beteiligungs-
verfahren adressiert große Probleme erfolgreich.

Die strategische Satisfaktionsfähigkeit von Beteiligungsverfahren ist 
bereits vermutet worden (Saretzki 2010: 145 f.). Sie ist im Folgen-
den argumentativ nachzuweisen. Hinter ihr steht, so viel Einsicht und 
Transparenz sollte Demokratiewissenschaft aufweisen, selbstver-
ständlich eine normative Motivation – der Glaube, dass es sich un-
sere Republik nicht leisten kann, demokratischen input gegen politi-
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der Regulierung entwickeln, aber auch die Regierenden im Hinblick 
auf bessere Ergebnisse beraten. Diese Herausforderung ist zentra-
les Thema für das Projekt „Moderne Regulierung“ innerhalb des Pro-
gramms Good Governance.

Ein weiteres Projekt des Programms Good Governance beschäftigt 
sich mit der „Optimierung politischer Reformprozesse“. In dieser Per-
spektive auf die Reorganisation demokratischer Regierung geht es um 
die Kunst des Regierens; dazu zählen Strategiefähigkeit, politische 
Kompetenzen, Kommunikation und Beratung. Ziel ist es, einen Beitrag 
dafür zu leisten, dass die deutsche Politik wieder strategie- und steue-
rungsfähiger wird – auch und gerade als demokratische Politik.

Wie lassen sich nun die Ansprüche an mehr politische Teilhabe einer-
seits und eine bessere, effektivere Regierung andererseits vereinen? 
Dies ist die Frage nach demokratischer Regierungsfähigkeit – aus 
Handlungssicht eine Frage der Kompetenzen und aus systemischer 
Sicht eine Frage der Kapazitäten. Demokratische Politik muss dem-
nach sowohl beteiligungsfähig als auch strategiefähig sein – Beteili-
gung müsste Teil der strategischen Politik sein, aber Strategie müsste 
auch Beteiligung prägen. 

Das kann gelingen. Die vorliegende Studie möchte zeigen, dass Be-
teiligung und Strategiefähigkeit zusammengehören. Die dafür entwi-
ckelte Vorstellung ist das Modell des organisierten Dialogs, der pars 
pro toto ein Grundmodell organisierbarer demokratischer Verhältnisse 
ist und dadurch zeigt, wie strategiefähige demokratische Regierun-
gen organisiert werden können. Für demokratische Regierungsfähig-
keit sind Dialogfähigkeit und Strategiefähigkeit letztlich zwei Seiten 
derselben Medaille.

1.2	� Der Kontext: Das Good-Governance-Programm der 
Bertelsmann Stiftung

Die vorliegende Studie verknüpft zwei Themen innerhalb des Pro-
gramms „Good Governance“ der Bertelsmann Stiftung: Strategiefä-
higkeit und politische Teilhabe. Dieses Programm sucht Antworten 
auf fundamentale gesellschaftliche Veränderungen und Herausforde-
rungen an moderne Demokratien. Im Kern geht es dabei darum, wie 
demokratische Regierungen mit den neuen wechselseitigen Abhän-
gigkeiten umgehen, die durch die Diskurse der Globalisierung, der Eu-
ropäisierung und der komplexen Wissensgesellschaften beschrieben 
sind. Die alten Rezepte demokratischen Regierens geraten dabei an 
zwei Fronten unter Druck: erstens bei der Frage, wie Demokratie als 
Herrschaftsform der Selbstbestimmung gesichert werden kann, und 
zweitens bei der Frage, wie demokratische Regierungen in Zukunft ef-
fektive und nachhaltige Lösungen umsetzen können.

Zwischen diesen zwei Fronten müssen sich demokratische Regie-
rungen reorganisieren. Sie müssen dabei zeitgemäße Formen staat-
licher Steuerung und Regulierung finden, die einen demokratisch fai-
ren und zugleich wirkungsvollen Interessensausgleich gewährleisten. 
Einen zentralen Bestandteil moderner Regulierung sieht die Bertels-
mann Stiftung darin, Bürger und Betroffene einzubinden und besser 
am politischen System teilhaben zu lassen. Politische Teilhabe soll 
vielfach konstatierte Defizite der Demokratie beheben und wieder 
mehr Vertrauen der Menschen in die Demokratie begründen – also, 
wie die komplexe Demokratietheorie das nennt, die input-Legitima-
tion durch mehr Beteiligung stärken. Sie soll aber auch dazu beitra-
gen, die Prozesse und Ergebnisse in Politik und Verwaltung zu verbes-
sern – also die sogenannte output-Legitimation stärken. Im Effekt soll 
der demokratische Erfahrungsraum in zwei Richtungen erweitert wer-
den: sowohl in Richtung der Bürger als auch in Richtung der Entschei-
der. Beide Seiten sollen in ein neues, responsives Verhältnis gesetzt 
werden, in dem die regierten Bürger mehr Verständnis für die Mühen 
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verfahren unter empirischen Gesichtspunkten nur ein Schattendasein 
in den experimentellen Randbereichen der Politik führen und für den 
Mainstream der politischen Praxis bloßes „Gedöns“, im besten Fall 
gönnerhaft gewagte Beteiligung sind, bleibt das Potential gelingender 
Beteiligungsverfahren für die Vitalisierung und Vertiefung einer hand-
lungsfähigen Demokratie nur unzureichend verwirklicht. Und solange 
Beteiligungsverfahren nur nach idealen diskursiven Logiken und im 
Prokrustesbett religiös befolgter Methodiken funktionieren sollen, so-
lange sie also nicht nach strategischen Gesichtspunkten gesteuert 
werden, führen sie für Auftraggeber und Teilnehmer nur zu Frustrati-
onen. Erst wenn Beteiligungsverfahren strategisch angemessen aus-
gerichtet werden, können sie zu zentralen Mitteln demokratischer Re-
gierung werden und die Mitte der Demokratie stärken.

Natürlich ist die eben erfolgte Darstellung ein einfaches, in Schwarz 
und Weiß gemaltes Bild. Selbstverständlich werden in der Praxis Stra-
tegie und Beteiligung bereits heute sinnvoll und erfolgreich verknüpft. 
Aber das geschieht gegen die typische Erwartung in Theorie und Pra-
xis, und selten gelingt es den Verfahrensgestaltern, sich in der Spra-
che der politischen Strategie auszudrücken. Es gilt, gegen diese Er-
wartung und Sprachlosigkeit zu argumentieren und aufzuzeigen, wie 
und wozu die Überwindung des praktisch so unbrauchbaren, aber the-
oretisch und mental so hartnäckigen Antagonismus zwischen Beteili-
gung und Strategie, zwischen input und output des demokratischen 
Prozesses, gelingen kann. 

Hierfür bietet sich ein pragmatistisches Modell der Demokratietheo-
rie an. Demokratisches Handeln wird dabei als Prozess der Problem-
lösung verstanden. Dieses Bild überwindet den Gegensatz, der viele 
andere Demokratietheorien prägt: den Antagonismus zwischen Volk 
und Regierung, zwischen wählenden Repräsentierten und handeln-
den Repräsentanten. Politik ist dann nicht die Herstellung kollektiv ver-
bindlicher Entscheidungen (nach Luhmann), sondern die Bearbeitung 
kollektiv verbindender Probleme (Fuhrmann 2001). Dieses Reframing 

1.3	 Zur wissenschaftlichen Fundierung des Arguments

Werte motivieren die Neuordnung von Verhältnissen, aber sie begrün-
den diese Neuordnung nicht im wissenschaftlichen Sinn. Auch wenn 
sie die Normativität ihres Gegenstandes und ihrer eigenen Intervention 
mitdenkt, ist politische Theoriebildung kein Wunschkonzert. Nur wenn 
die Neuordnung des Verhältnisses zwischen politischer Strategie und 
politischer Beteiligung auf Wissenstheorien und, damit zusammen-
hängend, Wissenschaftstheorien aufbaut, steht sie auf einem legiti-
men wissenschaftlichen Fundament. An dieser Stelle kann die theore-
tische Grundlegung des vorliegenden Arguments angeschnitten, aber 
nicht vertiefend nachgewiesen werden: Politische Theorie im hier ex-
erzierten Sinne ist praktische Philosophie als Schule der Urteilskraft 
(Kleger 1999b: 408; siehe auch Hennis 1963; 1991; Kleger 1995; Grät-
zel 2007), vollzogen im Modus des Pragmatismus (Joas 1996; 1999; 
2000; Dewey 1998a; 1998b; 2002; Jörke 2003).

Ausgangspunkt solch pragmatistischen, handlungsstrukturierenden 
Philosophierens ist ein konkretes praktisches Problem. Instrument der 
Problembearbeitung sind Begriffe, mit denen das Problem praktisch 
reorganisiert und aufgelöst werden kann. Die Wahrheit der Begriffe er-
gibt sich dabei in erster Linie aus ihrer praktischen Relevanz bei der 
Problembearbeitung. Jedes Produkt praktischer Philosophie im prag-
matistischen Modus ist darum ein Angebot an die Praktiker, die neu 
beschriebenen Begriffe im Handlungsvollzug auf ihre Relevanz hin zu 
testen (hierzu ausführlich Gohl 2010, Kapitel 2).

Das konkrete politische Problem ist im vorliegenden Fall der schein-
bare Graben zwischen politischer Beteiligung und politischer Strategie. 
Damit verliert einerseits der Bereich strategischen Handelns ein wich-
tiges Instrumentarium – das der Beteiligung; andererseits führt man-
gelnde Strategiefähigkeit der politischen Beteiliger zu Verfahren, die 
nur am Rand der politischen Entscheidungsprozesse Ergebnisse pro-
duzieren und letztlich irrelevant bleiben. Solange aber Beteiligungs-
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1.4	 Die Argumentation der Studie im Überblick

In Kapitel 2 wird das Problem des Einsatzes und der Gestaltung von 
Beteiligungsverfahren skizziert. Die empirisch vorzufindende „Viel-
falt ohne System“ (Klages) der Beteiligungsverfahren legt die Frage 
nahe: Wozu und wie soll Beteiligung gestaltet werden? Eine Durch-
sicht gängiger Demokratietheorien zeigt die vielfältigen Erwartungen 
auf, die sich an Beteiligungsverfahren knüpfen, und erlaubt eine erste 
Einsicht in Zweck und Form von Beteiligungsverfahren. Der kritische 
Blick auf die komplexe Demokratietheorie legt das Fundament des in-
put-output-Dilemmas frei und würdigt, aber relativiert es zugleich. Die 
Darstellung der pragmatistischen Demokratietheorie, der zufolge de-
mokratische Politik kollektive Problemlösung ist, zeigt die Bedeutung 
von Strategie und Beteiligungsverfahren auf. Hierauf wird die gesamte 
weitere Argumentation aufbauen.

In Kapitel 3 wird der im Folgenden verwendete Begriff der politi-
schen Strategie präzisiert. Dies geschieht auf der Grundlage des von 
Raschke und Tils initiierten Diskurses über politische Strategie. Aller-
dings wird dieser deutlich abgegrenzt und erweitert, hinsichtlich der 
Bedeutung der Zwecksetzung für die Strategie und hinsichtlich der 
Bedeutung des Begriffs der Methode. Beide Erweiterungen gehen auf 
von Clausewitz zurück. Sie entfalten ihre Relevanz im anschließenden 
Bezug auf die Steuerung des organisierten Dialogs, dessen Grundfor-
men als Methoden und Mittel strategischen Handelns begriffen wer-
den, sowie in Bezug auf eine Rekonstruktion von Strategiefähigkeit im 
Rahmen von demokratischer Regierungsfähigkeit. Die von Raschke 
und Tils vorgeschlagene Definition politischer Strategie als situati-
onsübergreifendes, erfolgsorientiertes Konstrukt einer Ziel-Mittel-Um-
welt-Kalkulation wird zum Konstrukt einer Zweck-Ziele-Mittel-Umwelt-
Kalkulation, während Methoden als bewährte Ziel-Mittel-Operationen 
beschrieben werden. Die Unterscheidung zwischen Strategie und Me-
thode wird im (demokratisierenden) Diskurs über Kompetenz sowie 
über Staats- und Regierungskunst wieder aufgenommen und erlaubt 

stellt demokratisches Handeln als Problemlösungshandeln in den Mit-
telpunkt. Das hat drei Konsequenzen: Erstens, es kommt dabei auf po-
litische Akteure, ihre kreativen Fähigkeiten und die Bedingungen pro-
blemlösenden Handelns an. Kompetenzen und Kapazitäten werden 
zu zentralen Fragen pragmatistischer Demokratietheorie. Zweitens, 
diese Fähigkeiten betreffen den Einsatz und Vollzug von Methodiken 
und Strategien bei der Gestaltung demokratischer Prozesse. Der neu 
erwachte, noch sehr einsame Diskurs über politische Strategie gehört 
ins Hauptlager pragmatistischer Theorie – ein Lager, das seine Propo-
nenten bislang noch gar nicht auf der Karte haben. Und drittens: Die 
Perspektive der Theoriebildung verändert sich. Es geht nicht um dis-
tanzierte Anschauung und Modellbildung durch Beobachter auf dem 
wissenschaftlichen Olymp, sondern um beispielhaftes, stellvertreten-
des politisches Denken auf der Agora der Agenten und Agenden – in-
formiert von konkreten Handlungshorizonten, aber entlastet von deren 
Dringlichkeit. Praktische Philosophie im pragmatistischen Modus will 
zuletzt nicht Wissen, sondern Können schaffen. 

Der Pragmatismus selbst überwindet eine andere Differenz, die mit 
dem Gegensatz von wünschenswertem input und notwendigem out-
put verwandt ist: die in unser politisches Denken so tief eingebrannte, 
so unfruchtbare wie hinderliche Differenz zwischen Theorie und Pra-
xis. Wie beschrieben, erfolgt diese Überwindung, indem der Pragma-
tismus – im Ausgang eines praktischen Problems – nach Begriffen 
sucht, die praktischen Mehrwert für erfolgreiches, folgenreiches Han-
deln beweisen. Der Gedanke wird als Teil der Tat begriffen, der richtige 
Gedankengang führt zum erfolgreichen Handlungsvollzug. Es ist die-
ser Mehrwert der praktischen Begriffe, der mit den folgenden Überle-
gungen zu den Begriffen der politischen Strategie (Kapitel 3), des or-
ganisierten Dialogs (4) und ihrer Zusammenhänge (5) angestrebt wird. 
Dabei wird deutlich, dass die Idee der politischen Strategie der Idee 
politischer Beteiligung keineswegs entgegengesetzt ist, sondern dass 
es sich um ein einfaches komplementäres Verhältnis handelt.
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tive Problemlösungen zu gewährleisten. Was das heißt, wird über das 
Konzept der demokratischen Regierbarkeit rekonstruiert, demzufolge 
strategisch gestaltete organisierte Dialoge die Responsivität der De-
mokratie erhöhen und zur reflexiven Transformation der Demokra-
tie beitragen. Das erfordert einerseits strategische und dialogische 
Kompetenz, andererseits Kapazitätsaufbau für demokratische Regie-
rungsfähigkeit. Entsprechend müssen Strategie- und Dialogfähigkeit 
demokratisiert werden. Der Kapazitätsaufbau wird letztlich als Demo-
kratiepolitik verstanden: als prozessgestalterische, prozedurale Politik, 
die demokratische Verhältnisse neu organisiert. 

in letzter Konsequenz im Ausblick die Perspektive auf eine Food Court 
Democracy. – In Kapitel 4 wird das Modell des organisierten Dialogs 
als Grundmodell aller Beteiligungsverfahren dargestellt. Organisierte 
Dialoge sind demokratische Grundverhältnisse, bei denen gleiche und 
freie Teilnehmer miteinander reziprok, sachbezogen und ergebnisof-
fen in Bezug auf ein Problem interagieren. Das ermöglicht dem Verfah-
rensgestalter als Organisator des Dialogs Ansatzpunkte an insgesamt 
sechs Faktoren, den Dialog zu begleiten, zu moderieren oder anzulei-
ten. Beteiligungsverfahren können als Methoden verstanden, müssen 
im Regelfall aber als Strategie gestaltet werden.

Kapitel 5 setzt die in den vorangegangenen zwei Kapiteln entwickel-
ten Begriffe der politischen Strategie und des organisierten Dialogs in 
Bezug zueinander: Der Vollzug eines organisierten Dialogs als Ziel-
Mittel-Operation erfolgt durch die Zweck-Ziele-Mittel-Umwelt-Kalkula-
tionen der politischen Strategie. Dabei wird vorgeschlagen, die Zwe-
cke organisierter Dialoge (Wozu?) in vier Klassen unterschiedlicher 
Reichweite einzuteilen. Drei Klassen handlungspraktischer Zwecke, 
(1) Verständigung, (2) Beratung und (3) Veränderung, werden dabei 
durch eine vierte Klasse von Systemzwecken der Demokratie ergänzt 
und kontrastiert, in der sich die auf die einzelnen Faktoren des organi-
sierten Dialogs bezogenen Forderungen aus den Demokratietheorien 
wiederfinden. Anschließend werden Fragen der Gestaltung des orga-
nisierten Dialogs (Wie?) diskutiert: Wie wird der organisierte Dialog 
strategisch gesteuert? Welche Bedeutung hat der Zweck für die Stra-
tegiebildung in Bezug auf einen organisierten Dialog? Was bedeutet 
Strategiekompetenz für den Verfahrensgestalter? Warum ist die stra-
tegische Gestaltung von ergebnisoffenen Dialogen kein sozialtechni-
scher Zynismus?

Das abschließende Kapitel 6 adressiert die Frage, was der strategi-
sche Einsatz organisierter Dialoge im größeren Bild für demokratische 
Regierungsfähigkeit bedeutet. Diese wird verstanden als die Fähigkeit, 
durch strategisch organisierte Beteiligung selbstbestimmte und effek-
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im Bereich der Politikberatung, verstanden als Gesellschaftsberatung 
(Martinsen 2006; Leggewie 2007). Aber Demokratietheorien sind pro-
minente und diskursprägende Theorien, deren Zugriffe das vorherr-
schende Bild von Beteiligungsverfahren prägen. Ein einheitliches Bild 
entsteht dabei freilich nicht – aber die Zusammenfassung der Ansprü-
che macht deutlich, welche Erwartungen an das Wozu und das Wie 
politischer Beteiligung gestellt werden.

2.1	� Beteiligungsverfahren: „Vielfalt ohne System“

Beteiligungsverfahren sind in den vergangenen zwei Jahrzehnten in 
der Politik wie in der Wirtschaft immer wichtiger geworden. Anfängli-
che Formen formaler Mitwirkung, beispielsweise durch die Bürgeran-
hörung, die Mitwirkung „sachkundiger Bürger“ in den Ausschüssen 
der Gemeinde, Bürgerbegehren / Bürgerentscheid, Bürgerantrag / 
Petition, Bürgerversammlung, Einwohnerfragestunde, Anhörung, Bür-
gerbefragung oder Einspruchsrechte verschiedener Art (Beckmann & 
Keck 1999; Detjen 2000), wurden durch neue, informelle Formen von 
Beteiligungsverfahren ergänzt (Rowe & Frewer 2005; Pfenning & Be-
nighaus 2008: 195–199; Geißel 2008: 29–32). Längst werden nicht 
mehr nur Betroffene einerseits oder engagierte mittelständische Bür-
ger und Aktivisten andererseits eingebunden, sondern auch zufäl-
lig ausgewählte Bürger, Beobachter, Entscheidungsträger und alle 
Akteure, die als „Stakeholder“ einen Anteil an einem gemeinsamen 
Problem haben könnten. Die folgenden Darstellungen verschiede-
ner Verfahren sind im Wesentlichen qualitativer Art und haben indika-
tive Funktion für eine ausstehende empirische Aufarbeitung von Be-
teiligungsverfahren. Quantitative Erkenntnisse gibt es nur für wenige 
Bereiche.

Die „institutionelle Phantasie“, die hinter einer Vielfalt von Beteiligungs-
verfahren steckt, ist groß – Geis nennt hierfür als Beispiele die Ver-
fahren Planungszelle, partizipative Technikfolgenabschätzung, Koope-
rativer Diskurs, Mehrstufiges Dialogisches Verfahren und der Einsatz 

2	� Das Problem des Einsatzes und der 
Gestaltung von Beteiligungsverfahren

Was sind Beteiligungsverfahren, und wozu und wie sollten sie einge-
setzt werden? Beteiligungsverfahren werden im Rahmen der Politik-
wissenschaft in erster Linie von Demokratietheorien erfasst, rekons-
truiert und bewertet. Verschiedene demokratietheoretische Schulen 
geben verschiedene Antworten auf die Frage, wozu und wie Beteili-
gungsverfahren eingesetzt werden – oder werden sollten. In den fol-
genden Ausführungen sollen diese Perspektiven rekonstruiert werden, 
um ein für die vorliegende Argumentation sachdienliches Verständnis 
von Beteiligungsverfahren (was?), ihren Zwecken (wozu?) und ihren 
Formen (wie?) zu gewinnen.

Dazu wird zunächst in die Vielfalt von Beteiligungsverfahren einge-
führt. Welche empirischen Phänomene erfassen Demokratietheorien 
überhaupt – wenn auch bisweilen recht selektiv? Beteiligungsverfah-
ren sind zunächst einmal soziale Konstrukte, die in hohem Maße durch 
kulturelle, lokale und zeitliche Umstände geprägt sind. Bestimmte Ver-
fahren sind einerseits methodisch auskristallisiert; das heißt, es gibt 
spezifische Anleitungen, in welcher Reihenfolge unter welchen Frage-
stellungen welche Interaktionen der Teilnehmer erfolgen sollten. An-
dere Verfahren sind empirisch beschriebene, konkret vollzogene Be-
teiligungsverfahren, bei denen einzelne Methoden zur Anwendung 
kommen können, ohne dass die Dynamik des sozialen Interaktions-
prozesses methodisch begrenzt ist. Der Blick auf diese Vielfalt macht 
deutlich, wie schwer die Ordnung dieser ausdifferenzierten sozialen 
Konstrukte fällt und warum Helmut Klages sie eine „Vielfalt ohne Sys-
tem“ nennt (Klages 2007: 58). Anschließend wird in wissenschaftliche 
Interpretationsversuche von Beteiligungsverfahren eingeführt. Demo-
kratietheorien sind nicht der einzige politikwissenschaftliche Zugriff, 
den es auf Beteiligungsverfahren gibt; vielversprechende Ansätze gibt 
es auch im Bereich der Governance-Forschung (z. B. Walk 2007) oder 
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Evaluation-Projekts“ zahlreiche tools and methods mit Gruppenbezug 
auflistet. Über 300 partizipative Methodiken sind in der Datenbank der 
International Association of Facilitators (www.iaf-world.org) verzeich-
net, die als „Applikationen“, „Methoden und Modelle“ und „Interventio-
nen“ unterschieden werden (www.iaf-methods.org).

Alle genannten Verfahren, Methodiken und Techniken sind über mehr 
oder weniger ausführlich festgelegte Beschreibungen in ihrem Vorge-
hen definiert. Viele dieser Verfahren haben den Charakter einer Ver-
anstaltung, die mehrere Stunden, meist aber mehrere Tage lang ist. 
Andere hier genannte Verfahren sind einfache Moderations- und Visu-
alisierungstechniken, wieder andere Verfahren haben eine Dauer von 
mehreren Monaten, bisweilen sogar Jahren. Zu den Prozessen von 
langer Dauer zählen Agenda-21-Prozesse, die in ihrer frühen Form 
hauptsächlich als Lokale Agenda 21 bekannt wurden und mittlerweile 
die Form partizipativer Nachhaltigkeitsstrategien von Landesregierun-
gen, etwa in Hessen oder Baden-Württemberg, haben. Andere Bei-
spiele für länger andauernde Prozesse sind der sozialökologische 
Ausbau des Freiburger Stadtteils Vauban ab 1996, die kooperative 
Stadtplanung in Gelsenkirchen-Buer, wo zwischen 2000 und 2004 eine 
Serie von elf Werkstatt-Gesprächen die Entwicklung und Umsetzung 
des „Zentrums Buer“ begleitete (Jakubowski 2005: 21 ff.), das „Basler 
Regio-Forum“ von 1986–1989, welches in die Basler Dialoge mündete 
(Kleger, Fiedler & Kuhle 1996: 17), oder das 1991 gegründete „Stadt-
forum Berlin“, ein vom damaligen Berliner Stadtentwicklungssenator 
Hassemer als Experiment kooperativer, offener und diskursiver Stadt-
planung gegründetes Projekt (vgl. ebenda). 

Bereits im zwölften Jahr und in der dritten Phase befindet sich das poli-
tische Vermittlungsverfahren zur Planung und zum Ausbau des Frank-
furter Flughafens. 1998 von einem Runden Tisch bei Ministerpräsident 
Hans Eichel als Frankfurter Flughafen-Mediation begründet, mün-
dete es im Jahr 2000 in das Regionale Dialogforum Flughafen Frank-
furt (RDF), welches seinerseits im Jahr 2008 in das Forum Flughafen 

von Foren (Geis 2005: 49–59). Neun Verfahren nennt Feindt in sei-
ner Dissertation „Regierung durch Diskussion?“ (Feindt 2001: 338–
356), einem frühen Meilenstein der Einordnung von Beteiligungsver-
fahren. Über 60 „institutionelle Innovationen und Verfahren“ beschreibt 
eine Studie zu institutionellen Reformen für eine Politik der Nachhal-
tigkeit für die Enquete-Kommission zum Schutz des Menschen und 
der Umwelt des Bundestags (Minsch et al. 1998). Innovative Formen 
von Beteiligungsverfahren listet auch die Enquete-Kommission Bür-
gerschaftliches Engagement auf: „Runde Tische, Planungszellen/Bür-
gergutachten, Bürgerforen und Zukunftswerkstätten“ (Bericht der En-
quete-Kommission „Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements“ 
2002: 8). Warum gerade diese Verfahren jeweils genannt werden, ist 
systematisch nicht ersichtlich – und indikativ für eine fehlende Syste-
matik.

Viele Sammlungen von Beteiligungsverfahren begnügen sich mit der 
alphabetischen Ordnung. Dazu gehört beispielsweise ein aufschluss-
reiches, von Ley & Weitz bei der Stiftung Mitarbeit herausgegebenes 
Kompendium von Praktikern und Wissenschaftlern: Appreciative In-
quiry, Aktivierende Befragung, Anwaltsplanung, Arbeitsbuchmethode, 
Bürgerausstellung, Bürgerforen, Bürgerpanel, Community Organizing, 
Demokratiewerkstatt, Diskurs, die Walt-Disney-Methode, eDemocracy, 
Gemeinsinn-Werkstatt, Gemeinwesenarbeit und Stadtteilarbeit, Kom-
petenzwerkstatt, Konsensuskonferenz, Mediation, Moderationsme-
thode, Open Space, Perspektivenwerkstatt, Planning for real, Planspiel 
und Handlungsspiel, Planungswerkstatt, Planungszelle, Participatory 
Rapid Appraisal, Real Time Strategic Change, Runder Tisch, Stadt-
teilforen, Szenariotechnik, Zukunftskonferenz und Zukunftswerkstatt 
(Ley & Weitz 2003). Weitere Listen gibt es im Internet, wie beispiels-
weise die über England hinaus beliebte Website People and Participa-
tion (www.peopleandparticipation.net), die über 40 Methoden aufführt, 
oder die Website der Internationalen Universität Wageningen (www.
wi.wur.nl), die im Rahmen ihres „Participatory Planning Monitoring & 
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der Europäischen Gemeinschaften (EG) standen intensivierte Bezie-
hungen europäischer Institutionen zu Wirtschaftsverbänden, Bauern-
verbänden und Gewerkschaften im Vordergrund. Ab Mitte der 1980er 
Jahre begann mit dem „Val Duchesse Meeting with Social Partners“ 
der Delors-Kommission der European Social Dialogue, der später in 
das European Social Policy Forum mündete (vgl. ebenda: 209 ff.). Seit 
der Publikation des „White Paper on European Governance“ im Jahr 
2001 befindet sich Europa demnach in der dritten Phase der wachsen-
den Beteiligung: „‚Civil society involvement‘ ranks high in the document 
as does the pledge to openness, transparency, and inclusiveness ([Eu-
ropean] Commission, 2001). (...) The Commission has extended the 
scope and variety of instruments to give a wide range of European, 
national, and societal groups as well as individuals an opportunity to 
make their voices heard in the EU policy process“ (ebenda). Letztlich 
führt dies alles, so konstatieren Kohler und Finke, zur Ausweitung der 
Einbindung der Zivilgesellschaft, zu mehr formalisierten Verfahren und 
zur zunehmenden Bedeutung der transnationalen gegenüber der nati-
onalen Ebene (vgl. ebenda: 212). Zu den vielen neuen Verfahren ge-
hören, so O’Mahony und Coffey, unter anderem „standing stakehol-
der dialogues, online forums, and public hearings to name but a few“ 
(O’Mahony & Coffey 2007: 240).

2.2	 Wozu wie Beteiligung? Antworten der Demokratietheorie

Wozu werden Beteiligungsverfahren eingesetzt, und wie werden sie 
gestaltet? In anderen Worten: Wann und wo soll wer mit wem über was 
und womit interagieren, um einen bestimmten Zweck zu erreichen? 
Die Fragen nach dem strategischen Zweck (Wozu?) und der prinzipi-
engeleiteten Formgebung von Beteiligungsverfahren (Wie: wann, wo, 
wer, mit wem, über was, womit?) wird von Demokratietheorien vielfach 
und unterschiedlich beantwortet. Der Diskurs über politische Strategie 
kann genau an diesen Fragen ansetzen und das demokratie-theore-
tische Verständnis des Designs von Beteiligungsverfahren erhöhen. 
Umgekehrt geben Demokratietheorien den Strategiedenkern wich-

und Region überging (Meister und Gohl 2004; 2006; Geis 2005; Böl-
scher 2006, Wörner 2010 – vergleiche auch die Darstellung im An-
hang). Wie bei anderen, länger andauernden Verfahren auch finden 
in solchen Verfahren unterschiedliche einzelne Veranstaltungsformate 
und Moderationstechniken Verwendung, weshalb man auch von „hy-
briden Verfahren“ spricht. Das RDF beispielsweise, angelegt als Ver-
mittlungsverfahren mit beratender Funktion gegenüber Politik, Öffent-
lichkeit und Luftverkehrswirtschaft, setzte zwischen 2000 und 2008 
neben der Gremienarbeit im Plenum des Forums, in Projektteams, 
Kleingruppen, Begleitkreisen, Expertengruppen, Arbeitsgruppen des 
Vorsitzenden und Task Forces eine Vielzahl an Beteiligungsformaten 
ein: Konsultationstreffen, Exkursionen, einen Szenarioprozess, Exper-
tenhearings, Expertengespräche, Joint Fact Finding mit qualitätsgesi-
cherten Gutachten, Fokusgruppen, Podiumsdiskussionen, Dialogstun-
den, eine Fishbowl-Diskussion, Fluglärm-Messen, Mediationsspiele 
und eine Zukunftswerkstatt (Wörner 2010). 

Teilweise führen diese langfristigen Beteiligungsprozesse zur Institutio-
nalisierung: Das dem RDF nachfolgende Forum Flughafen und Region 
(FFR) beispielsweise ist ein Arrangement aus faktisch vier verschiede-
nen Gremien (Koordinierungsrat, Präsidium des Koordinierungsrats, 
Konvent, Expertengruppe Aktiver Schallschutz) und einer Institution 
(Umwelthaus), das, vorbehaltlich der fortgesetzten Finanzierung durch 
Flughafen und Land, auf unbegrenzte Dauer eingesetzt wurde. Auch 
das Verfahren des „Bürgerhaushalts“ ist eine institutionelle Innovation 
(vgl. Herzberg 2001). Nicht übersehen werden sollte auch, dass sich 
im Rahmen von Beteiligungsprozessen häufig eigene Initiativen, Ver-
eine, Trägergesellschaften, Genossenschaften oder andere Organisa-
tionen bilden. Beteiligung, die zunächst temporär begrenzt war, wird 
so zur kontinuierlichen Beteiligungspraxis verstetigt.

Zunehmende Bedeutung haben auch Beteiligungsprozesse auf inter-
nationaler Ebene. Für Europa zeichnen dies Kohler-Koch und Finke 
in drei Wellen nach (2007): Zu Zeiten der wirtschaftlichen Integration 
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Demokratie ist in diesem Sinne ein umkämpfter Begriff (Hager 2005: 
16 unter Verweis auf Buchstein & Jörke 2003) – und per Erweiterung 
gilt das auch für Beteiligung und Beteiligungsverfahren. Lakoff definiert 
solche contested concepts unter Berufung auf einen Essay von W. B. 
Gallie (1956), „Essentially Contested Concepts“, in dem er vier Eigen-
schaften eines contested concepts nennt: „First, a contested concept 
has an uncontested core. (...) Second, the concept must be evalua-
tive, that is, it must be used to make value judgements. Third, it must 
have a complex structure – it must be complicated enough to allow for 
variations. And fourth, it has to have parts that are subject to variation; 
these are often underspecified, vague enough to allow details to be 
elaborated in more than one way“ (Lakoff 2006: 23 f.).

Für die Demokratie und Beteiligung heißt das: (1) Partizipation gehört 
zum unumstrittenen Kern von Demokratie. (2) Demokratie ist ein nor-
mativer Begriff, mit dem Bewertungen vorgenommen werden. Die aus-
gedeuteten Leitwerte einer spezifischen Vorstellung von Demokratie 
sind dabei Antworten auf die Frage nach dem Wozu und Wie der De-
mokratie. (3) Das Konzept der Demokratie ist hinreichend komplex, um 
Variationen zuzulassen. (4) Es gibt Anteile, die jeweils spezifiziert und 
variiert werden können. Diese Anteile betreffen beispielsweise Verfah-
ren der direkten Demokratie, aber eben auch Verfahren der Bürger-, 
Betroffenen-, Beobachter-, Experten- und generell der Stakeholder-
Beteiligung, wie sie oben beschrieben worden sind.

Mit der Darstellung von Demokratie als contested concept sind bereits 
die Annahmen genannt, die in die sogenannte „Komplexe Demokra-
tietheorie“ eingegangen sind; das ist jener demokratietheoretische An-
satz, der die Begriffe und Erwartungen im wissenschaftlichen Demo-
kratie-Diskurs in Deutschland am stärksten geprägt hat. Die komplexe 
Demokratietheorie (nach Scharpf) verspricht die Überwindung des his-
torisch gegebenen Gegensatzes zwischen normativem Anspruch und 
empirischer Machbarkeit und unterscheidet hierzu klassisch, um nicht 
zu sagen kanonisch, zwischen input und output des demokratischen 

tige und praktische Orientierung, was demokratischer Fairness und 
Legitimität entspricht und was als undemokratisch gilt – ein zentrales 
Interesse der Strategieanalyse als Bereich der Politikwissenschaft, 
wie die Beiträge von Schmidt, Saretzki und Merkel zu den „Konturen 
eines neuen Forschungsfeldes“ der politischen Strategie zeigen (in: 
Raschke & Tils 2010).

Demokratietheorien sind die Quelle der vielen und manchmal überla-
denen, häufig grundsätzlichen Ansprüche, die an politische Beteiligung 
gestellt werden. „Demokratietheorie hat mit Partizipation als hervorste-
chendem Merkmal von Demokratie zu beginnen“, so Hager (2005: 16) 
unter Bezug auf ein Zitat von Keim: „The simplest definition of demo-
cracy, rule by the people, implies participation. To rule carries the un-
stated uncondition: to take part; yet the role of participation in demo-
cracy has never been agreed upon“ (Keim 1975: 1, zitiert nach Hager 
2005: 16). Van Deth konkretisiert: „Die Debatten über politische Partizi-
pation betreffen das Ausmaß der Beteiligung – nicht die Notwendigkeit 
von Partizipation für die Lebensfähigkeit einer Demokratie. Wer Demo-
kratie sagt, meint Partizipation“ (van Deth 2009: 141). Die Grundfrage 
aller Demokratietheorien lautet, wer wann und wo an welchen Mei-
nungsbildungsprozessen, Entscheidungen oder Umsetzungen teilhat 
oder teilnehmen sollte. Eine bestimmte Vorstellung von Demokratie 
als Leitidee bedingt eine entsprechende Vorstellung davon, wozu und 
wie Beteiligung erfolgen sollte. Die Aussagen der Demokratietheorien 
beziehen sich dabei in der Regel auf die Makroebene eines (oft nati-
onalstaatlich verfassten) demokratischen Systems: Demokratie wird 
als Praxis eines bestimmten Arrangements eines institutionell-proze-
duralen Regelsystems beschrieben. Einige Demokratietheorien inter-
essieren sich darüber hinaus für konkrete Verfahren der Beteiligung. 
Das Licht der jeweiligen Leitidee der Demokratie leuchtet dann jenes 
Segment der empirisch vielfältigen Beteiligungsverfahren aus, die es 
am besten zu illuminieren vermag.
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verfahren sind aber handlungspraktische Fragen. Die pragmatistische 
Demokratietheorie erhellt die Phänomena politischer Strategie in einer 
Demokratie, vermag die Frontstellungen der komplexen Demokratie-
theorie zu überwinden und fundiert die hier verfolgte Argumentation.

2.2.1	� Pluralismus-Theorie, partizipative und deliberative 
Demokratie-Theorien

Drei prägende Schulen der Demokratietheorie sind die (1) Pluralis-
mus-Theorie, die (2) partizipative und die (3) deliberative Demokratie-
theorie. Die dominante Schule der Demokratietheorie nach dem zwei-
ten Weltkrieg war zunächst die (1) Pluralismus-Theorie. Sie versteht 
Demokratie als Wettbewerb zwischen Interessengruppen um Einfluss 
und Anteil am gemeinsamen Kuchen, wobei strategisches Verhalten 
auch zu Kooperation und Konflikt führt (de Souza Briggs 2008: 28; vgl. 
auch Barber 1994: 135 und Schmidt 2000: 227). Ausgangspunkt ist 
die Annahme, dass sich die (faktisch vorhandene und normativ auch 
wünschenswerte) gesellschaftliche Pluralität in einem pluralen Inter-
essengruppensystem auf der Ebene der Entscheidungsfindung wider-
spiegelt (Hager 2005: 8 f.). Dabei können der Pluralismus-Theorie zu-
folge grundsätzlich alle Interessen artikuliert und organisiert werden 
(Schmidt 2000: 227).

Die Analysen der Pluralismus-Theoretiker zeigten, dass es aber 
letztlich nur die Eliten der Interessengruppen sind, die politisch par-
tizipieren. In einer Art Flucht nach vorne wurde der Beitrag der In-
teressengruppen als effektiv gerechtfertigt und das Partizipations-
postulat zurückgenommen (Hager 2005: 25), zumindest in Bezug auf 
den einzelnen Bürger (Schmidt 2000: 236). Der Fokus liegt auf dem 
Regierungsprozess einer Demokratie im engeren Sinne: Wie kom-
men Entscheidungen zustande? Klassisch hierfür ist Trumans „The 
Governmental Process“ (1957). Fragen nach der Beteiligung im Vor-
feld spielen zunächst nur dann eine Rolle, wenn sie Agenda-Setzun-
gen und Personalauswahl betreffen. In dieser Tradition des Interesses 

Prozesses. Damit begründet sie das als Gegensatz konstruierte In-
teresse an demokratischer Inklusion einerseits und an Regierungs-
fähigkeit andererseits. Dieses Interesse drückt sich auch in den Pro-
grammen der Bertelsmann Stiftung komplementär aus. Die komplexe 
Demokratietheorie hat eine dominante Stellung im deutschen Diskurs 
– allerdings ist sie nicht in der Lage, die Frage nach der Strategie und 
Steuerung von Beteiligungsverfahren zu beantworten. Ihren selbst 
postulierten Gegensatz zwischen Beteiligung auf der einen und Um-
setzung auf der anderen Seite vermag sie nicht zu überwinden.

Die folgende Darstellung verschiedener Schulen der Demokratiethe-
orie dient dem Zweck einer ersten begrifflichen Ordnung der unsys-
tematischen Vielfalt von Beteiligungsverfahren. Dabei werden meh-
rere Ziele verfolgt: Erstens werden die Vielfalt theoretisch fundierter 
Ansprüche an die Leitidee der Demokratie sowie die damit einherge-
henden, bereits bestehenden (positiven) Vorurteile gegenüber Betei-
ligungsverfahren dokumentiert. Exemplarisch werden dabei auch der 
funktionale Mehrwert (pluralistische Demokratietheorie), der norma-
tive Gehalt (partizipative Demokratietheorie) sowie die interpretatori-
sche Prägungskraft (deliberative Demokratietheorie) von Demokratie-
theorien deutlich. 

Zweitens demonstriert diese Darstellung erste strategische Zwecke 
und Formen von Beteiligungsverfahren, an die in der weiteren Diskus-
sion organisierter Dialoge als Strategie anzuschließen ist. – Drittens 
relativieren die verschiedenen Schulen den so dominant wahrgenom-
menen input-output-Gegensatz der komplexen Demokratietheorie. – 
Viertens bereiten sie den Boden für die Einführung der hierzulande 
weithin unbekannten pragmatistischen Demokratietheorie. Diese 
Schule schließt an die vorgestellten anderen Schulen der Demokra-
tietheorie an und hat den Vorteil, eine auf demokratisches Handeln 
ausgerichtete Theorie zu sein. Alle anderen Theorien sind eher The-
orien des demokratischen Systems. Die Fragen nach dem strategi-
schen Einsatz und der strategischen Ausgestaltung von Beteiligungs-
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ren, intelligenteren Politik führen. Dementsprechend ist sie einerseits 
an der Reorganisation von politischen Institutionen und Prozessen, an-
dererseits am Menschen als Bürger interessiert – und weniger an der 
Ergebnisproduktion demokratischer Politik.

Eine demokratische Gesellschaft wurde dabei als Sphäre der Selbst-
bestimmung des Menschen als Bürger, ja: der Menschheit aufgefasst. 
So schrieb Habermas: „Demokratie arbeitet an der Selbstbestimmung 
der Menschheit, und erst wenn diese wirklich ist, ist jene wahr. Politi-
sche Beteiligung wird dann mit Selbstbestimmung identisch sein“ (Ha-
bermas 1961: 15). Barber definiert: „Starke Demokratie als Bürger-
beteiligung löst Uneinigkeit bei Fehlen eines unabhängigen Grundes 
durch den partizipatorischen Prozess fortwährender, direkter Selbst-
gesetzgebung sowie die Schaffung einer politischen Gemeinschaft, 
die abhängige, private Individuen in freie Bürger und partikularistische 
wie private Interessen in öffentliche Güter zu transformieren vermag“ 
(Barber 1994: 147).

Eine unter dem Gesichtspunkt der Partizipation maximierte Demo-
kratie erfordert eine umfassende gesellschaftliche Demokratisierung, 
eine „Entgrenzung der Partizipation“ (Holtkamp, Bogumil & Kißler 
2006: 71), um Demokratie als Lebensform zu verwirklichen. Diese Vor-
stellung schließt an republikanische Traditionen an (vgl. Buchstein & 
Schmalz-Bruns 1994: 304–308) und lebt auch im Bild einer dem Staat 
kritisch und kontrollierend gegenüberstehenden Zivilgesellschaft fort. 
Sie ist ein Programm der Machteinschränkung der repräsentativen De-
mokratie und wird zunehmend auch als Bollwerk gegen die wirtschaft-
lichen und politischen Fliehkräfte der Globalisierung verstanden (vgl. 
Dahl 1994; Archibugi & Held 1995). Dafür wurden verschiedene Agen-
den der sozialen Teilhabe und politischen Teilnahme formuliert. Sie 
reichten im Bereich der Politik von Vorstellungen eines radikalen Räte-
modells bis zu bescheideneren Ergänzungen des repräsentativen Sys-
tems durch erweiterte Beteiligung, umfassten aber auch Wirtschaft und 
Gesellschaft, so unter anderem Betriebe, Schulen und Kindergärten 

am Regierungsprozess steht aber auch ein neu erwachtes Interesse 
an Konfliktlösungsmechanismen durch institutionelle und prozedu-
rale Investitionen in Mediations- und Konsensbildungsverfahren (de 
Souza Briggs 2008: 29). Das erweitert den Blick: Strukturierte Verfah-
ren sollen kollektives Lernen, konstruktive Interessensverhandlung 
und sogar die Suche nach gemeinsamen Gewinnen jenseits des be-
stehenden Kuchens leisten – beispielhaft hierfür ist der Ansatz des 
Bostoner Consensus Building Institute (Susskind, McKearnan & Tho-
mas-Larmer 1999).

Dieser Fokus auf den Status quo, die Eliten und ein blindes Auge für 
die Machtungleichgewichte zwischen gesellschaftlichen Interessen-
gruppen wurden der Pluralismus-Theorie jedoch auch zum Vorwurf 
gemacht (Schmidt 2000: 236 f., Hager 2005: 9). Hier setzt die asso-
ziative Demokratietheorie mit ihren Vorschlägen an. Obgleich mit an-
derer Vorgeschichte (Hirst 1994: 15–21), geht auch sie von der An-
nahme pluraler Interessengruppen aus, möchte jedoch die Potentiale 
gesellschaftlicher Demokratisierung durch subsidiäre Dezentralisie-
rung, Konsultation, Kooperation und Assoziations-interne Demokrati-
sierung realisieren (ebenda: 34–40).

Die Schule der (2) partizipativen oder partizipatorischen Demokratie-
theorie (Schmidt 2000: 251–268) entstand in Reibung an den augen-
scheinlich von Eliten dominierten repräsentativen Demokratien. In den 
USA ist die Entstehung der Idee von „Participatory Democracy“, von 
Carol Pateman in ihrem Schule machenden Buch „Participation and 
Democratic Theory“ programmatisch zusammengefasst (1970), un-
trennbar mit den sozialen Bewegungen der 60er und 70er Jahre des 
20. Jahrhunderts verbunden (Herzberg 2001: 8–11). Sie ist eine stark 
normative Theorie, in den Augen ihrer Kritiker unrealistisch und idea-
listisch bis illusorisch (Schmidt 2000: 261). In ihrem Ausgang steht die 
Vorstellung klassischer politischer Philosophie, eine politische (demo-
kratische) Ordnung müsse zum Guten im Menschen als Bürger (als ci-
toyen, nicht als bourgeois) korrespondieren und zu einer solidarische-
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des deliberativ-demokratischen Systems sind die Inklusion aller Bür-
gerinnen und Bürger in den Meinungs- und Willensbildungsprozess, 
die dafür notwendig vorzuhaltenden Beteiligungsmöglichkeiten und 
die Chance eines aufgeklärten Verständnisses der Themen (vgl. Gas-
til 2008: 5–8). Zivilgesellschaftliche Institutionen, reale, mediale und 
digitale Öffentlichkeiten, Parlamente, Verwaltungen und Justiz halten 
dafür vielfältige Foren und Formen demokratischer Kommunikation 
und Deliberation bereit (vgl. ebenda: 284).

Nicht jede Form von politischer Kommunikation ist im konkreten Sinne 
Deliberation, wie sie von Deliberations-Denkern gefordert wird. „When 
people deliberate, they carefully examine a problem and arrive at a 
well-reasoned solution after a period of inclusive, respectful conside-
ration of diverse points of view“ (ebenda: 8). Renn (2008) beschreibt 
als den Zweck eines Beteiligungsverfahrens im deliberativen Ansatz, 
Wahrheitskriterien zu debattieren und normative Validierungen im Hin-
blick auf die Wahrhaftigkeit vorzunehmen. Die Rationalität der Deli-
beration erfordere dann, alle relevanten Argumente einzubeziehen 
und Konsens durch Argumentation zu erzielen – als Beispiele hierfür 
nennt er Citizen Forums oder Deliberative Juries. Dahinter steckt ein 
prozeduraler Vernunftbegriff, wie ihn Jürgen Habermas in seiner Dis-
kursethik maßgeblich formuliert hat (vgl. Keller 1997: 318). Habermas 
definiert den Diskurs als „die durch Argumentation gekennzeichnete 
Form der Kommunikation (...), in der problematisch gewordene Gel-
tungsansprüche zum Thema gemacht und auf ihre Berechtigung hin 
untersucht werden. Um Diskurse zu führen, müssen wir in gewisser 
Weise aus Handlungs- und Erfahrungszusammenhängen heraustre-
ten; hier tauschen wir keine Informationen aus, sondern Argumente, 
die der Begründung (oder Abweisung) problematisierter Geltungsan-
sprüche dienen“ (Habermas 1984: 130 f.).

Die Habermas’sche Diskursethik postuliert ausdrücklich die Gebote 
des Respektes, der Fairness, der Reziprozität, der intersubjektiven 
Verständlichkeit und der Überprüfbarkeit und fordert den Verzicht von 

(Herzberg 2001: 10 f.). Dementsprechend entstanden demokratische 
Konzepte in der Pädagogik, für die Arbeitsteilung und Mitbestimmung 
in Betrieben sowie zur Ausgestaltung einer „Wirtschaftsdemokratie“ 
(Holtkamp, Bogumil & Kißler 2006: 70 f.). Über die Strategien der De-
mokratisierung und das Ausmaß der damit verbundenen Politisierung 
besteht Uneinigkeit (Schmidt 2000: 255). Einigkeit besteht aber im An-
spruch, eine Vielfalt innovativer demokratischer Prozeduren zu schaf-
fen, wofür Schmidt an den Begriff der „prozeduralistischen Demokra-
tietheorie“ von Habermas erinnert (Schmidt 2000: 259 ff.).

Die (3) deliberative Demokratietheorie, wie sie seit den 80er Jahren 
in amerikanischen und deutschen Demokratiediskursen entwickelt 
wurde, schließt an das allgemeine Programm der partizipativen De-
mokratietheorie an und konkretisiert sie in der Vorstellung einer „Re-
gierung durch Diskussion“ (Feindt 2001). Dabei entstanden nicht nur 
Vorstellungen zum umfassenden deliberativ-demokratischen System, 
sondern auch konsistente Maßstäbe für konkrete diskursive Verfah-
ren (vgl. Saretzki 2010: 126–132). Deliberative Demokratietheoreti-
ker haben sich also nicht allein mit dem makrosystemischen Wozu 
und Wie, sondern auch mit dem Wozu und Wie der Mikroebene be-
schäftigt. Das hat eine Reihe reflektierender Beteiligungspraktiker an-
gezogen, die ihr eigenes Wirken durch die deliberative Brille rekonst-
ruiert haben – beispielsweise im Deliberative Democracy Consortium 
(DDC), einem internationalen, aber anglo-amerikanisch geprägten 
Forschungsverbund.

Einig sind sich deliberative Ansätze, dass die Quelle demokratischer 
Legitimität der Prozess der Deliberation ist (vgl. Strecker & Schaal 
2001: 120). Regierung durch Diskussion heißt, dass Rechtsetzung 
erfolgt, indem der politische Prozess vor der Rechtsetzung nicht nur 
Präferenzen aggregiert und abrechnet, sondern indem der Meinungs-
bildungsprozess Verständigung und rationale Argumentation fördert. 
Er vollzieht sich in komplex verflochtenen Diskursarenen, die für alle 
möglichen Sorten von Gründen empfänglich sind. Zentrale Kriterien 
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färbter Form nach Deutschland schwappte (vgl. Herzberg 2001: 9 f., 
Hager 2005: 25). 

Konstruiert werden sollte eine Theorie, die normative Zielwerte einer 
Demokratie mit empirisch existierenden Institutionen und Prozessen 
sensibel vermittelt. Schmidt formuliert ihre zentrale Frage wie folgt: 
„Wie kann möglichst effektiv und zugleich demokratisch regiert wer-
den, so dass ein Höchstmaß an kollektiver Wohlfahrt erreicht und die 
Entstehung totalitärer Herrschaft verhindert wird?“ (Schmidt 2003: 
169, zitiert nach Holtkamp, Bogumil & Kißler 2006: 82). Das zentrale 
Problem, das die komplexe Demokratietheorie zu adressieren ver-
sucht, steckt in der Beobachtung, dass weitergehende Partizipati-
onsforderungen im Gegensatz zur Leistungsfähigkeit des politischen 
Systems zu stehen scheinen (Hager 2005: 9). Ihr Leitgedanke ist es, 
diesen offenbaren Gegensatz im Begriff der Komplexität auszudrü-
cken und eine Theorie zu schaffen, die umfassend komplexitätsfähig 
ist, also mit einer Vielzahl von miteinander kombinierbaren Variablen 
praktisch und theoretisch, normativ und empirisch umzugehen weiß. 
Die Theorie wurde gleichsam als Simulationsapparat angelegt, in dem 
normative Zielwerte und empirische Daten unter Berücksichtigung vie-
ler Variablen miteinander verrechnet werden können.

Die Komplexität der komplexen Demokratietheorie ergibt sich also 
nicht alleine aus der Beschaffenheit des behandelten Gegenstan-
des – den Zusammenhängen einer Demokratie. Sie ergibt sich auch 
aus der skrupulösen architektonischen Anlage moderner sozialwis-
senschaftlicher Theorien, die den Anspruch haben, erstens die not-
wendige Reflexion eines normativ durchtränkten Zusammenhangs 
mit einer prinzipiell funktionalistischen wissenschaftlichen Vorgehens-
weise zu vereinen und zweitens das theoretische Bezugssystem und 
die empirischen Beobachtungen in ein wechselseitig informiertes Ver-
hältnis zu setzen. Norm und Funktion, Theorie und Empirie – und im 
Ansatz Scharpfs: input und output demokratischen Regierens – sys-
tematisch zu vereinen, ist eine methodologische Herausforderung, 

strategisch-instrumenteller Kommunikation seitens der Teilnehmer. 
Damit formatiert Habermas eine „ideale Sprechsituation“, also Kom-
munikationsbedingungen, unter denen über Geltungsansprüche al-
lein kraft des „besseren Arguments“ vernünftig zu befinden ist. Damit 
werden „die Verständigungsverhältnisse (...) zum einzigen und un-
verzichtbaren Garanten von Humanität“ (Nennen 2000: XII). „Diskurs 
ist zum Ideal, Diskursivität zu einem Qualitätskriterium geworden, um 
die Dignität und das Legitimationsvermögen von Prozessen der poli-
tischen Willensbildung zu überprüfen. (...) Der Anspruch auf Diskursi-
vität wird somit zum theorieförmigen Modellfall einer gelingenden Pra-
xis“ (ebenda: X).

Partizipative und deliberative Demokratietheorien verbindet mit der 
pragmatischen Demokratietheorie die Vorstellung, dass in Beteili-
gungsverfahren eine neue Form von Wissen entsteht (Barber 1994: 
154–168): „Starke Demokratie stellt Politik als Erkenntnistheorie ins 
Zentrum ihrer Praxis“ (ebenda: 158), das durch Beteiligung entste-
hende politische Wissen könne „autonom, unabhängig“, „angewandt, 
praktisch“, „provisorisch, flexibel“, „schöpferisch, gewollt“ und „auf 
Konsens ausgerichtet, gemeinschaftlich“ sein (ebenda: 160).

2.2.2	� Komplexe Demokratietheorie: Demokratie als komplexes 
Arrangement der Herrschaft durch das Volk für das Volk

Die komplexe Demokratietheorie entstand in Deutschland Anfang der 
70er Jahre mit Arbeiten von Frieder Naschold (1968; 1969; 1971) und, 
stärker Schule machend, Fritz Scharpf (1970; 1975; 1985; 1988). Sie 
ist ein bewusster Versuch, eine sozialwissenschaftlich anspruchsvolle, 
empirisch und normativ gleichermaßen anschlussfähige Theorie zu 
konstruieren: „Demokratietheorie – Zwischen Utopie und Anpassung“, 
wie Scharpf programmatisch formulierte (1970). Sie verstand sich als 
Revision der amerikanischen Pluralismus-Theorie (vgl. Hager 2005: 8, 
24 f.), vorgenommen in Reaktion auf die Forderungen der partizipati-
ven Demokratietheorie, welche in populärer, mitunter sozialistisch ge-
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Anspruch ausgeweiteter Beteiligung wird dabei durch output-Orientie-
rung und empirische Orientierung zweifach diszipliniert (vgl. Schmidt 
2000: 296). Zudem werden die vielfältigen normativen Ziele zu zwei 
wesentlichen Zielwerten als Leistungsversprechen moderner Demo-
kratietheorien aggregiert: Legitimität durch Beteiligung (input) als Herr-
schaft durch das Volk und Legitimität durch effektive, sachangemes-
sene Lösungen als Herrschaft für das Volk (output). 

Komplexe Demokratietheorie besteht für Scharpf im Folgenden darin, 
die Bedingungen für die bestmögliche Implementierung dieser beiden 
potentiell konfligierenden, im besten Fall aber komplementären und 
einander verstärkenden Zielwerte zu identifizieren und zu beschrei-
ben. Die Akzeptanz eines demokratischen Systems hängt in dieser 
Sicht von den Erfolgen auf beiden Seiten ab. Während sich input und 
output auf der Ebene der Legitimität verstärken, stehen ihre operati-
ven Erfolgskriterien im Gegensatz zueinander. „Bezugspunkt und Kri-
terium der Legitimation“ sind auf der input-Seite „authentische Expres-
sion und unverfälschte Implementation des ‚Volkswillens‘“, auf der 
output-Seite aber „die gemeinsamen Probleme und Interessen der 
real existierenden Mitglieder des Gemeinwesens“ (Scharpf 1997: o. 
S.). Um hierfür erfolgreiche Lösungen zu finden, bedarf es einer Reihe 
von institutionellen Mechanismen, die den durch Vertreter auszudrü-
ckenden „Volkswillen“ vielfach sachlich, rechtlich und strategisch im 
Sinne einer Orientierung an der Figur des Gemeinwohls disziplinie-
ren (ebenda: o. S.).

Scharpf setzt seinen Schwerpunkt in der weiteren Theorieentwicklung 
tendenziell gegen die Partizipation auf der input-Seite: „Insgesamt ge-
winnt man bei der Durchsicht der Scharpfschen Vorschläge jedoch den 
Eindruck, dass das Partizipationspostulat aus dem engeren Bereich 
der politischen Entscheidungsfindung evakuiert wird. (...) Wie die wei-
tere Ausarbeitung der Theorie zeigt, liegt die Betonung der ‚planenden 
Demokratie‘ eindeutig auf dem Gelingen der Planung trotz und nicht 
durch Partizipation“ (Hager 2005: 28 f.). Scharpf wird im Zuge des Aus-

die zu komplexen Arrangements in der Theoriearchitektur führt, noch 
bevor der erste Wähler bei der Stimmabgabe beobachtet wird (vgl. 
Schmidt 2000: 299). Hier ist die komplexe Demokratietheorie von den 
Erkenntnissen und Selbstreflexionen sozialwissenschaftlicher Theo-
riebildung geprägt, wie sie nicht zuletzt durch die aufkommende Sys-
temtheorie und durch kybernetische Modelle thematisiert wurden (für 
eine ausführliche Diskussion Hager 2005: 19–24 zu Optionen sozial-
wissenschaftlicher Theoriebildung).

Die komplexe Demokratietheorie ist zunächst, in Abgrenzung zum nor-
mativen Impetus der Pluralismus-Theorie (affirmierend) und der parti-
zipativen Demokratietheorie (emanzipatorisch), um saubere Analyse 
bemüht. Scharpf fokussierte seine Analyse einerseits auf die Eingabe-
seite des Prozesses, den input, und andererseits auf die Produktions-
seite, den output. Die Analyse der Willensbildung und Entscheidungs-
findung auf der einen Seite und der Regierung und der politischen 
Steuerung auf der anderen Seite sollte gleichgewichtig die empiri-
schen Variablen herausarbeiten und sie dann mit normativen demo-
kratischen Zielwerten auf beiden Seiten verschneiden (vgl. Schmidt 
2000: 294 f.). Dabei sollten Hinweise auf real existierende Demokra-
tisierungspotentiale gewonnen werden, die für Scharpf auf ein „do-
siertes Mehr an politischer Beteiligung“ und „intelligentere politisch-
administrative Steuerung“ hinausliefen. Die Unterscheidung einer 
input- und output-Seite entstammt Überlegungen Scharpfs zum Kom-
plexitätsaufbau seiner Theorie. Scharpf ging davon aus, dass es eine 
Vielzahl von prinzipiell irreduziblen demokratischen Zielwerten ver-
schiedener demokratischer Akteure gebe, die nicht durch eine theo-
retische Vorentscheidung durch ihn als Autor reduziert werden dürfe. 
„Die Scharpf’sche Innovation liegt nun in der axiomatischen Verdich-
tung dieser Pluralität zu zwei gegensätzlichen Zielgrößen, ‚input‘ und 
‚output‘. Das mittlerweile zum demokratietheoretischen Standardre-
pertoire (vgl. Dahl 1994, Schmidt 1997) gehörende ‚Legitimitäts-Effek-
tivitätsdilemma‘ wird hier erzeugt“ (Hager 2005: 25 f.). Der normative 
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Kritik der bundesrepublikanischen Demokratie im globalisierten ers-
ten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts: Je stärker die Interdependen-
zen wirtschaftlicher Entwicklung zunehmen, desto mehr entrückt der 
Ort relevanter politischer Entscheidungen und demokratischer Gestal-
tung, weg von der lokalen Ebene und außerhalb der Reichweite der 
Bürger. Immer mehr Menschen verfügen immer weniger über das ei-
gene Leben. „Das Individuum fühlt sich durch die Politik nicht mehr re-
präsentiert, sieht seine Interessen nicht mehr vertreten, hat aber auch 
keinen Ansatzpunkt für Widerstand; die Folgen sind politische Apathie 
und Beliebigkeit“ (ebenda: 128). 

Dewey setzt dieser Bestandsaufnahme sein Bild der Great Commu-
nity entgegen. Diese Great Community ist ein Raum der Entfaltung 
und des Wachstums des Individuums, ein Raum der persönlichen Er-
fahrung, der Selbstbestimmung und assoziativen Selbstorganisation. 
Letztlich ist die Great Community eine soziale, nach liberalen Prin-
zipien geordnete Demokratie als „Gemeinschaftsleben“ – „mehr als 
eine Regierungsform; sie ist in erster Linie eine Form des Zusammen-
lebens, der gemeinsam und miteinander geteilten Erfahrung“ (Dewey 
1964: 121, zitiert nach Jörke 2003: 205). Dieses erste Dewey’sche 
Verständnis von Demokratie schließt an alte normative Traditionsbe-
stände klassischer politischer Philosophie zur guten, menschengemä-
ßen politischen Ordnung an und teilt mit den Ansprüchen partizipativer 
Demokratietheorie die Idee, dass Demokratie nicht nur inklusive politi-
sche, sondern auch eine soziale Praxis ist. 

Deweys politisches Denken verpflichtet sich der Transformation von 
der Great Society zur Great Community. Der entscheidende Hebel 
für diese Transformation ist Deweys Vorstellung (kollektiven) politi-
schen Handelns: Die Great Society wird dann zur Great Community, 
wenn Demokratie als Modus, Mechanismus und Methode der kollekti-
ven, experimentellen Problemlösung gelebt wird. Damit ist das zweite 
Dewey’sche Verständnis von Demokratie angesprochen: Democracy 
as Problem Solving. Politik beginnt nach Dewey dann, wenn die Kon-

baus einer „erweiterten komplexen Demokratietheorie“, verstärkt in 
den 90er Jahren, zum Steuerungstheoretiker. Seine Befunde betreffen 
die sinkende Steuerungsfähigkeit des Nationalstaates. Daran schließt 
die Governance-Debatte an, die häufig deskriptiv und selten interes-
siert an demokratischen Zielwerten bleibt (Walk 2007: 34).

2.2.3	� Pragmatistische Demokratietheorie: Politik als 
Problemlösung

Für die pragmatistische Tradition politischer Theorie hat der amerika-
nische Philosoph John Dewey die deutlichsten Ausarbeitungen zur 
Demokratie gemacht. Hintergrund sind ausführliche Überlegungen zu 
Wissens- und Wissenschaftstheorien, der Pädagogik und zu experi-
mentellem Handeln, die einander komplementierten. Dabei versteht 
Dewey „Politik als kooperatives Problemlösungshandeln“ (Jörke 2003: 
233 ff.) oder, wie de Souza Briggs (2008) sie empirisch rekonstruiert: 
„Democracy as Problem Solving“. Dewey geht davon aus, dass De-
mokratie eine gemeinschaftliche Praxis kooperativen und experimen-
tellen Problemlösungshandelns ist, bei dem intelligente Lösungen für 
eine interdependente Welt entstehen. Das ist eine Vorstellung, die in 
Zeiten von Globalisierung, Governance und nachhaltiger Entwicklung 
neue Relevanz gewinnt. Zur zentralen Frage wird dabei, wie kollektive 
Problembearbeitungsprozesse gestaltet werden sollen, oder, in ande-
ren Worten: wie Demokratie organisiert sein sollte. Diese Frage geht 
zurück auf Alexis de Tocqueville, der von Pragmatisten hierzu gerne 
zitiert wird: „In democratic countries, knowledge of how to combine is 
the mother of all other forms of knowledge; on its progress depends 
that of all the others“ (de Tocqueville, Mayer & Lawrence 1995: 517; 
vgl. de Souza Briggs 2008: 8).

Die Vorstellung von Politik als Prozess kollektiver Problemlösung ist 
eingebettet in Deweys Kritik an der Great Society, der gesellschaftli-
chen Wirklichkeit der Massendemokratie USA in den ersten Jahrzehn-
ten des 20. Jahrhunderts (vgl. Jörke 2003: 203). Sie liest sich wie eine 
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2.3	� Die Vielfalt der Ansprüche und Formen von 
Beteiligungsverfahren

Mit den fünf dargestellten Schulen der Demokratietheorie sollte eine 
erste Ordnung der Diskurse zu den strategischen Zwecken und 
der Formgebung von Beteiligungsverfahren vorgenommen werden. 
Die verschiedenen Schulen der Demokratietheorie illustrieren un-
terschiedliche Demokratie-Verständnisse und die Vielfalt bestehen-
der Ansprüche an Einsatz (Wozu) und Gestaltung (Wie) von Beteili-
gungsverfahren. Das bereitet den Boden für eine Relativierung des 
input-output-Gegensatzes der komplexen Demokratietheorie (2.4) 
sowie einen Ausblick auf die pragmatistische Demokratietheorie als 
Fundament des folgenden Arguments zu organisierten Dialogen als 
Strategie (2.5).

Was „Demokratie“ heißt, bestimmt die Ansprüche und Vorurteile ge-
genüber verschiedenen Formen von Beteiligungsverfahren. In der 
Zusammenschau der vorgestellten Schulen ergeben sich zunächst 
unterschiedliche Schwerpunktsetzungen auf der Makroebene de-
mokratischer, in der Regel nationalstaatlich verfasster Systeme. Die 
folgende Darstellung idealisiert die genannten Intentionen und Per-
spektiven der Demokratietheorien – einzelne Autoren sind häufig um-
fassender.

Die skizzierten Erwartungen an den Leitwert der Demokratie und das 
entsprechend vorausgesetzte Regelsystem stecken den Möglichkeits-
horizont auszuweitender politischer Beteiligung ab. Ebenso grenzen 
sie ein, welche empirischen Ergebnisse überhaupt von Interesse und 
einschätzbar sind. Inwieweit die jeweils formulierten Vorstellungen 
normative Idealvorstellungen oder affirmative Kapitulationen vor der 
normativen Kraft des Faktischen darstellen und inwieweit sie die de-
mokratische Wirklichkeit hinreichend abbilden, kann hier nicht Gegen-
stand der Diskussion sein – auch wenn diese Frage bedeutend ist für 
den Stellenwert, der Strategien politischer Beteiligung zugesprochen 

sequenzen individuellen Handelns andere Individuen unfreiwillig be-
treffen und deshalb der gemeinsam ausgehandelten Regulierung be-
dürfen. Mit interdependenten Problemen, die alleine nicht mehr gelöst 
werden können, entstehen Öffentlichkeit und kooperatives politisches 
Handeln (vgl. Dewey 1991: 12 ff.). Das zentrale Modell hierfür ist die 
Vorstellung des Prozesses der social inquiry, ins Deutsche mit „öffent-
licher Untersuchung“ adäquat übersetzt (Krüger 2000; Rost 2003). 

Dewey beschreibt damit im Prinzip ein prototypisches Beteiligungs-
verfahren, bei dem die Beteiligten in kooperativ-experimenteller Weise 
einen Problemlösungszyklus durchlaufen. Im Ausgang steht ein kon-
kretes Problem, genauer: eine problematische, in der Regel von Kom-
plexität gekennzeichnete Situation. Sie soll in eine unproblematische 
Situation transformiert werden, was „kreatives Handeln“ erfordert – 
Joas spricht beim Pragmatismus deshalb von einer „Theorie situier-
ter Kreativität“ (Joas 1996: 197). Die Transformation der problemati-
schen in eine unproblematische Situation erfordert die Reorganisation 
der problematischen Situation. Dabei greifen Reflexion und Handeln 
auf Probe ineinander (vgl. Jörke 2003: 213). Die experimentelle und 
reflexive Problemlösung umfasst alle Schritte von der Analyse bis zur 
Umsetzung. In seiner Untersuchung „Logic: The Theory of Inquiry“ be-
schreibt Dewey die verschiedenen Phasen seines Untersuchungspro-
zesses: die Qualifizierung einer Situation als untersuchungsbedürftige 
Problemstellung, die experimentelle Bildung und rationale Überprü-
fung einer Lösungshypothese, die reflexiv-korrigierende Inbezugset-
zung von Begriff und Wirklichkeit sowie die Konstruktion eines Urteils 
(vgl. Dewey 2002; vgl. auch Krüger 2000: 212–227; Rost 2003). Wo 
dieser Untersuchungsprozess im öffentlichen Raum vorgenommen 
wird, entfaltet sich Demokratie als Untersuchungsprozess. Dabei ent-
steht im Effekt eine „continuously planning society“ im Unterschied zur 
„planned society“ (vgl. Rost 2003: 12).
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Abbildung 2: Zwecke und Formen von Beteiligungsverfahren

Theorie
Mikro-Ebene der Beteiligungsverfahren

Wozu Beteiligung? – Zwecke Wie Beteiligung? – Formen

Pluralistische 
Demokratie-
theorie

Beiträge zur Bestimmung des 
Gemeinwohls:
•	 Personalauswahl
•	 Agenda-Setzung
•	 Kooperation
•	 Wettbewerb
•	 Machtverteilung 
•	 Konfliktlösung
•	 Entscheidungsfindung

Vielfältige Formen und Foren:
•	� Assoziation: Artikulation &  

Organisation von Interessen 
in repräsentativen, pluralen 
und subsidiären Interessen-
gruppen

•	 Kollektive Lernverfahren
•	 Aushandlungsverfahren
•	 Konsensbildende Verfahren
•	 Konfliktbearbeitungsverfahren

Partizipative 
Demokratie-
theorie

Beiträge zur sozialen und po-
litischen Selbstbestimmung, 
bspw.:
•	� Emanzipation durch 

Selbstbeteiligung
•	� Selbstbestimmender 

Mensch wird zum Citoyen
•	� Kritik und Kontrolle staat-

lich zentralisierter Politik / 
Herrschaft

•	� Machtabgabe: Subsidiäres 
Empowerment

•	 Transparenz
•	� Schaffung politischer  

Gemeinschaft
•	� Generierung politischen 

Wissens
•	� Transformation privater 

Interessen in öffentliche 
Güter

•	 Selbstgesetzgebung
•	 (Mit-)Entscheidung
•	 Leistungserbringung
•	� Erweiterung der Hand-

lungsspielräume

Keine Festlegung: offen für alle 
Modi, Methoden und Mechanis-
men inklusiver, breiter, sozialer 
und politischer Beteiligung

Komplexe  
Demokratie-
theorie (nach 
Scharpf)

Empirisch vielfältig vorge-
nommene Zwecksetzungen, 
die theorieintern unter dem 
Endzweck der Erhöhung der 
input-Legitimität subsumiert 
werden

Alle Modi, Methoden und  
Mechanismen der Meinungsbil-
dung und Entscheidungsfindung,  
solange sie nicht effektive  
Regierung verhindern

wird. Den Intentionen und Perspektiven auf der Makroebene entspre-
chen jedenfalls typische Intentionen und Perspektiven auf der Mik-
roebene konkreter Beteiligungsverfahren – auch da, wo Beteiligungs-
verfahren nicht so konkret gefasst werden, weil die Theorie auf der 
Makroebene eine Vielfalt von Beteiligungsverfahren zu umfassen be-
ansprucht.

Abbildung 1: Zwecke und Formen der Demokratie

Theorie
Makroebene der Demokratie

Wozu Demokratie? – Zweck Wie Demokratie? – Formen

Pluralistische 
Demokratie-
theorie

Entscheidung und Bestim-
mung des Gemeinwohls in 
einer pluralistischen, in Inte-
ressengruppen organisierten 
Gesellschaft

Subsidiäres institutionell-proze-
durales Arrangement verschie-
dener Arenen, in dem plurale In-
teressengruppen in einem fairen 
politischen Wettbewerb stehen

Partizipative 
Demokratie-
theorie

Demokratie als gesellschaftli-
cher Ausdruck selbst- 
bestimmten menschlichen  
Lebens ist ein Selbstzweck

Umfassende, inklusive Vielfalt 
von sozialer Teilhabe und  
politischer Teilnahme von  
Bürgern in allen gesellschaftli-
chen Bereichen: Bürgerengage-
ment, Bürgerbeteiligung, direkte  
Demokratie

Komplexe  
Demokratie-
theorie (nach 
Scharpf)

Erfolgreiche und kontrollierte 
staatliche Herrschaft durch 
das Volk und für das Volk

Komplexes Arrangement effek-
tiver demokratischer Regierung 
mit einem „dosierten Mehr an 
politischer Beteiligung“

Deliberative 
Demokratie-
theorie

Legitimierung von Regierung 
und Rechtsetzung durch  
inklusive und kritische  
Diskussion 

Umfassende und komplex ver-
flochtene Arenen der diskursiven 
Meinungs- und Willensbildung 
mit Beteiligungsmöglichkeiten 
für alle Bürger

Pragmatisti-
sche Demo-
kratietheorie 
(nach Dewey)

Bürger lösen ihre interdepen-
denten öffentlichen Probleme 
in Selbstbestimmung und  
experimenteller Kooperation

Gemeinschaftlich erfahrbare,  
inklusive soziale und politische 
Praxis kooperativen bis konflik-
tiven, experimentellen Problem-
lösungshandelns aller Bürger 
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2.4	 Zur relativen Bedeutung des input-output-Problems

Das Spannungsverhältnis zwischen input- und output-Legitimität des 
politischen Systems bei Scharpf entsteht nicht auf der Ebene der Le-
gitimität selbst – vielmehr nimmt er an, dass im empirischen Regelfall 
diese zwei Quellen demokratischer Legitimität einander ergänzen und 
verstärken. Tatsächlich entstammt die Spannung den operativen Be-
dingungen, aus denen sich die jeweilige Legitimität ableitet: dem au-
thentischen Ausdruck des authentischen Volkswillens über maximale 
Beteiligung einerseits und der nachhaltig problemadäquaten Lösungs-
suche und Entscheidung andererseits. Je weiter sich aber politische 
Entscheidungen von einem „Wir“ der Demokraten entfernen, desto un-
günstiger werden die operativen Produktionsbedingungen der input-
Legitimation. Beteiligung, gar Konsens – nach Scharpf zwei typische 
Figuren input-orientierter Argumentation – werden faktisch immer we-
niger möglich (vgl. Scharpf 1999). Der spätere Scharpf setzt darum auf 
Legitimation durch den output guter Entscheidungen, die auf wirksame 
Weise das allgemeine Wohl im jeweiligen Gemeinwesen fördern. Die 
output-Seite der Demokratie ist für Scharpf eng mit zentralisiertem 
staatlichem Handeln verbunden. Staatliches Handeln adressiert Pro-
bleme, die kollektiver Lösungen durch dauerhafte und multifunktionale 
Strukturen bedürfen, weil sie ihre Ursache häufig in der Interdepen-
denz individueller Handlungen haben und viele Menschen betreffen. 
Diese Legitimität entsteht aus einer empirischen Logik.

Hierzu sind aus Sicht der hier verfolgten Argumentation zwei Anmer-
kungen zu machen: Erstens verwendet Scharpf einen spezifischen, 
allein input-fokussierten Begriff von politischer Beteiligung, der stim-
mig mit seinem makrosystemischen und theoretischen Erkenntnis-
interesse ist, aber wesentliche Erträge von Beteiligung nicht erfasst. 
Vom Erkenntnisinteresse her geht es ihm „um die Rechtfertigung der 
Mehrheitsherrschaft als Zentralproblem input-orientierter Theorien de-
mokratischer Legitimation“ (ebenda: 17). Der Ertrag von Beteiligung, 
an dem Scharpf interessiert ist, ist gar nicht der reale oder mögliche 

Während die pluralistische und die partizipative Demokratietheorie 
offen für Verfahren sind, die einem fairen Wettbewerb oder umfassen-
der Partizipation entsprechen, steht die Offenheit der komplexen De-
mokratietheorie für Beteiligungsverfahren unter dem Vorbehalt, dass 
diese nicht die Effektivität des Regierungshandelns einschränken 
dürfe (vgl. nächster Absatz). Während Beteiligungsverfahren häufig 
unter der Überschrift „deliberative Verfahren“ subsumiert werden, ent-
sprechen eigentlich nur Verfahren, in denen das bessere Argument 
entscheiden soll, dem deliberativen Ansatz – Szenarioprozesse sind 
als kreative Übung, Mediationsverfahren als (teilstrategische) Ver-
handlungsverfahren dementsprechend beispielsweise ausgeschlos-
sen. Die pragmatistische Demokratietheorie umfasst dagegen alle 
partizipativen Beiträge zur öffentlichen Problemlösung, wobei der Mo-
dellfall der „öffentlichen Untersuchung“ einen längeren politischen Pro-
zess von der Beschreibung des Problems bis zur Umsetzung erfolg-
reicher Lösung darstellt. Dieser experimentelle, also selbst-reflexive 
Prozess kann in der Regel nicht über ein bestimmtes Verfahren alleine, 
sondern nur über die situativ angemessene Kombination verschiede-
ner Beteiligungsverfahren gestaltet werden.

Deliberative 
Demokratie-
theorie

Diskursive Beratung für sach-
lich angemessenere und  
politisch besser legitimierte 
Ergebnisse von Regierung 
und Rechtsetzung

Kollektive, rationale Lern-,  
Urteilsbildungs- und Kommuni-
kationsprozesse, bei denen das 
bessere Argument zählt,  
beispielsweise 
•	 Citizen Juries
•	 Deliberation Days
•	 Im engeren Sinne der Diskurs 
als argumentative Begründung 
von Geltungsansprüchen nach 
den Prinzipien diskursiver Ratio-
nalität der Diskursethik

Pragmatisti-
sche Demo-
kratietheorie 
(nach Dewey)

Kreative Lösung moralischer, 
sozialer und politischer  
Probleme

Alle Formen experimenteller  
öffentlicher Untersuchungs- und 
Problemlösungsverfahren
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Behringer (2002) zurückführen, sind aber in nur geringem Maße Krite-
rien und Perspektiven, die auch in der Praxis für Beteiliger und Beteiligte 
relevant sind (Mansbridge, Hartz-Karp, Amengual & Gastil 2006: 1).

Ein anderer Grund könnte sein, dass die Idee der Demokratie als An-
spruch und die Demokratie als real existierendes, institutionell-pro-
zedurales Regelsystem einer Erbschaft von Norm und Fakt, Theo-
rie und Praxis verpflichtet sind, bei denen sich Norm und Anspruch 
immer auf Seiten der Partizipation, Fakt und Wirklichkeit immer auf 
der Seite der Regierung niederschlagen. Durch alle Demokratiethe-
orien zieht sich die Gegenüberstellung von Repräsentierten und Re-
präsentanten, von Volk und Herrschern. Hier wird ab und zu gewählt, 
dort kontinuierlich regiert. Hier wird deliberiert, dort entschieden. Hier 
vollzieht sich Selbstbestimmung, dort kollektiv verbindliche Rechtset-
zung. Hier stehen die amorphen Formen und vielfältigen Akteure der 
Zivilgesellschaft und der kritischen Öffentlichkeit, dort handeln Verwal-
tung, Bürokratie, Parlament und Regierung. Hier legitimiert der theo-
retische Souverän, dort wirken Exekutive, Legislative und Judikative 
praktisch. Hier wird verfassungsrechtlich philosophiert, dort wird re-
giert. Hier steht der überforderte Bürger mit seinem partikularen Wis-
sen vor komplexen Problemen, dort stehen Profis mit Herrschaftswis-
sen. Hier steht der artikulierte Willen des Volkes, dort die Wirksamkeit 
institutionell raffinierter Lösungen. 

Das Moment des normativ gut Gemeinten durchdringt alle Handlun-
gen der Repräsentierten, das Moment des real (hoffentlich gut) Ge-
machten durchdringt die Handlungen der Regierung. Wo Demokratie-
wissenschaft als empirisch-analytische Sozialwissenschaft betrieben 
wird, muss sich die normative Ausweitung des gut Gemeinten, des 
idealen Anspruchs, gegenüber den Grenzen der Machbarkeit in der 
real existierenden Demokratie immer rechtfertigen. Wo Demokratie-
wissenschaft in der Tradition politischer Philosophie betrieben wird, 
ist das Verhältnis genau umgekehrt: Die Wirklichkeit wird mit dem Li-
neal des Ideals gemessen. In beiden Fällen besteht die Gegenüber-

Beitrag zur Problemlösung. Das gilt schon für die input-Seite, bei der 
der Volkswille authentisch artikuliert wird. Und es gilt erst recht für die 
output-Seite, wo der so artikulierte Volkswille durch eine Reihe insti-
tutioneller Vorkehrungen so lange raffiniert wird, bis aus den roh ag-
gregierten, bisweilen bereits diskursiv begründeten Präferenzen eine 
tragfähige Lösung entsteht. Die Spannung zwischen Beteiligung als 
input und effektiver Problemlösung als output entspringt alleine den 
Prämissen, mit denen Scharpf sein theoretisches Problem aufbaut. 
Sie ist, in anderen Worten, wesentlich ein theorieinternes Problem. 
Scharpf reduziert Beteiligung als Element der „Regierung durch das 
Volk“ auf die Plausibilität eines Beitrags zur input-Legitimität. Damit 
zielt er an der Vielfalt möglicher Erträge von Beteiligungsverfahren 
vollkommen vorbei.

Zweitens ist zu fragen, warum Scharpfs Grenzziehungen zwischen 
input und output, zwischen angemessener Einbindung der Bürger in 
politische Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse einerseits und 
Steuerung, Effizienz und Effektivität demokratischer Regierung ande-
rerseits, dennoch so plausibel erscheinen und den Diskurs dominie-
ren. Dazu können hier nur Vermutungen geäußert werden, die an an-
derer Stelle nachzuprüfen sind.

Ein Grund für die Hinnahme eines letztlich unterkomplexen, input-fo-
kussierten Beteiligungsbegriffs von Scharpf könnte sein, dass die real 
zu erwartenden Erträge von Beteiligungsverfahren bislang weder em-
pirisch noch konzeptionell aufgearbeitet worden sind. Demokratiethe-
orien stülpen Beteiligungsverfahren letztlich ihre makrosystemischen 
Kategorien über und kolonialisieren dieses Phänomen, ohne die in 
vielfältigen Formen ausgedrückte Eigenlogik von Beteiligungsverfah-
ren zu berücksichtigen. Typische Evaluationen von Beteiligungsver-
fahren (beispielsweise von Geißel 2008) rekurrieren auf Kriterien wie 
„Legitimität“, „Effektivität“, „Qualifizierung“ und „Sozialkapital“. Diese 
lassen sich auf bestehende theoretische Diskussionen mit einschlägi-
gen Beiträgen von Putnam (1993), Lijphart (1999), Feindt (2001) oder 
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temischen und analytischen Bias der komplexen Demokratietheorie 
stellt die pragmatistische Demokratietheorie ihr Interesse an individu-
ellem und kollektivem Erfahrungshandeln entgegen, fokussiert also 
auf reale demokratische Akteure und ihr experimentelles, kooperati-
ves Problemlösungshandeln. Dabei interessiert sie sich immer schon 
normativ wie praktisch für die Beteiligung der Bürger am Prozess der 
Problemlösung – und zwar nicht nur aus Legitimitätsgründen auf der 
Seite eines inputs, sondern im gesamten Prozess der Problemverar-
beitung von der Problemstellung bis zur Auflösung. Im Interesse an 
„Politik als Problemverarbeitung“ (Scharpf 1973: 15; Jann und Weg-
rich 2003) sind die pragmatistische und die komplexe Demokratiethe-
orie anschlussfähig. 

Im Verständnis der Demokratie als einer Form erfahrbarer und ge-
meinschaftlicher Selbstbestimmung schließt Dewey darüber hinaus 
an alte normative Traditionsbestände klassischer politischer Philoso-
phie an und teilt mit den Ansprüchen partizipativer Demokratietheorie 
die Idee, dass Demokratie nicht nur politische, sondern ebenso soziale 
Praxis ist. Anschlussreich ist sie auch an den Begriff der Gesellschafts-
beratung (vgl. Leggewie 2007): Deweys Modell der öffentlichen Unter-
suchung setzt die Interpenetration von Laien- und Expertenkulturen 
voraus (vgl. Krüger 2000, vgl. Jörke 2003: 211–222 zu „‚Social Inquiry‘ 
zwischen Expertise und Partizipation“). Anschlussfähig ist Dewey auch 
zu den Kommunitaristen, als deren Vorläufer er mitunter gesehen wird 
(vgl. Wellmer 1993: 183). Dabei unterscheidet sich Dewey von kom-
munitären Vorstellungen unter anderem durch seinen Fokus auf das 
Individuum und den Verzicht darauf, seine Vorstellung von Gemein-
schaft in idealer Absicht substantiell zu bestimmen. 

Anschlussfähig ist Dewey schließlich auch an die deliberative Demokra-
tietheorie. Jörke zeigt, wie einige Schwachpunkte des Habermas’schen 
Demokratiedesigns durch Beiträge Deweys überwunden werden kön-
nen (vgl. Jörke 2003: 234–238). Im Gegensatz zu Habermas „kommt 
es bei Dewey gerade nicht zur Kontraktion der Demokratie auf den Be-

stellung fort. Das macht die Unterscheidung zwischen authentischem 
input und klugem output einerseits so plausibel und kategorisch an-
schlussfähig. In Bezug auf die Erträge von Beteiligungsverfahren ist 
sie andererseits aber irreführend: Der große Blick verstellt den Blick 
auf die kleinen, praktisch machbaren Lösungen. Diese sollen in Kapi-
tel 5 skizziert werden.

2.5	� Ausblick: Strategie und Beteiligungsverfahren als 
Phänomene pragmatistischer Demokratietheorie

Allen Demokratietheorien ist die Intention gemeinsam, eine mehr oder 
weniger konstruktive Demokratiekritik zu leisten. Sie bestimmen, was 
„Demokratie“ in ihrem normativen und empirischen Gehalt eigentlich 
ist. Unterschiedliche Ansätze haben unterschiedliche Schwerpunkte 
und normativ-empirische Mischverhältnisse. Damit positionieren sie 
sich über die Wissenschaft hinaus politisch. Wie deutlich wurde, ist der 
Ausgangspunkt zur Entwicklung einer neuen Demokratietheorie häu-
fig die Unfähigkeit einer älteren Demokratietheorie, bestimmte Phä-
nomene kritisch oder konstruktiv zu erfassen. Eine neue Demokra-
tietheorie füllt dann die Lücke und bemüht sich, der eigenen Agenda 
gemäße Potentiale weiterer Demokratisierung aufzuzeigen. Die Lücke, 
um die es hier geht, ist das theorieintern konstitutive, deshalb künst-
liche und nicht auflösbare input-output-Dilemma der komplexen De-
mokratietheorie. Gesucht wird eine Theorie, die die Vielfalt politischer 
Beteiligung aus dem toten Winkel der komplexen Demokratietheorie 
befreit, ohne den wesentlichen Anspruch der komplexen Demokratie-
theorie auf eine integrative, komplexitätsfähige Zusammenschau auf-
zugeben. Die Antwort gibt die pragmatistische Demokratietheorie, wie 
sie oben mit Dewey skizziert worden ist. 

In Bezug auf Beteiligungsverfahren vermeidet sie die blinden Flecken 
der komplexen Demokratietheorie, ist an die anderen Demokratiethe-
orien weithin anschlussfähig und leistet konkrete Orientierung bei der 
strategischen Gestaltung von Beteiligungsverfahren. Dem makro-sys-
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diaries – Einzel- oder Kollektivakteure „who help define problems and 
build capacity to tackle them“ (ebenda: 12).

Für die civic capacity als generativem Herzschlag einer problembe-
arbeitenden Demokratie werden zwei Phänomene besonders wich-
tig: Beteiligung und Strategie. Wo Demokratie als kollektive Aktion 
in Bezug auf gemeinsame Probleme verstanden wird, muss Betei-
ligung jenseits formaler Strukturen immer neue Formen annehmen 
und immer wieder neu strukturiert werden: „It is not just participa-
tion through the vote or the structuring of wider forms of participation 
but structuring participation to achieve social progress that makes for 
strong democracy“ (de Souza Briggs 2008: 13, kursiv im Original). Die 
Strukturierung der Beteiligung vorzunehmen, erfordert aber Strategie: 
„First, what strategies do political actors use to create more capacity 
for communitywide collective action, not just to win influence (get their 
way) in a variety of contexts? (…) Second, to what extent are those 
strategies, which presumably reflect and respond to the dynamics of 
civic capacity, driven by deliberative learning as opposed to competi-
tive bargaining?” (ebenda: 15). In anderen Worten: Mit welchen Stra-
tegien strukturieren Akteure Beteiligung? Reflektieren diese Strategien 
Deliberation oder Wettbewerb? Über diese konkreten Fragen nach der 
Strategie in einer Demokratie hinaus ist das Phänomen der Strategie 
– verstanden als ein kreativer, experimenteller, situationsübergreifend 
auf Erfolg abzielender Handlungsprozess – ein genuines Phänomen 
pragmatistischen, sprich: problemlösenden Handelns (vgl. Kapitel 3).

Die Demokratietheorie Deweys ist sowohl auf systemischer Makro-
Ebene wie auf handlungspraktischer Meso- und Mikroebene aussage-
kräftig. Sie verknüpft die input- und output-Seite demokratischer Politik 
und ist gleichzeitig normativ gehaltvoll sowie empirisch anschlussfä-
hig. Damit erfüllt sie wesentliche Ansprüche der komplexen Demo-
kratietheorie, allerdings auf der Basis eines gänzlich anderen Wis-
senschafts- und letztlich Wissensverständnisses. Im Bruch mit der für 
westliches Denken so konstitutiven Entgegensetzung von Theorie und 

reich der politischen Entscheidungsfindung“ (Jörke 2003: 203). Demo-
kratie als Problemlösung ist als eine breite soziale und politische Pra-
xis angelegt, ihr Instrumentarium beschränkt sich eben nicht auf die 
Formenfamilie der Diskussion. 

Dementsprechend komplex und dynamisch sind die Voraussetzun-
gen der Demokratie als Problemlösung. De Souza Briggs beschreibt 
diese Voraussetzungen als civic capacity einer politischen Einheit 
und ihrer Sektoren „government, market, and civil society“ (de Souza 
Briggs 2008: 42): „The capacity to devise, decide, and act collectively 
to improve our lives“ (ebenda: 11) oder noch kürzer: „Civic capacity’s 
purpose is to enable collective action“ (ebenda: 42). In welchen loka-
len Mischungsverhältnissen dieses Vermögen zu demokratischer kol-
lektiv problembearbeitender Aktion in einer „arbeitenden Demokratie“ 
jeweils entsteht, ist unterschiedlich. Als grundlegende Strukturen für 
die Erweiterung und den Einsatz des kollektiven Vermögens, wichtige 
Probleme zu lösen, beschreibt de Souza Briggs „stable coalitions that 
authorize things and implementation-focused alliances to get things 
done“ (ebenda: 12). Koalitionen bringen Legitimität und Empower-
ment, Allianzen Effizienz und Effekt. Zusammen entsteht Produktivität 
– das „Leistungsvermögen“, das der sonst eher technisch gebrauchte 
Begriff der Kapazität konnotiert.

Wie de Souza Briggs empirisch demonstriert, wirken bei erfolgreicher 
demokratischer Aktion mehrere Faktoren zusammen. Dazu gehören in 
der Regel geltende Normen, Rahmenbedingungen und Institutionen, 
„that combine learning and bargaining effectively and constantly rather 
than divorcing dialogue from forging wise agreements“ (ebenda: 12) – 
unterschiedliche Ressourcen, Mittel und Rezepte politischen Handelns 
inklusive informeller und formaler Machtausübung, Wettbewerb der 
Märkte, Beteiligung, Konflikt und Kooperation; strategische und politi-
sche Handlungsfähigkeit (vgl. ebenda, 12, 15 f.); und der tatsächliche 
Wille, die Faktoren dieser Kapazität auch auf produktive Zusammen-
wirkung hin zu organisieren. Eine spezielle Rolle spielen civic interme-
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3	� Kalkulation zwischen Wozu und Wie: 	  
Zum Begriff der politischen Strategie

Der Diskurs zur politischen Strategie hat sich in der Politikwissenschaft 
erst in den letzten Jahren entwickelt, sowohl in Bezug auf als auch in 
Abgrenzung von militärischen und betriebswirtschaftlichen Strategie-
vorstellungen. Die folgende Darstellung geht von der auch von der 
Bertelsmann Stiftung immer wieder referenzierten Konzeption politi-
scher Strategie aus, die von Raschke und Tils entwickelt worden ist 
(vgl. Raschke 2002; Tils 2005; Raschke & Tils 2007; 2010). Sie erwei-
tert allerdings diese Konzeption um zwei Einsichten: erstens, um die 
Bedeutung der Zwecksetzung, und zweitens, um den Begriff der Me-
thode. Beide Erweiterungen spielen eine entscheidende Rolle in der 
Anwendung von Strategie bei der Gestaltung von Beteiligungsverfah-
ren, und sie erlauben es, in Kapitel 6 den Begriff der Strategiefähigkeit 
anders zu präzisieren als bei Raschke und Tils.

3.1	 Zum Diskurs politischer Strategie

Das Thema politische Strategie ist für die Politikwissenschaft ein erst 
kürzlich entdecktes Thema (vgl. Gohl 2008), welches „erfolgsorien-
tierte politische Akteure immer schon“ interessiert hat (Raschke & Tils 
2007: 43) – so Thukydides, Machiavelli und von Clausewitz. Während 
ein praxisnaher Diskurs über Strategie und strategisches Manage-
ment seit den 1960er Jahren im Bereich der Organisations- und Un-
ternehmensforschung und später der Betriebswirtschaftslehre statt-
findet (vgl. Mintzberg 2004: 39; 64), wurde das Thema politische 
Strategie in Deutschland vergleichsweise spät entdeckt. Eine erste 
grundlegende Studie thematisierte die Anstrengungen der Politik, 
nachhaltige Entwicklung zu gewährleisten (Jänicke 1997, Tils 2005). 
Zwar wurde nachhaltige Entwicklung im Rahmen der diskursprägen-
den Arbeiten der Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und 
der Umwelt“ des Bundestags 1994–1998 als integrativer und gesell-
schaftlicher „Such-, Lern- und Gestaltungsprozess“ begriffen, für den 

Praxis dürfte ein wesentlicher Grund zu suchen sein, warum der Prag-
matismus und seine Hinweise in der Wissenschaft bis heute nur von 
wenigen Programmatikern politischer oder sozialwissenschaftlicher 
Theoriebildung ernst genommen werden.
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& Seberich: 2007; Fischer, Kießling & Novy 2008). Die Zeitschrift für 
Politikberatung (2008) und erneut das Forschungsjournal Neue Sozi-
ale Bewegungen (2008) widmeten dem Thema der politischen Strate-
gie ganze Ausgaben.

3.2	 Strategietraditionen zwischen Plan und Prozess

Was meint der Begriff Strategie? Mintzberg sortiert die vorherrschen-
den Definitionen aus der Betriebswirtschaftslehre in fünf unterschied-
liche Fächer ein (vgl. 1992; 2004: 22–29): Strategie als (1) plan, (2) 
pattern, (3) ploy, (4) position und (5) perspective. Während Strategie 
(1) als vorausschauender Plan „eine Richtung, ein[en] Leitfaden oder 
ein[en] Aktionskurs für die Zukunft“ (vgl. Mintzberg 2004: 22) meint 
und Absichten darstellt, markiert Strategie als (2) pattern ein sich im 
Rückblick ergebendes tatsächliches Muster eines „über die Zeit hin-
weg konsistente[n] Verhalten[s]“ (ebenda: 23). Als (3) ploy verstanden, 
ist Strategie eine List, mit der der Gegner oder Konkurrent getäuscht 
werden soll (ebenda: 28 f.) – hier ist an die von Harro von Senger 
(2000) popularisierten 36 „Strategeme“ der Chinesen zu denken. Stra-
tegie als (4) position meint, dass ein Unternehmen oder Produkt eine 
genau bestimmte, einzigartige Position am Markt oder im Kopf des 
Konsumenten besetzt (vgl. Mintzberg 2004: 25 f.); an diesen Begriff 
schließen auch Branding-Strategien an (Ries & Trout 2001). Und als 
(5) perspective begriffen, meint Strategie eine innere Einstellung und 
Ausrichtung zur Welt, die für das eigene Handeln maßgeblich ist (vgl. 
Mintzberg 2004: 26 f.). Aus pragmatistischer Sicht ist diese Verinnerli-
chung bestimmter handlungsleitender Paradigmen als Verinnerlichung 
bestimmter Frames und Begrifflichkeiten nachzuvollziehen.

Aus Sicht von Verfahrensgestaltern fehlt das sechste P: Strategie als 
Prozess oder Prozedur (vgl. Gohl 2008: 206). Strategie ist ein „Modus 
des Vorgehens“ (Tils 2005: 142 ff. in Bezug auf die Werksgeschichte 
Martin Jänickes). Mintzberg setzt in seinem Diskurs voraus, dass Stra-
tegien ein Konstrukt sind, das nach Konstruktion effizient umgesetzt 

Partizipation und die Frage nach dem prozeduralen „Wie“ zum Zwe-
cke nachhaltiger Entwicklung eine zentrale Rolle spielte (Minsch u. a. 
1998; Brand & Jochum 2000; Brand et al. 2001). Dieser Ansatz inter-
essierte sich aber stärker für die „Institutionellen Reformen für eine Po-
litik der Nachhaltigkeit“, so der Titel der von der Enquete-Kommission 
in Auftrag gegebenen Studie von Minsch et al., als für den Ansatz po-
litischer Strategie. Dieser vollzog die Abkehr vom Fokus auf Systeme 
und Institutionen und wandte sich dem handelnden politischen Akteur 
als Bezugspunkt zu – ohne allerdings bislang in einer Handlungsthe-
orie jenseits unpassender normativer und rationaler Handlungstheo-
rien Wurzeln zu schlagen. 

Eine erste Thematisierung der Strategiefähigkeit politischer Parteien 
jenseits des Regierungsalltags leisteten Nullmeier & Saretzki 2002. In 
diesem Band skizzierte Raschke zum ersten Mal ein Verständnis po-
litischer Strategien als erfolgsorientierte Konstrukte einer situations-
übergreifenden Ziel-Mittel-Umwelt-Kalkulation (vgl. Raschke 2002). 
An diesen Begriff sowie an Jänicke (1997) knüpfte Tils im Jahr 2005 
mit seiner grundlegenden Dissertation „Politische Strategieanalyse“ an 
und legte seither gemeinsam mit Raschke eine „Grundlegung“ politi-
scher Strategie (2007) und ein Kompendium „Strategie in der Politik-
wissenschaft“ (2010) nach. Zu diesem Zeitpunkt war der Strategiedis-
kurs bereits ansteckend geworden: Eine mit zehn pointierten Thesen 
garnierte Dokumentation eines prominent (u. a. mit Warnfried Dettling 
und Matthias Machnig) besetzten Workshops von berlinpolis und Vo-
dafone konstatierte im Februar 2005, es mangele der deutschen Politik 
und Beratung nicht nur an Strategiefähigkeit, sondern auch an Orten 
und Räumen strategischer Politik. Das Forschungsjournal Neue So-
ziale Bewegungen widmete dem Dilemma der Strategiebildung in der 
Politik eine eigene Ausgabe (2005), wofür Speth (2005) systemati-
sche Arbeit leistete und Dettling (2005) den berlinpolis-Workshop resü-
mierte. Die Bertelsmann Stiftung steuerte im Anschluss an diesen Dis-
kurs konzeptionelle und vergleichende Studien bei (Fischer, Schmitz 
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tischer Strategie umfasst neben praktischem, handlungsstrukturieren-
dem Wissen die Dimensionen der Intentionalität (leitender Gedanke), 
Temporalität (stete Veränderung braucht kontinuierliche Fortbildung) 
und der Kontextualität (das Angesicht der Verhältnisse) (Gohl 2010, 
Kapitel IX). Wie gleich zu diskutieren sein wird, fehlt bei von Moltke al-
lerdings noch die Dimension der Instrumentalität – das Element der 
Mittel, das im Diskurs über politische Strategie bei Raschke und Tils 
eine entscheidende Rolle spielt.

3.3	� Wie? Strategie als Ziel-Mittel-Umwelt-Kalkulation nach 
Raschke und Tils

Bis auf das Element der Mittel des Handelns ist die Definition von Molt-
kes anschlussfähig an die wichtige, grundlegende und praktische Defi-
nition politischer Strategie von Raschke und Tils. Deren Definition wie-
derum fehlt aber ein zentrales Element von Moltkes – dazu mehr im 
nächsten Abschnitt. Raschke und Tils definieren Strategie, wie bereits 
erwähnt, als „erfolgsorientierte Konstrukte, die auf situationsübergrei-
fenden Ziel-Mittel-Umwelt-Kalkulationen beruhen“ (vgl. 2007: 127). Sie 
schaffen mit dieser Definition das zentrale Modell des gegenwärtigen 
Diskurses über politische Strategie. Beispielsweise gehört diese De-
finition zum Fundament des von der Bertelsmann Stiftung entwickel-
ten Strategietools für politische Reformprozesse (SPR) (Fischer, Kieß-
ling & Novy 2008). 

Raschke und Tils beschreiben damit den Prozess der strategischen 
Steuerung als Prozess einer andauernden und dynamischen Kalku-
lation, wobei praktisches, erfolgsorientiertes Handlungswissen ent-
steht. Die immer wieder vorgenommenen Kalkulationen fragen nach 
dem erfolgreichen Einsatz von Mitteln unter gegebenen Bedingungen 
in Bezug auf definierte Ziele: Die spezifischen Ziel-Mittel-Umwelt-Kal-
kulationen „bezeichnen auf gewünschte Zustände (Ziele) gerichtete, 
systematisierende und berechnende Überlegungen (Kalkulationen) 
für zielführende Handlungsmöglichkeiten (Mittel) mit Blick auf den si-

werden muss. Dabei geht er, wie viele Ansätze strategischen Manage-
ments, von einer Strategieumsetzung unter gleichbleibenden, nicht-
dynamischen Rahmenbedingungen aus (vgl. Proff 2007). Dieser An-
satz verpasst die Pointe der Strategie aus militärischer Sicht (vgl. von 
Clausewitz 1998, Blumentritt 1960; Luttwak 2003). Strategie ist aus 
dieser Sicht charakteristisch davon geprägt, in einem reagierenden 
Raum zu operieren beziehungsweise (kriegerische) Interaktionen (mit 
dem Gegner) zu strukturieren. Reaktion und Interaktion prägen, wenn-
gleich in zivilerer Weise, auch die Politik. 

Politische Strategien müssen darum dynamisch sein; sie setzen In-
teraktion mit der Umwelt voraus und verlangen im Laufe ihrer Umset-
zung reflexive Anpassung. Wäre diese Anpassungsleistung in Bezug 
auf einen „Strategie“ genannten Plan nur die naturgemäße Behebung 
von dessen Defiziten in der Umsetzungsphase, dann wäre dieser Be-
griff von Strategie schon immer defizitär. Dass eine Strategie sich aber 
erst in der erfolgreichen interaktiven Umsetzung und Anpassung recht 
eigentlich vollzieht, sollte zum selbstverständlich vorausgesetzten We-
sensmerkmal von politischer Strategie an und für sich zählen. Keiner 
hat diesem Gedanken schöneren Ausdruck verliehen als der preußi-
sche Generalfeldmarschall Helmuth Graf von Moltke. In seinem Auf-
satz „Über Strategie“ von 1871 schrieb er: „Die Strategie ist ein System 
der Aushülfen. Sie ist mehr als Wissenschaft, ist die Übertragung des 
Wissens auf das praktische Leben, die Fortbildung des ursprünglich 
leitenden Gedankens entsprechend den stets sich ändernden Verhält-
nissen, ist die Kunst des Handelns unter dem Druck der schwierigsten 
Bedingungen“ (von Moltke, zitiert nach Blumentritt 1960: 6). 

Beinahe alle zentralen Elemente und Faktoren politischer Strategie 
scheinen in diesem Zitat auf: (1) praktisch angewandtes Wissen jen-
seits von Wissenschaft, auf dessen Basis (2) der Geist eines leiten-
den Gedankens wirksam wird, welcher (3) im Angesicht sich stets ver-
ändernder Verhältnisse der (4) kontinuierlichen Fortbildung bedarf und 
so die (5) Kunst des Handelns strukturiert. Das prozedurale Reich poli-
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Und situationsübergreifend „meint dann die Ausweitung in zeitlicher, 
sachlicher und sozialer Hinsicht. Das Übergreifende bezieht sich auf 
mögliche Variationen im Zeitverlauf, auf verschiedene Sachzusam-
menhänge, mindestens aber Sachaspekte, und auf vielfältige Bezie-
hungen zwischen relevanten Akteuren“ (ebenda: 131).

3.4	� Wozu? Zur Bedeutung des Zwecks für die politische 
Strategie

Welcher wichtige – und aus Sicht von Verfahrensgestaltern entschei-
dende – Faktor in der Gleichung politischer Strategie fehlt der Defini-
tion von Raschke und Tils? Diesen Faktor nennt von Moltke, wobei er 
auf von Clausewitz zurückgeht. Es ist der Faktor des „leitenden Ge-
dankens“, der Intention, welche das Handeln durchdringt und quali-
fiziert – in der Sprache des Militärs der commander’s intent, der Ge-
fechtsbefehlen beigestellt wird. Er erlaubt es, dem leitenden Gedanken 
entsprechende Anpassungen des eigenen Handelns vorzunehmen, 
wenn die „stets sich ändernden Verhältnisse“ die Ausführung des Be-
fehls unmöglich machen. Das ist ja kein Phänomen des militärischen 
Gefechts alleine: Sehr häufig gilt es in der Politik, auf Herausforderun-
gen reagieren zu müssen, Chancen zu realisieren, sich bietende Ge-
legenheiten zu ergreifen oder Ziele neu zu akzentuieren (nach Fischer, 
Kießling & Novy 2008: 21).

Orientierung für das angepasste Handeln bietet bei von Clausewitz der 
Zweck, das Wozu des Handelns. Dieser Zweck meint den gebündel-
ten Effekt aller im strategischen Handlungsprozess vollzogener Ein-
zelhandlungen. Er durchdringt, einer Kaskade gleich, strategisches 
Handeln bis in einfache methodische Operationen hinein, wie von 
Clausewitz in seinen Ausführungen zum „Kriegsplan“ im achten Buch 
seines Werks „Vom Kriege“ ausführt (vgl. von Clausewitz 2000: 289): 
„Der Kriegsplan faßt den ganzen kriegerischen Akt zusammen, durch 
ihn wird er zur einzelnen Handlung, die einen letzten endlichen Zweck 
haben muß, in welchem sich alle besonderen Zwecke ausgeglichen 

tuationsübergreifenden relevanten Kontext (Umwelt)“ (Raschke & Tils 
2007: 129, kursiv im Original). 

Das heißt im Detail: Strategische Ziele als gewünschte und ange-
strebte Zustände „umfassen sowohl Macht- als auch Gestaltungs-
ziele“, welche operationalisierbar sein müssen (ebenda: 129). – „Stra-
tegische Mittel werden hier als Handlungsmöglichkeiten definiert, die 
auf Wegen und Ressourcen beruhen“ (ebenda: 129, kursiv im Origi-
nal), wobei Handlungsmöglichkeiten wiederum Maßnahmen unter-
schiedlichster Art sein können, beispielsweise eine Kampagne, eine 
Koalition oder ein Gesetz. Alle ihnen vorausgesetzten Wege der Ein-
flussnahme und Entscheidung sind durch formelle Leitplanken der po-
lity oder durch informelle Verhaltensmuster markiert. Die Ressourcen 
sind für das eigene Handeln mobilisierbare „materielle oder immateri-
elle Hilfsmittel des Handelns“ (ebenda: 130). – Die strategische Um-
welt ergibt sich aus der Handlungsperspektive des Akteurs. Dieser 
Ausschnitt ist gleichzeitig Voraussetzung und Wirkungsfeld, und lässt 
sich näher bestimmen mit „Interaktionsakteuren, Arenen und sonsti-
gen institutionell verfestigten und gelegenheitsoffenen Gegebenhei-
ten“ (ebenda: 130).

Schlussendlich werden strategische Kalkulationen definiert als „sys-
tematisierende, berechnende Denkoperationen, die stabilisierte Sinn-
verbindungen zwischen einzelnen, erfolgsrelevanten Elementen 
entstehen lassen. (...) Die Kalkulationen stellen gedachte Wirkungs-
zusammenhänge zwischen den angesteuerten Zielen, vorhandenen 
Mitteln und relevanten Umweltausschnitten her“ und sind insofern „er-
folgsorientierte Vorteilsberechnungen“, als sie „nach dem erfolgrei-
chen Einsatz von Mitteln und gegebenen Bedingungen in Bezug auf 
definierte Ziele“ fragen (ebenda: 130 f., kursiv im Original). Situati-
onsübergreifend sind diese Kalkulationen, weil eine Situation nur „ein 
zeitliches, sachliches und soziales Moment des rasch Vorübergehen-
den, thematisch Begrenzten, nur eine spezifische Akteurskonstella-
tion betreffenden Ausschnitts der Realität“ bezeichne (ebenda: 131). 
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scher Sicht typisch cartesianische Probleme ein (vgl. Joas 1996: 218–
230). Dieser Einwand gegen Raschke und Tils ist für das von ihnen so 
herausragend geprägte Thema wichtig: Bei der „Frage nach der Be-
rechtigung des Zweck-Mittel-Schemas für ganz unterschiedliche The-
orieprojekte“ handelt es sich nach Joas um „ein Problem von höchs-
ter theoriestrategischer Bedeutung“ (ebenda: 220). Würden Raschke 
und Tils mehr auf pragmatistische Handlungstheorien eingehen, könn-
ten sie bei ihrer Suche nach einer „verstehenden Handlungstheo-
rie“ (Raschke & Tils 2010: 361–369), die „Erklärungs- und Orientie-
rungswissen“ (Tils 2005: 58–60) gleichermaßen zur Verfügung stellt, 
schnell fündig werden, die Bedeutung der für sie zentralen „Orientie-
rungsschemata“ epistemologisch begründen und den in ihren Schrif-
ten immer wiederkehrenden stillen Widerstreit zwischen Intentionalität 
und Rationalität zugunsten der Intentionalität beenden.

Die Orientierung an einem handlungsleitenden Gedanken entlastet 
den Handelnden unter Bedingungen der Unsicherheit davon, die ein-
mal festgelegten Ziele – ob im Krieg oder anderen Interaktionen – er-
reichen zu müssen, wenn sich die Bedingungen verändern. „In der 
Praxis halten sich politische Akteure nicht starr an die zu Beginn des 
politischen Prozesses definierten Zielsetzungen“ (Fischer, Kießling & 
Novy 2008: 21). Wo für erfolgreiches situationsübergreifendes Han-
deln der End-Effekt entscheidend bleibt, darf „erfolgreich gescheitert“ 
werden. Zielzustände können verfehlt werden, wenn dennoch der er-
wünschte Effekt eintritt. Luttwak beschreibt dies grundlegend als „pa-
radoxe Logik der Strategie“ (Luttwak 2003: 16). Diese Einsicht teilen 
die Strategie-Denker mit Machtpragmatikern wie Helmut Kohl („Ent-
scheidend ist, was hinten rauskommt“) und Pragmatisten wie John 
Dewey (vgl. Joas 1996: 227). Dieser hatte herausgearbeitet, dass 
Ziele immer auch in Bezug auf (temporär) vorhandene Mittel gesehen 
und möglicherweise angepasst werden müssten. In der Tat können 
sich bereits erreichte Ziele auf die verfügbaren Mittel, aber auch auf die 
Priorität anderer Ziele auf zunächst unvorhergesehene Weise auswir-

haben.“ Darum empfiehlt von Clausewitz: „Man fängt keinen Krieg 
an, oder man sollte vernünftigerweise keinen anfangen, ohne sich zu 
sagen, was man mit und was man in demselben erreichen will, das 
erstere ist der Zweck, das andere das Ziel. Durch diesen Hauptgedan-
ken werden alle Richtungen gegeben, der Umfang der Mittel, das Maß 
der Energie bestimmt, und er äußert seinen Einfluß bis in die kleins-
ten Glieder der Handlung hinab.“ Diese Vorstellung findet sich in von 
Clausewitz’ berühmter Unterscheidung zwischen Strategie und Taktik 
wieder: „Es ist also nach unserer Einteilung die Taktik die Lehre vom 
Gebrauch der Streitkräfte im Gefecht, die Strategie die Lehre vom Ge-
brauch der Gefechte zum Zweck des Krieges“ (ebenda: 485).

Dieser letzte Zweck bei von Clausewitz ist von Moltkes „ursprünglich 
leitender Gedanke“ (vgl. 3.2). Was mit dem Krieg erreicht werden solle, 
entspricht der Frage, wozu man den Krieg führt. Die Frage, was man in 
dem Krieg erreichen wolle, ist eine Frage nach Zielen innerhalb eines 
Krieges. Sie entspricht der Frage nach den erwünschten „Zuständen“ 
in der Ziel-Definition von Raschke und Tils. Beide Male geht es um Po-
sitionen, die erreicht werden sollen, um letztlich etwas Weiteres zu er-
reichen – um eben den Zweck zu bewirken. Dieses letztendliche Wozu 
des Zwecks definiert den erwünschten Effekt, die Auswirkung einer 
Handlung oder einer strategisch vereinten Handlungskette. Der kate-
goriale Unterschied zwischen Zweck und Ziel ist, dass der Zweck sich 
als Wirkung erweist, das Ziel sich aber im Zustand zeigt. Der Zweck ist 
darum auch mehr als nur ein hierarchisch übergeordnetes Ziel. 

Handlungstheoretisch geht es eben nicht um zielrationales, teleologi-
sches Handeln, sondern um Zweckintentionales, trajektorisches Han-
deln (vgl. Gohl 2008: 206, 2010: Kapitel IX). Raschke und Tils begeben 
sich deshalb auf den falschen Pfad, wenn sie Strategie in der Theo-
rietradition zweckrationalen Handelns nach Weber beheimaten wollen 
(vgl. Raschke & Tils 2010: 363) – Webers teleologischer Zweck-Begriff 
verwechselt Ziel und Zweck, tut damit strategischem Denken nach von 
Moltke und von Clausewitz Unrecht und handelt sich aus pragmatisti-
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3.5	� Was womit? Methode nach von Clausewitz als bewährte Ziel-
Mittel-Operation

Taktisches Handeln wird strategischem Handeln häufig entgegenge-
setzt: Wer „nur“ taktisch handele, sei eben gerade kein Stratege. Das 
ist ein Missverständnis, dem auch Raschke und Tils aufsitzen (vgl. 
2007: 76). Denn „Strategie und Taktik“ meint eigentlich ein pars-pro-
toto-Verhältnis: Taktik ist ein konkreter Anwendungsbereich der Stra-
tegie. Sie ist, frei nach der von Clausewitz’schen Rede von Taktik als 
der Lehre vom Gebrauch der Streitkräfte im Gefecht, die Lehre vom 
Gebrauch der richtigen Mittel in interaktiven Situationen. Wer taktisch 
handelt, handelt dem Wesen nach strategisch, aber im Kleinbereich 
der Anwendung. Und wer „nur“ taktisch handelt und den Bereich der 
Strategie als übergreifender Kalkulation vergisst, gewinnt noch eine 
Weile in Situationen, aber eben nicht mehr situationsübergreifend.

Die eigentliche Entgegensetzung zum Begriff der „Strategie“ ist der 
Begriff der „Methode“. Methodisches Handeln ist dem Modus nach 
nicht strategisches Handeln, und von Clausewitz behauptet sogar, 
seine Lehre der Strategie sei die Antwort auf die Fehler des Methodis-
mus – eine wichtige Perspektive, die letztlich auch die Bedeutung der 
Unterscheidung zwischen Ziel und Zweck begründet. Dennoch sind 
Methoden ein integraler Bestandteil jeder Strategie. Das eigentümliche 
Verhältnis zwischen Strategie und Methode ist letztlich die fruchtbarste 
Spannung prozessgestalterischen Handelns. Es bestimmt Grenzen 
und Potentiale des strategischen Einsatzes und der Gestaltung inter-
aktiver Methodiken.

Dem „Methodismus“ widmet sich von Clausewitz im vierten Kapitel sei-
nes zweiten Buches „Über die Theorie des Krieges“ im Rahmen der 
Gesamtabhandlung „Vom Kriege“ (vgl. von Clausewitz 1998: 136–
143). Neben Gesetzen, Grundsätzen, Regeln, Vorschriften und Anwei-
sungen unterscheidet von Clausewitz als Phänomene des Handelns 
die „Methode, Verfahrungsart, ein unter mehreren möglichen ausge-

ken. Möglicherweise könnte auch die Umwelt auf die Einlösung eines 
Ziels so reagieren, dass es unmöglich oder unnötig wird, ursprünglich 
geplante Ziele noch zu erreichen. 

Drei Gründe gibt es, zwischen Zweck und Zielen zu unterscheiden: 
Erstens ist die Rekalkulation auch von Zielsetzungen im Geiste eines 
leitenden Gedankens ein Gewinn an strategischer Flexibilität. Zwei-
tens entspricht die Orientierung an zu erzielenden Wirkungen den 
Bedingungen und der nicht-linearen, paradoxen Logik dynamischer 
Umwelten viel besser als die Setzung verschiedener zu erreichender 
(statischer) Zustände. Und drittens erleichtert die Zwecksetzung die 
konsistente und konsequente Kommunikation von Handlungsabsich-
ten, ohne dass rekalkulierte Handlungspfade auf der Ebene veränder-
ter Ziele, Mittel oder Umweltbedingungen erläutert werden müssen. 

Alle genannten drei Punkte erweisen sich gerade für die strategische 
Gestaltung von Beteiligungsverfahren als Segen (siehe Kapitel 5.2). 
Für diese Gestaltung ziviler, deliberativer oder kooperativer Interak-
tion ist eine weitere Unterscheidung durch von Clausewitz von höchs-
ter Bedeutung: die zwischen Strategie und Methode. Auch diese Un-
terscheidung baut auf der Zweck-Intentionalität politischer Strategie 
auf, aber sie illustriert den relativen Wert von Ziel-Mittel-Rationalitäten. 
Aus Sicht von Verfahrensgestaltern ist die Unterscheidung von Strate-
gie und Methode die vielleicht wichtigste Entscheidung überhaupt: Sie 
erlaubt, mit Beteiligungsmethoden souverän, nämlich strategisch, um-
zugehen (siehe Kapitel 5). Und sie macht einmal mehr deutlich, dass 
Raschke und Tils zu kurz greifen, wenn sie Strategie auf Ziel-Mittel-
Umwelt-Kalkulationen reduzieren. Dementsprechend zentral ist die fol-
gende Diskussion. 
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gen oder in völliger Ungewißheit geschieht“ (ebenda: 140). Methoden 
dienen demnach der schematischen Orientierung und Urteilskraft. 
Sie schaffen Sicherheit, begründen Einübung und drücken bewährte, 
durchschnittliche Vorgehensweisen aus. 

Aber der dem Bereich der Taktik zugehörige Methodismus birgt Gefah-
ren, wenn er in den darüber stehenden Bereich der Strategie eindringt. 
Im Reich der Strategie als Bereich umfassender, komplexer und dyna-
misch zusammenwirkender Faktoren kann ein auf Durchschnittswer-
ten basierendes schematisches Handeln großen Schaden anrichten 
(vgl. auch Galuske 2007 und Dörner 2008). Zwei Gefahren der Me-
thode nennt von Clausewitz: Erstens, die Unflexibilität des Handelns – 
Methodismus kann dem Feldherrn die Hände binden (vgl. von Clause-
witz 1998: 141 f.). Zweitens kann Methodismus zur Denkfaulheit und 
Geistesarmut führen, und in der Konsequenz zu so tragischen Nieder-
lagen preußischer Generäle, die beispielsweise 1806 „sämtlich mit der 
schiefen Schlachtordnung Friedrichs des Großen sich in den offnen 
Schlund des Verderbens warfen“, Ausdruck nicht bloß für „eine Ma-
nier, die sich überlebt hatte, sondern [für] die entschiedenste Geistes-
armut, zu der je der Methodismus geführt hat, womit sie es zustande 
brachten, die Hohenlohische Armee zugrunde zu richten, wie nie eine 
Armee auf dem Schlachtfelde selbst zugrunde gerichtet worden ist“ 
(ebenda: 143). Es sind diese drohenden Dummheiten des Methodis-
mus, die von Clausewitz motivieren, seine Theorie der Kriegführung 
zu schaffen. Er will die Vertrautheit mit dem Kriege und damit die Ur-
teilskraft erhöhen, so dass der Methodismus zurück in den Bereich des 
Taktischen gedrängt wird. Methoden machen für von Clausewitz erst 
im ordnenden Kontext der Strategie Sinn. 

Drei Beobachtungen sind entscheidend: Erstens, Methoden sind keine 
immer wieder neu vorgenommenen Kalkulationen, sondern Operatio-
nen, bei denen bestimmte Mittel in einem definierten und erprobten Ab-
lauf immer zu den gleichen Zielen führen. In anderen Worten: Metho-
den sind bewährte Ziel-Mittel-Operationen (vgl. Gohl 2010: Kapitel IX). 

wähltes, immer wiederkehrendes Verfahren“ und den „Methodismus, 
wenn statt allgemeiner Grundsätze oder individueller Vorschriften das 
Handeln durch Methoden bestimmt wird“ (ebenda: 137, kursiv im Ori-
ginal). Hintergrund dieser Unterscheidungen sind seine Überlegungen, 
wie Theorie eigentlich beschaffen sein müsste, damit das Wissen zum 
wirklichen Können wird – zentrale Überlegungen für den Begriff der po-
litischen Strategie.

Der Krieg wird beherrscht von den „geistigen Kräften und Wirkungen“, 
der „lebendigen Reaktion“ und der „Ungewißheit aller Data“, woraus 
von Clausewitz schließt: „Eine positive Lehre ist unmöglich“ (ebenda: 
119). „Das Wissen muss ein Können werden“, fordert ein Abschnitt 
(ebenda: 131). Die Aufgabe der Theorie ist es dabei, „eine Betrach-
tung und keine Lehre“ zu sein (ebenda: 121), strategisch verstanden 
„ein System der Aushülfen“ nach von Moltke. Je mehr Theorie erst zu 
Bekanntheit, dann zur Vertrautheit mit dem Gegenstand der Kriegfüh-
rung beiträgt, desto mehr „geht sie aus der objektiven Gestalt eines 
Wissens in die Subjektive eines Könnens über, und um so mehr wird 
sie sich also auch da wirksam zeigen, wo die Natur der Sache keine 
andere Entscheidung als die des Talents zulässt; sie wird in ihm wirk-
sam werden“ (ebenda: 121). 

Methoden sind zunächst einmal Ausdruck der Theorie der Kriegfüh-
rung: Sie sind auf Durchschnitts-Schematisierungen aufbauende Ver-
fahrensarten, „auf die wahrscheinlichsten Fälle berechnet“ (ebenda: 
137 f.). Das hat praktischen Mehrwert: „An diese Dinge knüpft sich die 
eigentliche Kriegführung an, sie übernimmt sie also als gegebene Ver-
fahrungsarten“ (ebenda: 139). Methoden werden normierte, verläss-
liche Bausteine des Vorgehens, mit denen sich Präzision und Sicher-
heit in der Führung der Truppen einüben lassen – eine unentbehrliche 
Voraussetzung für erfolgreiches Handeln unter den Bedingungen von 
Ungewissheit: „Aber die häufige Anwendung der Methoden wird in der 
Kriegführung auch als höchst wesentlich und unvermeidlich erschei-
nen, wenn man bedenkt, wie vieles Handeln auf bloße Voraussetzun-
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Ziele und Mittel von Methoden des übergreifenden Handlungszwecks 
– eine Einsicht, deren Verweigerung den Methodengurus unter den 
Gestaltern von Beteiligungsverfahren zwar quasireligiöse Anhänger-
schaften, aber praktische Misserfolge beschert.

In der Maßgabe der Bewährtheit steckt neben der Erfahrungssättigung 
der Methode auch die Darstellung ihrer auf Plausibilität überprüfbaren 
Zusammenhänge in einer anwendungsunabhängig möglichen Defini-
tion der Methode. Zweitens sind sie in sich konsistent und abgeschlos-
sen: Sie funktionieren im Kasernenhof und auf dem Schlachtfeld nach 
der immer gleichen inneren Ziel-Mittel-Rationalität der Methode. Den 
Faktor Umwelt gibt es für sie nicht. Drittens demonstriert von Clause-
witz, dass der Faktor Umwelt die Ziel-Mittel-Rationalität der bewähr-
ten Methode in ihren Ergebnissen ad absurdum führen kann, weswe-
gen die Kalkulation von Zielen, Mitteln und Umwelt der notwendigen 
Anleitung durch den strategischen Zweck bedarf.

3.6	� Wozu wie? Strategie als kreative Zweck-Ziele-Mittel-
Umwelt-Kalkulation

Wie ist strategisch vorzugehen? Es sind nach Raschke und Tils immer 
wieder Ziele, Mittel und Umwelt miteinander zu kalkulieren – und, so 
fügen von Clausewitz und von Moltke hinzu: Diese Kalkulation muss 
sich notwendig im Guss und Geiste eines leitenden Gedankens, eines 
bündelnden Zwecks, im Lichte einer Antwort auf die Frage nach dem 
Wozu vollziehen. Strategie ist dann das Konstrukt einer kreativen, 
handlungspraktischen, erfolgsorientierten und situationsübergreifen-
den Zweck-Ziele-Mittel-Umwelt-Kalkulation. Der Einsatz bestimmter 
Strategien ist durch ihr Wozu, ihren Zweck, festgelegt. Dieser Zweck 
ist der handlungsleitende Faktor. Die Durchführung, das Wie der Stra-
tegie, ist dann durch die andauernde Kalkulation aller zusammenwir-
kenden Faktoren bestimmt: des Zwecks, der Ziele, der Mittel und der 
Umwelt. Dabei können Methoden des Handelns eingesetzt werden, 
die erprobte und bewährte Ziel-Mittel-Operationen sind. Methoden 
sind wertvolle systematisierte Bausteine des Wissens und Könnens. 
Sollen sie sich unter den Bedingungen der Umwelt bewähren, müssen 
sie strategisch eingefasst werden: in die zweckorientierte Kalkulation 
ihres Zusammenwirkens mit einer komplexen, dynamischen und also 
kontingenten Umwelt. Wo die Umwelt ins Spiel kommt, bedürfen die 
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oder „Sinnstrom“ (Bohm) in der Sphäre des dialogischen „Zwischen“ 
erschließt. Auf diese Weise wird der Dialog zur Quelle einer humanen 
und gesamtheitlichen Rekonstruktion der verflochtenen Zusammen-
hänge der Welt, deren moderne Instrumentalität und Fragmentierung 
allerdings in kulturkritischer Absicht getadelt wird.

Lueken arbeitet weniger emphatisch, aber in struktureller Analogie die 
wesentlichen Elemente eines Dialogs heraus; er rekonstruiert ihn als 
eine Urform der Kommunikation, bei der „jemand mit jemandem über 
etwas spricht“ (Lueken 1996: 62, kursiv im Original). Die „mit-Relation“ 
des Sprechers und des Angesprochenen konstituiert ein Verhältnis 
des Miteinandersprechens – den „Personenbezug“. Zwischen den Di-
alogteilnehmern und dem „Thema, Inhalt, Gegenstand der Rede“ be-
steht dagegen eine „über-Relation“ (ebenda: 62, kursiv im Original) – 
das Verhältnis eines „Sachbezugs“. Konstitutiv für die „mit-Relation“ ist 
es, den Partner im Dialog als unverfügbares „Mit-Subjekt“ des Austau-
sches, nicht als Objekt der Information zu begreifen – eine Kant’sche 
Maßgabe, den Partner „jederzeit zugleich als Zweck, niemals bloß als 
Mittel“ zu behandeln und im eigenen Handeln die Zwecke des Part-
ners zu berücksichtigen (ebenda: 76 f.). 

Lueken trifft fast alle strukturellen Vorstellungen Bohms und Bubers: 
Jemand spricht in dynamischer Wechselrede mit jemandem über 
etwas, wobei die Offenheit des Gesprächsverlaufs durch einen ge-
meinsamen Sachbezug relativiert, qualifiziert und ausgerichtet wird. 
Die dynamische Wechselrede erlaubt zudem eine kontext- und situa-
tionssensible Gestaltung des Gesprächs. Der explizite Sachbezug ist 
bei Buber und bei Bohm nur indirekt gegeben und nicht konstitutiv re-
levant. Während Buber die aufmerksame Beziehung zum dialogischen 
Gegenüber betont, fokussiert Bohm auf die Veränderungen im eigenen 
Bewusstsein, die der offene Dialog anregt. Das ist ihm dann allerdings 
nur Mittel zum Verständnis und dialogisch vorgenommene, gemein-
same, überwindende Rekonstruktion der „wahren“ und verflochtenen 
Verhältnisse der Welt jenseits ihrer modernen Fragmentierungen.

4	� Beteiligungsverfahren als organisierte 
Dialoge

Die Vielfalt der Beteiligungsverfahren in einem Grundmodell zu ver-
einen, ist im Konsens der Beteiligungstheoretiker bislang nicht ge-
lungen. Zwar gilt der Diskurs als Form der Deliberation als hilfreiches 
Modell, aber in ihm gehen wesentliche Elemente von Beteiligungsver-
fahren verloren. Das im Folgenden dargestellte Modell des organisier-
ten Dialogs ist geeignet, demokratische Verhältnisse als Prozesse pro-
duktiv zu organisieren – das heißt, dialogische Beteiligung auf effektive 
Ergebnisse hin zu strukturieren.

4.1	 Der Begriff des Dialogs nach Bohm, Buber und Lueken

Der Begriff des Dialogs erscheint auf den ersten Blick noch stärker 
normativ aufgeladen als der des Diskurses. In der Tat verbinden sich 
mit dem Dialog herkömmlicherweise Erwartungen an Unmittelbarkeit, 
Authentizität und Offenheit, die ihn zum Fremdkörper in der Politik zu 
machen scheinen. Eine Durchsicht der Dialog-Konzeptionen von Mar-
tin Buber (1983; 1997), David Bohm (2004; Bohm & Nichol 2005) und 
Geert-Lueke Lueken (1996) entdeckt aber jenseits der normativen Em-
phase im Dialog eine bestimmte, strukturelle ebenso wie prozesshafte 
Konfiguration von Mensch, Mitmensch und Welt, mit der sich Beteili-
gungsverfahren einfach entschlüsseln, typologisieren und letztlich neu 
und strategisch gestalten lassen (vgl. Gohl 2010: Kapitel 8).

Nach Buber konstituiert der Dialog ein Verhältnis zwischen Mensch 
und Mensch, zwischen Mensch und Gott (Ich – Du) oder zwischen 
Mensch und Welt (Ich – Es). Buber privilegiert die Ich-Du-Beziehung 
gegenüber der Ich-Es-Beziehung. Bei Buber ebenso wie bei Bohm 
ist der Dialog aber kein Zustand, sondern ein sich vollziehender Pro-
zess; er ist ein lebendiges Verhältnis, das voraussetzt, dass sich 
seine Teilnehmer mit Offenheit begegnen. Im Dialog nimmt das Indi-
viduum am Vollzug der Welt teil, deren Sinn sich als „Wort“ (Buber) 
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zugszusammenhang X („Es“), (3) die Beziehungen zwischen den Teil-
nehmern („mit-Relation“), (4) die Bezüge der Teilnehmer auf den Be-
zugszusammenhang („über-Relation“) und (5) der Vollzugsprozess 
(dynamischer Verlauf). Die ersten vier Elemente wirken als Faktoren 
aufeinander im fünften, integrierenden Faktor, dem Vollzugsprozess, 
ein, und zwar nach drei weiteren Maßgaben, die einen Dialog von der 
bloßen Kommunikation unterscheiden: (a) die Reziprozität zwischen 
(b) gleichberechtigten Teilnehmenden, die (c) sachbezogen und (d) er-
gebnisoffen miteinander interagieren. Hinzugenommen werden muss 
schließlich, wenn dieses Modell des Dialogs in den politischen Raum 
übertragen wird, ein letztes Element, das sich als Faktor auf die an-
deren fünf Faktoren auswirkt (6): der Kontext. Was heißt das im Ein-
zelnen?

Die (1) Teilnehmer eines Dialogs sind Individuen mit bestimmten Dis-
positionen – mit einem bestimmten Wissen, bestimmten Fähigkeiten, 
Motivationen und Zielen, die möglicherweise auch spezifischen Rollen 
entsprechen, in deren Funktionslogiken sie teilnehmen. In der (a) rezi-
proken (3) Beziehung zueinander sind sie (b) an Rechten gleich, auch 
wenn die Beziehung möglicherweise zunächst mit Konflikt und Kom-
munikationsstörungen behaftet oder dauerhaft von partikularen Inter-
essen geprägt ist. In einem (c) sachbezogenen und (d) ergebnisoffe-
nen (4) Bezug stehen die Teilnehmer zum (2) Bezugszusammenhang 
X, dem (in der Regel komplexen) „Gegenstand“ oder Problem – der 
Frage oder Herausforderung des Dialogs. Dass sich die Teilnehmer 
auf diesen Bezugszusammenhang X beziehen, heißt, dass sie sich 
in ein bestimmtes handelndes Verhältnis zu X setzen. Beispielsweise 
konstruieren oder visualisieren sie X, analysieren X, entwerfen alter-
native zukünftige Versionen von X, bewerten X oder entscheiden über 
X. Die unterschiedlichen Modi dieser Bezugnahmen können vielfältig 
beschrieben werden und dienen möglichen Zwecken von organisier-
ten Dialogen (vgl. Kapitel 5.1).

4.2	 Der Dialog als triadisches Vollzugsverhältnis

In einem Dialog redet Teilnehmer A mit Teilnehmer B über das Thema 
X, und zwar auf dynamische, reziproke, sachbezogene und ergebnis-
offene Art und Weise – das ist die Grundvorstellung eines Dialogs als 
Gespräch. Strukturell und figurativ verstanden, wird aus der Rede eine 
Interaktion. Dann interagieren in einem Dialog der gleichberechtigte 
Teilnehmer A mit Teilnehmer B über das Thema X auf dynamische, 
reziproke, sachbezogene und ergebnisoffene Art und Weise. Dieses 
strukturelle oder figurative Grundmodell des Dialogs betont das Arran-
gement eines triadischen Verhältnisses zwischen Teilnehmer, Teilneh-
mer und Welt, welches sich im dialogischen Prozess selbst verändert. 
Diese simple Vorstellung eines triadischen Vollzugsverhältnisses zwi-
schen A, B und X ist die Grundlage des „organisierten Dialogs“, wie er 
allen Beteiligungsverfahren zugrunde gelegt werden kann (vgl. Gohl 
2010: Kapitel 8). 

Ähnliche Vorstellungen finden sich im Modell der Themenzentrierten 
Interaktion der humanistischen Psychologin Ruth Cohn (vgl. Cohn 
1975), die ein Verhältnis zwischen „Ich – Wir – Es“ unter den Bedin-
gungen von „Globe“, der Welt als Kontext, postuliert. Auch „Proce-
dere“, ein Forschungs- und Entwicklungsverbund für prozedurale Pra-
xis in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, geht in einem Grundmodell 
kooperativer Verfahren von Teilnehmern aus, die in einem bestimm-
ten Kontext in interaktiver Beziehung stehen, dabei sachlichen Bezug 
nehmen und ihre Interaktion über die Zeit an einem leitenden Zweck 
ausrichten. Dieses Modell wird den jährlichen Fortbildungsveranstal-
tungen in der Evangelischen Akademie Loccum zugrunde gelegt (Pro-
cedere 2006).

Für seine Anwendung muss das hier vorgestellte Grundmodell eines 
triadischen Vollzugsverhältnisses freilich etwas Komplexität und Dy-
namik auftanken. Fünf konstitutive Elemente des Dialogs lassen sich 
zunächst bestimmen: (1) die Teilnehmer („Ich und Du“), (2) der Be-
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Herausforderung schien, wird im Idealfall zu einer Chance, gemeinsa-
men Mehrwert zu schaffen. – Aber der Bezugszusammenhang kann 
sich auch an und für sich, dialog-exogen sozusagen, verändern: Die 
Welt geht weiter und verändert auch den Wirklichkeitsausschnitt, auf 
den sich der Dialog bezogen hat. Der Bezugszusammenhang erweist 
sich in der Regel als nicht nur komplex, sondern auch dynamischen 
Veränderungen unterworfen.

Wo sich einer der vier Faktoren verändert, hat dies Auswirkungen auf 
die anderen Faktoren des Dialogs. Schlechte Beziehungen können 
unter Bezugnahme auf eine gemeinsame Herausforderung verbes-
sert werden. Die Arbeit an kritischen Fragen kann die Teilnehmer aber 
auch entzweien. In jedem Fall verändern sich dabei auch die Disposi-
tionen der Teilnehmer: Verständnis oder auch Unverständnis wachsen. 
Der Dialog erlaubt letztlich etwas, was Joas zur notwendigen Grund-
lage von Wertbildungs- und Bindungserfahrungen erklärt hat: Selbst-
transzendenzerfahrungen (vgl. Joas 2004: 47 f.). 

Es sind diese Veränderungen, die als eigenständiger Faktor eines (5) 
Vollzugsprozesses auftreten – die Verhältnisse verändern sich im dy-
namischen, nicht vollständig antizipierbaren Vollzug des Dialogs. Das 
gilt für die Selbstverhältnisse der personalen Dispositionen der Teil-
nehmer, für ihre sozialen Beziehungen, für sachliche Bezugnahmen 
und für die Bezugszusammenhänge. In diesem Sinne ist der Dialog 
ein Verhältnis in Veränderung: ein Vollzugsverhältnis oder Vollzugs-
geflecht, in dem ein Potential zur Transformation für alle Faktoren und 
Relationen durch alle Faktoren und Relationen entsteht. Das macht 
das komplexe Vollzugsgeflecht dynamisch – es führt zu einer spezifi-
schen Dynamik, zu einer bestimmten Temporalstruktur, kurz: zu einer 
spezifischen Zeitgestalt eines Dialogs. Zeitgestalten sind in der Raum-
zeit verortete Temporalstrukturen (Dollase, Hammerich & Tokarski 
2000). Die Muster von Zeitgestalten entstehen aus dem Zusammen-
spiel von zwei Elementen: erstens, der Zeit als Quantität, als chronos, 
als Takt und Rhythmus; und zweitens, der Qualität von Zeit, dem kai-

Ergebnisoffen ist der Dialog insofern, als keiner der Teilnehmer das 
materielle Ergebnis der problembezogenen Interaktion vorherbestim-
men kann. Es ist das Ergebnis beziehungsreichen Zusammenwirkens 
und bezughaften Einwirkens auf das gemeinsame Problem. Auch wo 
strategisch verhandelt wird, ist das Ergebnis in diesem Sinne offen. 
Das dialogische Gegenüber und die behandelten Inhalte sind nicht 
vollständig antizipierbar – und wo diese konstitutive Offenheit abbricht, 
bricht auch der Dialog ab. Das gilt für die respektvolle Verständigung 
genauso wie für harte Verhandlungen.

Teilnehmer, Beziehungen, Bezüge und Bezugszusammenhang sind 
Faktoren, die jeweils aufeinander einwirken und sich gegenseitig qua-
lifizieren. Im Ergebnis dieses Faktorenspiels verändern nicht nur die 
Teilnehmer ihre Dispositionen, indem sie dazulernen. Auch ihre Bezie-
hungen untereinander verändern sich: Gelingt der Dialog, dann ent-
stehen beispielsweise Vertrauen und Muster der Kooperation. Aber 
auch die Art und Weise, in der Teilnehmer Bezug auf den Bezugszu-
sammenhang nehmen, ändert sich: Zu einem gegebenen Zeitpunkt 
ist der Modus des Bezugs beispielsweise die Analyse, zu einem an-
deren Zeitpunkt der Modus kreativer Alternativen- oder Szenarienbil-
dung, wieder zu einem anderen der Modus der Bewertung, Entschei-
dung oder Konstruktion. 

Das verändert auch den Bezugszusammenhang, zumindest wie ihn 
die Teilnehmer in ihren Konstruktionen wahrnehmen: Was am Anfang 
eine offene Frage ist, wird zu einer gemeinsamen Antwort. Gemein-
same Analysen und der Austausch von Perspektiven führen zu einem 
Lernprozess und einem besseren Verständnis des Problems. Die Er-
arbeitung gemeinsamer Bewertungsmaßstäbe wird zum geltenden 
Referenzpunkt nachvollziehbarer – wenn auch im Einzelfall unter-
schiedlicher – Bewertungen und Prioritätensetzungen. Szenarien zu 
zukünftigen Entwicklungen oder Alternativen des Bezugszusammen-
hangs erweitern das Bild ebendieses Bezugszusammenhangs und 
werden zum Referenzpunkt von Planungen. Und was eine drohende 
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ckungen, unvorhergesehene Ereignisse und so weiter. Unterschieden 
werden kann zwischen dem konkreten Kontext einer materiellen Um-
welt und des sozialen und politischen Umfeldes auf Mikro- und Meso-
ebene einerseits und dem systemischen Kontext bestimmter Ausprä-
gungen von Demokratie auf der Makroebene andererseits.

Umgekehrt verhält sich jeder Dialog, als Konfiguration ebenso wie 
in seinen einzelnen Faktoren, zu diesem Kontext. Beispielsweise 
ist der Bezugszusammenhang in der Regel ein Ausschnitt aus der 
gesellschaftlichen Wirklichkeit, die man sich nach Isaiah Berlin als 
ein Bedingungsgeflecht bekannter, halbbekannter und unbekannter 
menschlicher und nicht-menschlicher, im Wechsel zusammenwirken-
der Faktoren vorstellen kann (vgl. Berlin 1998a: 88). Auch die Teilneh-
mer sind, zumal in Beteiligungsverfahren, Repräsentanten von spe-
zifischen gesellschaftlichen Gruppen, welche die Dispositionen der 
Teilnehmer über spezifische Vorbildungen, Wahrnehmungen und Rol-
len-Skripten prägen. Auch die im Bezug – im Verhältnis zum Bezugs-
zusammenhang – in Anschlag gebrachten Mittel sind durch diesen 
Kontext geprägt. Im Falle von Beteiligungsverfahren ist beispielsweise 
die Visualisierung des Bezugszusammenhangs über Metaplan-Kärt-
chen, „the German Method“, in anderen Ländern unbekannt bis be-
lächelt.

Das Verhältnis zu seinem Kontext lässt sich für einen Dialog über zwei 
Begriffe beschreiben: erstens Positionierung und zweitens Kopplung. 
Ersteres betrifft die Bedeutung, die ein Dialog im Verhältnis zu seinem 
Kontext hat: Ist er eine weiterhin belanglose Konversation am Rande 
anderer, „entscheidender“ Vollzugsprozesse, oder ist er der zentrale 
Ort von Problembearbeitung, Entscheidungsfindung und Verände-
rung? Handelt es sich um eine Verhandlungsgruppe, die einen Durch-
bruch erzielen soll, um eine Expertengruppe, die die besten Lösungen 
erarbeiten soll, um Bürger, die Entscheider beraten sollen? Welcher 
Stellenwert wird dem Dialog öffentlich und kommunikativ zugeschrie-
ben, in wessen Nähe wird er gerückt oder in welche Distanz gesetzt? 

ros-Element der Zeitlichkeit. Diese erweist sich als reifer oder strategi-
scher Moment (Zeitpunkt, Situation) und ergibt sich aus dem Verhältnis 
zu anderen Momenten als occasio, als rechte Zeit, günstige Gelegen-
heit oder kritischer Augenblick (Horn und Rapp 2008: 227). Zeitgestal-
ten zeichnen den quantitativ-chronologischen Ablauf und den quali-
tativen Verlauf der Zeitlichkeiten nach und sind charakterisiert durch 
Gleichzeitigkeiten und Ungleichzeitigkeiten, Gleichförmigkeit und Ab-
wechslung, Hoch- und Tiefpunkte. Sie umfassen Potentiale und Sack-
gassen, reife Zeiten wie Durchbrüche, Kulminationspunkte, Krisen, 
Flaschenhälse, Momentum, tipping points, points of no return oder 
windows of opportunities: „Fenster der Geschichte“. Wo die Dynami-
ken in ihren Verläufen – ihren Zeitgestalten – ähnlich sind, handelt es 
sich dann um ähnliche Dialoge, beispielsweise um Mediationen, die 
sich nach bestimmten Regeln und in typischen Phasen vollziehen. 

Der Faktor des Vollzugsprozesses wird besonders wichtig, wenn in 
der Organisation eines Dialogs Zeit und Zeitlichkeit bewusst gestaltet 
werden, also die Zeit als Zeitgestalt strukturiert wird. Anfang und Ende, 
Höhepunkte und Tiefpunkte, Entscheidungs- und Umkehrpunkte, Ge-
legenheiten, Übergänge und andere zeitliche Phänomene können 
durch prozessgestalterisches Handeln in gewissem Maße herbeige-
führt oder mindestens begünstigt und genutzt werden.

Wichtig wird der Faktor des Vollzugsprozesses auch dann, wenn man 
den Dialog nicht als einen von der Welt abgeschlossenen Vorgang 
versteht, sondern als Teil einer größeren, im Dialog personalisiert und 
sachlich repräsentierten Wirklichkeit. In dieser Sicht erhält der Dialog 
ein Außen, eine eigene natürliche oder institutionelle Umwelt, ein ei-
genes soziales Umfeld, kurz: einen (6) Kontext. Dieser Kontext ist ein 
weiterer Faktor, der auf das Vollzugsgeflecht des Dialogs einwirkt – 
oder genauer: Der Kontext ist der Ort vieler weiterer Faktoren, die auf 
den Dialog einwirken können, wie rechtliche Rahmenbedingungen, 
Öffentlichkeit, konkurrierende Foren der kollektiven Problembearbei-
tung, parallele Entwicklungen in der Sache, wissenschaftliche Entde-
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4.3	 Zur Organisation des Dialogs

Die Organisation eines Dialogs bezweckt, die gelingende Bearbei-
tung und den erfolgreichen Vollzug eines gemeinsamen Anliegens der 
Teilnehmer nach den Maßgaben des Dialogs zu gestalten (Gleichbe-
rechtigung, Reziprozität, Sachbezogenheit, Ergebnisoffenheit). Sie ist 
Ausdruck der Einsicht, dass informelle Beteiligungsverfahren als „Mini-
Öffentlichkeiten“ ein bestimmtes „Design“ nach bestimmten „Rezep-
ten“ brauchen (Dryzek 1990: 43; Fung & Olin 2003; Gastil & Levine 
2005; Saretzki 2010: 145). Dabei wird festgelegt, wann und wo wer 
mit wem über was womit und wozu interagiert – in anderen Worten, 
wie ein problembearbeitender dialogischer Interaktionsprozess sich 
vollziehen sollte. Die Ausgestaltung dieser Designs ist „einer strategi-
schen Bearbeitung nicht nur zugänglich, sie [lädt] geradezu zu strate-
gisch angelegten Ziel-Mittel-Umwelt-Kalkulationen ein“, profitiert also 
von einer strategischen Herangehensweise (Saretzki 2010: 245 f.). In 
der Tat ist die Gestaltung politischer Problembearbeitungsprozesse ein 
ideales Beobachtungsfeld zur Rekonstruktion strategischer demokra-
tischer Politik, wie in Kapitel 5 demonstriert wird.

Was heißt es, einen Dialog zu organisieren? Das Wort „organisieren“ 
leitet sich in Verwandtschaft zum Begriff der „Energie“ vom Begriff des 
„Organs“ ab und verdankt diesen Begriffen drei wesentliche Aspekte: 
Instrumentalität (Organ als Hilfsmittel) und im Sinne des Begriffs der 
Organisation als „systematische Vorbereitung zusammenwirkender 
Abläufe bzw. Arbeitsprozesse“ auch die Temporalität und die Intenti-
onalität (Etymologisches Wörterbuch 2003: 284, 955). Diese Aspekte 
kommen in der Organisation von Dialogen zum Ausdruck: Hier geht es 
um die systematische, zweckintentionale Vorbereitung und Gestaltung 
zusammenwirkender zeitlicher Prozesse mit Hilfe bestimmter Mittel. 

Die Organisation eines Dialogs setzt mit ihrer Einwirkung zunächst an 
den genannten fünf Faktoren des Dialogs an: bei den (1) Teilnehmern, 
dem (2) Bezugszusammenhang, den (3) Beziehungen der Teilnehmer 

Ist er der Form nach demokratischer Normalfall oder ein Novum? In-
nerhalb seines Kontextes ist der Dialog in all seinen Faktoren positi-
oniert: über die (nicht entscheidenden oder entscheidenden) Teilneh-
mer, den gewählten Wirklichkeitsausschnitt und die Relevanz seiner 
bezughaften Einwirkung darauf, die Veränderungen des Bezugszu-
sammenhangs sowie letztlich den Verlauf und die Ergebnisse seines 
Vollzugsprozesses. Der Dialog, zumal der organisierte und institutio-
nalisierte, kann sogar die Rolle eines eigenständigen Akteurs, einer 
Partei, einnehmen, wenn es im Dialog zu einer gewissen Vergemein-
schaftung der Dialogteilnehmer kommt, die sich gegenüber Nicht-Teil-
nehmern abgrenzen.

Hier kommt die Bedeutung der Kopplung ins Spiel: Welche Verbin-
dung wird zwischen Dialog und Kontext hergestellt? Besteht über-
haupt eine? Werden die Ergebnisse des Dialogs im größeren Kontext 
eine Rolle spielen, und wie ist diese Rolle abgesichert? Welche Ef-
fekte haben zum Beispiel die Lernerfahrungen der Teilnehmer im grö-
ßeren Kontext? Gibt es Entscheider, die sich verpflichtet haben, den 
Ergebnissen eines Dialogs Gehör zu schenken oder sogar einer Ant-
wort zu würdigen? 

Ein Beispiel für die Positionierung und Kopplung eines Dialogs im Kon-
text: Wo repräsentative Teilnehmer einer politischen Mediation – ver-
standen als öffentlich so ausgezeichneter und mandatierter Ort der 
Verständigung und der Konsenssuche – nach langen Lernerfahrun-
gen, vertrauensbildenden Gesprächen über Gott und die Welt und 
langwierigen Analysen, nach kreativer Suche nach Alternativen und 
schmerzhaften Entscheidungen einen Konflikt am Ende bearbeitet 
und gelöst haben wollen, kann die Umwelt, das Umfeld mit Befremden 
und Ablehnung reagieren. Die über die Positionierung hinausgehende 
Kopplung funktioniert nicht: Die Teilnehmer der Mediation haben sich 
möglicherweise von ihren Mandatgebern entfremdet, die Ergebnisse 
gehen nicht in die formalen Verfahren ein, die Kopplung misslingt. 
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Operationen sind methodische Bausteine, die letztlich zweck-intentio-
nal variiert werden (vgl. Kapitel 5.2). 

Die Gestaltung von Bedingungen für einen gelingenden Dialog erfolgt, 
indem der Organisator für die Teilnehmer bestimmte Freiräume und 
Handlungskorridore strukturiert und die Interaktion auf bestimmte Pri-
oritäten und gemeinsame Absichten fokussiert. Über die gesamtheit-
liche Gestaltung des Vollzugsprozesses schafft er Freiräume, Gele-
genheiten, Potentiale für lernende Teilnehmer, die Entwicklung ihrer 
Beziehungen, ihre koordinierte, strukturierte und temporal fokussierte 
Bezugnahme auf den – vom Organisator ebenfalls fokussierten – Be-
zugszusammenhang. 

Von Institutionentheoretikern wird das Handeln des Organisators eines 
Dialogs als Regelsetzung rekonstruiert. Jupille beispielsweise spricht 
bei seinem Verständnis von Verfahren als temporären, durch Regeln 
der Interaktion konstituierten Institutionen von lower-order rules, die in 
bestimmten Situationen die Interaktion einer bestimmten Gruppe re-
geln (vgl. Jupille 2004). Die Organisation eines Dialogs gleicht dann 
einer temporären Verfassungsgebung und entspricht dabei dem Anlie-
gen, die problembearbeitende Interaktion eines Dialogs von den Not-
wendigkeiten der Selbstorganisation und Aushandlung von prozedu-
ralen Gesichtspunkten zu entlasten. Die Setzung eines gemeinsamen 
Rahmens erlaubt den Fokus auf substantiell ergebnisoffenen Aus-
tausch und befreit die Teilnehmer von der Sorge um faire Spielregeln. 
Die Transaktionskosten sinken.

Die Idee der Spielregeln, die vom Verfahrensgestalter verantwortet 
werden, ist populär und hilfreich, aber nicht vollständig. Strukturie-
rende Verantwortung übernimmt der Verfahrensgestalter auch durch 
andere, weniger explizite Anreize und Framings: etwa durch die Be-
reitstellung von Materialien und Ressourcen, durch die instrumentell 
erfolgende Strukturierung von Themen, Tagesordnung und Tempora-
lität oder durch (letztlich stets autoritative, allerdings von den Teilneh-

untereinander, den (4) Bezugnahmen der Teilnehmer auf den Bezugs-
zusammenhang und beim (5) Vollzugsprozess dieses Verhältnisge-
flechts. Darüber hinaus besteht eine organisatorische Einwirkungs-
möglichkeit der Organisation eines Dialogs in Bezug auf dessen (6) 
öffentliche (kommunikative) Positionierung und Kopplung in einem be-
stimmten Kontext sowie, darüber noch hinausgehend, die Beeinflus-
sung dieses Kontextes selbst, wo dies im Einflussbereich der Orga-
nisatoren eines Dialogs liegt – Letzteres ist die Pointe der Gestaltung 
dreidimensionaler Verhandlungen (vgl. Lax & Sebenius 2006). Spä-
testens hier, in der Gestaltung eines Verhältnisses des Dialogs zur 
Umwelt über Positionierung und Kopplung oder gar die (Teil )Gestal-
tung dieses Kontextes selbst wird die Organisation eines Dialogs of-
fensichtlich strategisch.

Die Einwirkung auf die Faktoren eines organisierten Dialogs erfolgt in 
verschiedenen Graden: von der beratenden Begleitung ohnehin be-
stehender dialogischer Prozesse über die strukturierende Moderation 
zäher Dialoge bis hin zur Initiierung und Motorenfunktion des Organi-
sators für einen Dialog, den es ohne diese Initiative gar nicht geben 
würde. 

Die Gestaltung unterschiedlicher Faktoren des Dialogs erfolgt, indem 
der Organisator die Bedingungen eines gelingenden Dialogs zu einem 
gemeinsamen Anliegen schafft. Was diese Bedingungen sind, lässt 
sich in zwei Hinsichten beschreiben: erstens in ihrem dialogischen 
Minimum und zweitens in ihrer spezifischen, zweckorientierten Ge-
staltung. Die Gestaltung des organisierten Dialogs muss in ihrem 
Minimum, der Begleitung, die Bedingungen sicherstellen, die den 
Maßgaben der (a) Reziprozität zwischen (b) gleichberechtigten Teil-
nehmenden entsprechen, die (c) sachbezogen und (d) ergebnisof-
fen miteinander interagieren. – Oft geht die Gestaltung aber darüber 
hinaus und verfolgt in Bezug auf die genannten sechs Faktoren des 
Dialogs bestimmte Ziele, die mit bestimmten Mitteln erreicht werden 
sollen. Die dabei instrumentell zum Einsatz kommenden Ziel-Mittel-
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leistet bleibt. Viertens schließlich ist der professionelle Organisator 
eines Dialogs dem Auftraggeber verpflichtet – kann er überhaupt all-
parteilich und akzeptiert sein?

Man darf mit guten konzeptionellen Gründen daran zweifeln, dass 
die (strategische) Organisation eines gleichberechtigten, reziproken, 
sachbezogenen und ergebnisoffenen Dialogs gelingt: eine Neuauf-
lage der Frage nach der Vereinbarkeit von input und output. Man kann 
aber mit besseren Argumenten und Fallbeispielen zeigen, wie die In-
tegrität eines Dialogs gewahrt bleiben kann: indem die Figur des pro-
fessionellen Verfahrensgestalters noch einmal näher untersucht wird 
(siehe Kapitel 4.4) und indem die Offenheit des Dialogs als eine quali-
fizierte Offenheit begriffen wird, die durch einen Konsens der Teilneh-
mer über das gemeinsame Anliegen begründet wird. Hierzu mehr in 
Kapitel 4.2.4.

4.4	� Zur Figur des Verfahrensgestalters als Organisator des 		
Dialogs

Organisatoren von Dialogen haben eine zutiefst politische Rolle. Umso 
mehr überrascht es, dass es auf die Frage, wer denn diese Organisa-
toren von Dialogen sind, wissenschaftlich praktisch keine Antworten 
gibt. Verfahrensgestalter kommen als eigenständige Figuren kaum 
vor. Evaluationsansätze von Beteiligungsverfahren und ihren Erfol-
gen führen beispielsweise den Verfahrensgestalter und seine Kom-
petenz nicht als Faktor (vgl. Abelson & Gauvin 2006: 16–24; Geißel 
2008: 32–44; Vetter 2008: 19). Es wird der Anschein erweckt, als ob 
die Kreativität, die Kompetenz und die Professionalität der Gestalter 
von Verfahren nichts mit dem Erfolg von Verfahren zu tun hätten. In 
der englischsprachigen Literatur gibt es vereinzelte Diskussionen der 
„Practitioner Perspectives“ (vgl. Mansbridge, Hartz-Karp, Amengual & 
Gastil 2006; Abelson & Gauvin 2006: 25–30; Cooper 2009).

Dabei erweist sich der direkte Zugriff auf Verfahrensgestalter als inst-
ruktiv: „Facilitators probably represented fairly faithfully the desires of 

mern für seine Rolle autorisierte) Interventionen. Natürlich, wenngleich 
nicht immer bewusst und selbstverständlich, arbeiten Moderatoren 
auch mit Propinquitätseffekten – den Auswirkungen, die Raumgestal-
tung auf soziale Interaktionen hat (vgl. Festinger, Schachter & Back 
1950) –, und mit nudges, den durch Richard H. Thaler und Cass R. 
Sunstein popularisierten kleinen „Stupsern“, die in der Strukturierung 
der Entscheidungs-Architektur für Teilnehmer stecken (vgl. Thaler & 
Sunstein 2008). Ein Verfahrensgestalter beherrscht als (häufig intuiti-
ves) Handwerk eine Vielzahl von personalen, sozialen, kommunikati-
ven, sozio-technischen und im engeren Sinne technologischen Techni-
ken, mit denen soziale Interaktionen beeinflusst werden. Alle in Kapitel 
2 referenzierten Prozeduren, Methoden, Modelle, Tools, Applikationen, 
Interventionen oder wie auch immer genannten Beteiligungsverfah-
ren können als komplexe Arrangements oder Regime sozialer Techni-
ken verstanden werden, die durch soziotechnologische Arrangements 
vertiefend geprägt sind (vgl. Mannheim 1935; Schelsky 1979; Latour 
1991, 2005; Hutchins & Klausen 1996; Corona 2007; Gohl 2010: Ka-
pitel 8.3).

In der Reflexion des wirkungsmächtigen Handelns des Verfahrensge-
stalters kann nicht verborgen bleiben, dass dieses rahmensetzende 
Handeln durch Einflussnahme auf die problembearbeitende Interak-
tion der Teilnehmer problematisch für den Begriff des Dialogs ist. Die-
ser geht ja von der Gleichberechtigung der Teilnehmer, einer rezipro-
ken, sachbezogenen Interaktion und der Offenheit des Dialogs aus. 
Der Organisator des Dialogs tritt hier zunächst als Problem auf: Er 
spielt eine privilegierte, autoritative Rolle, betrachtet Teilnehmer als 
Faktoren der dialogischen Problembearbeitung und ist in diesem Sinn 
wohl alles andere als der Erste unter gleichberechtigten Teilnehmern. 
Zweitens kann er reziproken Austausch einseitig abbrechen. Drittens 
ist angesichts der durch ihn vorgenommenen Fokussierung des Be-
zugszusammenhangs und der Einwirkung auf die Fragen der Bezugs-
modalitäten zu bezweifeln, ob die Offenheit des Dialogs noch gewähr-
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Provider galten im Rahmen von öffentlichen Mediationen die Vorberei-
ter und Organisatoren des Mediationsverfahrens, nicht die Mediatoren 
selbst (Zillessen 2006: 142 f.). Auf der letzten Tagung des Forschungs- 
und Entwicklungsverbundes Procedere in der Evangelischen Akade-
mie Loccum Ende März 2010 machten die Begriffe des Enablers, des 
„Ermöglichers“, und, analog zum Social Entrepreneur, des Democra-
tic Entrepreneurs die Runde. Vieles spricht dafür, Verfahrensgestalter 
als Change Agents zu begreifen. 

Die Vielfalt englischer Begriffe lässt darauf schließen, dass es in 
Deutschland kein eigenes und typisches Vokabular der Verfahrens-
gestalter gibt und dass die Diskussion international abläuft. Coopers 
Vergleich deutscher und britischer Verfahrensgestalter jedenfalls „sug-
gests the emergence of a common professional mind-set across Bri-
tain and Germany“ (Cooper 2009: 11). Die Perspektive einer übergrei-
fenden Professionalisierung beschäftigt auch die Verfahrensgestalter 
selbst, wie entsprechende Tagungen und Workshops von Procedere 
in Konstanz, Heidelberg und in Loccum zeigen (vgl. Gohl 2010: Ka-
pitel 5). 

Der Aufbau einer Profession von Verfahrensgestaltern wäre aus Sicht 
politischer Beteiligung eine Investition in bessere Demokratie, deren 
Dividende letztlich bessere Beteiligungsverfahren und in der Folge 
mehr Demokratie ist. Die Professionsbildung würde beispielsweise 
die Ausbildung von Codes of Conducts beschleunigen, die dazu die-
nen, die autoritativ privilegierte Stellung des Verfahrensgestalters ge-
genüber den Teilnehmern einzuhegen. Das würde zu Kontrolle und 
Transparenz, andererseits aber zum Vertrauen Verfahrensgestaltern 
gegenüber beitragen. Dazu bedürfte es einer wissenschaftlichen Dis-
ziplin, die dem Berufsbild des Verfahrensgestalters korrespondiert und 
die bestimmte Systematisierungen und Standardisierungen vornimmt 
(vgl. Oevermann 1990; Stichweh 1994). 

the participants in these deliberations as well as the goals of public de-
liberation more broadly“ (Mansbridge, Hartz-Karp, Amengual & Gastil 
2006: 35). In der Tat muss der Verfahrensgestalter größere demokra-
tische Ansprüche mit der konkreten und gelingenden Ausgestaltung 
und Anleitung eines Beteiligungsverfahrens vereinen. Die zwei letztlich 
entscheidenden Maßstäbe für die Verfahrensgestalter, wie offenbar 
auch für die Teilnehmer von Beteiligungsverfahren, sind hierbei „par-
ticipant satisfaction and group productivity“ (ebenda: 1). „Participant 
satisfaction“ ist eine Funktion sich verändernder Dispositionen, darun-
ter Erwartungen an demokratische Fairness. „Group productivity“ be-
trifft den Beitrag der Gruppe zur Bearbeitung ihres Bezugszusammen-
hangs. „Deliberative theory, however, remains relatively unleavened by 
the direct experience of deliberation practitioners“ (ebenda: 1).

Die Vielfalt von Beteiligungsverfahren hat in der Praxis jedenfalls eine 
Vielfalt von Selbstbildern ihrer Gestalter hervorgebracht. Diese Selbst-
bilder finden Ausdruck in bestimmten Szenen und Ausbildungen. Dazu 
gehören zum Beispiel die „Organisationsberatung“, „Coaching und 
Consulting“, „Projektleitung“, „Trainer und Consultant“, „Pädagogische 
Managementberatung“, „Beraterin, Moderatorin, Trainerin“, „Beglei-
ter von Innovation“ oder „Beraterin für Personal- und Organisations-
entwicklung“ (Weber 2005: 138). Auch scheinbar gut definierte Rol-
len wie die des Moderators und des Facilitators (Schwarz 2002; IAF 
2005) oder des Mediators haben viele unterschiedliche Ausprägungen 
und „Schulen“. Andere Ansätze sprechen vom Change Leader, zu dem 
man sich an der Zeppelin University ausbilden lassen kann. Irene Guijt 
beschreibt Intermediaries als Innovators, Challengers und Bridgers 
(Guijt 2007). Bei Metaplan, einem Unternehmen der ersten Stunde 
im Bereich der Gruppenmoderation und Planung, heißen die Verfah-
rensgestalter „Diskursführer“. Einer der alten Metaplaner, Ulrich Martin 
Drescher, bezeichnet sich als „Gesprächshelfer“. Dagegen verstehen 
sich die „Kommunikationslotsen“, ein Netzwerk von Verfahrensanbie-
tern, als Consultants, Facilitators und Visual Facilitators. Als Process 
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Mediation. Moderatoren und Mediatoren haben die Rolle von Operato-
ren, die einen transformativen Prozess anleiten, bei dem ein Problem 
bearbeitet wird. Zu diskutieren wäre, ob die Teilnehmer selber Ope-
ratoren oder Operanden sind. Letztlich ist beides der Fall: Einerseits 
wirkt der Organisator des Dialogs auf sie ein, und in diesem Sinne sind 
sie Operanden – hier scheint die eben angesprochene problematische 
Rolle des privilegierten Organisators eines Dialogs auf. Da die Teilneh-
mer aber eigenständig selbst wieder auf den Operanden des Problems 
Einfluss nehmen, sind sie in diesem Sinne selbst Operatoren. 

Das Bild der Operation wird in den Prozessmanagementtheorien der 
Betriebswirtschaften in einer Begrifflichkeit vertieft, die wieder an das 
Scharpf’sche input-output-Modell erinnert (Becker, Kugeler & Rose-
mann 2002; Anupindi et al. 2006; Davis & Brabänder 2007). Danach 
hat jeder Geschäftsprozess ein Objekt, das durch inputs in einen out-
put transformiert wird. Die Bearbeitung des Operanden bedarf dabei 
jeweils bestimmter Ziele und Mittel. Ziele definieren, was das Ergeb-
nis sein soll, und die Mittel einer gegebenen Operation wirken auf in-
puts ein, damit dieses Ergebnis zustande kommt. „Inputs refer to any 
tangible items that ‚flow‘ into the process from the environment; (...). 
Outputs are any tangible or intangible items that flow from the process 
back into the environment“ (Anupindi 2006: 3, Hervorhebungen im Ori-
ginal; vgl. Becker, Kugeler & Rosemann 2002: 6). Je nach Operations-
rezept sind unterschiedliche Ziel-Mittel-Funktionen in unterschiedli-
chen Verläufen regelgeleiteter Interaktion arrangiert. 

Diese Vorstellungen können an sozialwissenschaftliche und politische 
Diskussionen um die Wirkungsanalyse angeschlossen werden, wie 
sie am Beispiel der Projekte der Entwicklungshilfe oder der Evaluation 
von Stiftungsarbeit geführt werden. Der Diskurs der Wirkungsanalyse 
wird nicht einheitlich geführt (Thilo-Körner 2004: 3; Pamme 2009: 7). 
Im Anschluss an die in der Entwicklungspolitik übliche Evaluationspra-
xis (vgl. Thilo-Körner 2004), aber im Gegensatz zur deutschen Evalua-
tionsforschung (vgl. Pamme 2009) wird folgende Begriffsverwendung 

4.5	� Organisierte Dialoge als kollektive, problembearbeitende 
Verfahren

Organisierte Dialoge sind vielschichtige, problembearbeitende Verfah-
ren und Ausdruck kooperativer, ziviler, problembearbeitender, prozess-
gestaltender, in diesem Sinne letztlich „prozeduraler Politik“ (vgl. 4.4). 
Ihr Gefüge muss man sich zunächst aber als Konfiguration von Ver-
hältnissen vorstellen, die sich verändern und die von dialogischer In-
teraktion in Bezug auf X geprägt sind: Wo der Veränderungsprozess 
der Verhältnisgeflechte von gestalterischer Intention durchdrungen 
wird, wird aus dem Prozess eine Prozedur, ein Verfahren.

In einem organisierten Dialog interagieren Demokraten in Bezug auf 
ein gemeinsames Problem. Das Rezept dieser Interaktion legt in Form 
einer Prozedur fest, wann und wo wer mit wem über was womit und 
wozu interagiert. Die Festlegung dieses Rezeptes durch den Organi-
sator des Dialogs kann methodisch oder strategisch erfolgen (siehe 
4.6). Wo sie methodisch erfolgt, bestimmt eine bewährte Methode 
den Verlauf der problembearbeitenden Interaktion, und der organi-
sierte Dialog nimmt eine aus der Vielfalt von Beteiligungsverfahren ge-
wählte Gestalt an. Wo organisierte Dialoge strategisch gestaltet wer-
den, werden Methoden als Bausteine rekombiniert. Im methodischen 
Fall gleicht der organisierte Dialog einer Symphonie mit präzise ge-
timten und eingeübten Einsätzen verschiedener Stimmen, im strategi-
schen Fall eher einem improvisierten Jazz-Stück, in dem ein bestimm-
tes Motiv, ein leitender Gedanke, variiert wird. In beiden Fällen handelt 
es sich um Prozeduren: um bewusst gestaltete Prozesse.

Methodisch betrachtet gleicht die reziproke, sachbezogene und ergeb-
nisoffene Interaktion von gleichberechtigten Teilnehmern in Bezug auf 
ein zu bearbeitendes Problem einer Operation, in deren Verlauf Ope-
ratoren einen Operanden, den Gegenstand der Operation, bearbeiten 
und verändern. Auf partizipative Verfahren übertragen, erinnert die Be-
grifflichkeit der Operation an das Vokabular der Moderation oder der 
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Vielschichtig sind solche organisierten Dialoge, da sie sich in den 
Vollzugshorizonten der sechs Faktoren vollziehen: auf der Ebene der 
Teilnehmer, ihrer Beziehungen und Bezüge, ihrer Bezugszusammen-
hänge, der Ebene ihres dynamischen Gesamtzusammenhangs als 
Vollzugsgeflecht sowie auf der Ebene ihres Kontexts. Organisierte Dia-
loge, welche die vielen Ebenen von interaktiven Problembearbeitungs-
prozessen in ihrer Gesamtheit integrieren und verfassen, müssen von 
den Figuren des bargaining der pluralistischen Demokratietheorie und 
vom „Diskurs“ der deliberativen Demokratietheorie abgegrenzt wer-
den. Sie sind etwas anderes und mehr, auch wenn sie Elemente hier-
von enthalten können (vgl. Kleger 2004: 185). Natürlich hat beispiels-
weise eine kollektive Problembearbeitung deliberative Phasen. Aber 
wo die Deliberation schon lange endet, bleibt der organisierte Dialog 
als Konfiguration demokratischer Verhältnisse, als dialogisches Voll-
zugsgeflecht am Werk.

Letztlich sind organisierte Dialoge Ausdruck der „Zivilisierung der Poli-
tik als sinnvolles und problemlösendes Handeln“ (Kleger 1999a: 190) 
und als solche nicht nur „Kunstgriffe der Politik“, sondern auch einer 
kollektiv praktizierten praktischen Philosophie. Das heißt: Die Teilneh-
mer bilden sich in gemeinsamer (phänomenologischer, hermeneuti-
scher, dialektischer Reflexion) praktische Urteile darüber, was zu tun 
ist (Kleger 1999b; Grätzel 2007). Dabei vollzieht sich beispielsweise 
unter den Teilnehmern „ein Prozess andauernder, kognitiv herausfor-
dernder Meinungs- und Willensbildung über das, was sie und andere 
tun wollen, sollen oder tun können“, wie Saretzki beschreibt – übri-
gens für den Bereich des kollektiven Strategy-Making (hierzu Kapitel 
5.3.2). Welche Probleme sie dabei lösen, entspricht letztlich den mög-
lichen strategischen Zwecksetzungen von organisierten Dialogen (Ka-
pitel 5.1).

vorgeschlagen: Der output ist das konkrete Ergebnis, das physische 
„Produkt“ des Operationsprozesses. Davon unterschieden wird der 
outcome, der konkrete Wirkungseffekt, der sich aus einem oder meh-
reren outputs ergibt. Beispielsweise ist ein konkreter output eines Me-
diationsverfahrens ein Mediationsvertrag, aber der outcome ist die Lö-
sung des Konflikts. Wo der outcome selbst wieder indirekte Effekte auf 
das System hat, spricht man vom impact – beispielsweise die dauer-
hafte Befriedung einer Organisation oder einer Kommune, in der eine 
Mediation stattgefunden hat.

Übertragen auf die Unterscheidung von Zielen und Zwecken heißt 
das: Ziele sind konkret definierte outputs, zum Beispiel Dokumente, 
in denen Perspektiven, Einschätzungen, Bewertungen, Pläne oder 
Konsense festgehalten werden, aber auch konkrete Lern-Erfahrun-
gen, Äußerungen der Wertschätzung, Reflexionen und Abstimmun-
gen. Outputs sind zeiträumlich abgeschlossene Konstruktionen. – 
Zwecke dagegen sind outcomes: Es sind Wirkungseffekte, die sich 
aus einer Reihe von outputs ergeben. Mehr noch als die Summe der 
outputs sind sie das Produkt der outputs. Sie sind nicht abgeschlos-
sene Konstruktionen, sondern sich vollziehende Faktoren. Dass sie 
Faktoren sind, heißt, dass sie nicht Elemente einer gegebenen Situa-
tion am Ende des organisierten Dialogs sind, sondern Wirkungskräfte, 
die in das dynamische Zusammenspiel mit anderen Wirkungskräften 
eingehen. – Können Zwecke des organisierten Dialogs auch als im-
pact definiert werden, also organisierte Dialoge auf systemische Wir-
kung hin ausgerichtet werden? Prinzipiell, das heißt aus kategorialer 
Sicht: ja – aber aus praktischer Sicht erscheint dies nicht sinnvoll. Im-
pacts sind sozusagen systemische Zwecke, die weit hinter dem Hori-
zont der konkreten Operationen liegen. Sie sind zu unkonkret, um das 
Handeln sinnvoll und konkret ausrichten zu können (siehe hierzu 5.1 
zu den verschiedenen Ordnungen von Zwecken).
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tion. Entsprechend werden Ziele-Mittel-Operationen kreativ kombi-
niert, um die partizipative Prozedur einerseits auf prozess-endogene 
und prozess-exogene Erfordernisse und andererseits immer wieder 
am übergreifenden Zweck auszurichten. Die Wahrscheinlichkeit, dass 
organisierte Dialoge nicht als Methoden, sondern als Strategien umge-
setzt werden müssen, steigt mit der Bedeutung, die eine reagierende 
Umwelt für einen organisierten Dialog hat. Eine Zukunftswerkstatt bei-
spielsweise, die am Wochenende in der klausurhaften Atmosphäre 
einer evangelischen Bildungsstätte stattfindet, wird in aller Regel so 
vollzogen werden können, wie dies im Programm ausgeschrieben ist; 
Bedürfnisse vor Ort – mehr Zeit für die Visualisierung der Ergebnisse 
der Visionsphase – können ohne weitere strategische Kalkulation ak-
komodiert werden. – Findet dagegen ein Zukunftswerkstätten-Pro-
zess statt, den beispielsweise der Ortsverband einer Partei über drei 
Wochenenden über drei Monate hinweg verteilt organisiert, könnten 
nicht-beteiligte Parteimitglieder auf die veröffentlichten Ergebnisse der 
Kritikphase am ersten Wochenende in einer Art und Weise reagieren, 
die am zweiten Wochenende statt der Visionsphase eine Revision der 
Kritikphase erforderlich macht. Und wenn dann auch die Ergebnisse 
des zweiten Wochenendes, der Vision, von der nicht-beteiligten Par-
teiöffentlichkeit als defizitäre Grundlage für die Umsetzungsplanung 
gesehen werden, muss möglicherweise der gesamte Prozess umor-
ganisiert werden, um legitime, kreative und langfristig tragfähige Emp-
fehlungen als Ergebnis des Prozesses sicherzustellen. Das erfordert 
dann strategische Rekalkulation im Lichte einer übergreifenden Inten-
tion.

Deutlich wird hier aber, dass organisierte Dialoge als bewährte partizipa-
tive Ziele-Mittel-Operationen ohne weiteres Gegenstand von Strategie 
als Zweck-Ziele-Mittel-Umwelt-Kalkulation sein können. Als Instrumente 
strategischen Handelns in einer Demokratie drängen sie sich sogar auf: 
Sie öffnen und erweitern die Handlungsspielräume strategischen Han-
delns. Wozu und wie das geschieht, ist Gegenstand von Kapitel 5.

4.6	 Organisierte Dialoge zwischen Methode und Strategie

Politische Strategien sind hier als Konstrukte einer kreativen, hand-
lungspraktischen, erfolgsorientierten und situationsübergreifenden 
Zweck-Ziele-Mittel-Umwelt-Kalkulation verstanden worden (siehe 3.6). 
Organisierte Dialoge können, daran anschlussfähig, als Methode oder 
als Strategie wie folgt definiert werden: Als Methode sind sie bewährte 
und wohldefinierte partizipative Ziele-Mittel-Operationen, als Strategie 
sind sie iterativ und selbstreflexiv gestaltete partizipative Zweck-Ziele-
Mittel-Umwelt-Operationen.

Werden partizipative Verfahren als Methoden verstanden, dann sind 
unterschiedliche Verfahren der Beteiligung zwischen A wie Apprecia
tive Inquiry, B wie Bürgerforum und C wie Community Organizing über 
M wie Moderation oder Mediation bis Z wie Zukunftskonferenz oder 
Zukunftswerkstätte allesamt bewährte und wiedererkennbar definierte 
Bausteine partizipativen Vorgehens. In der definitorischen Festlegung 
einer Methode werden bestimmte Mittel bestimmten Zielen zugeordnet 
und die einzelnen Ziel-Mittel-Operationen wiederum in das größere Ar-
rangement einer definierten Prozedur einer partizipativen Ziele-Mittel-
Operation eingeschlossen. Das lässt sich am Beispiel von Zukunfts-
werkstätten wie folgt entschlüsseln: Zukunftswerkstätten bestehen 
immer aus drei Phasen, erstens der Kritikphase, zweitens der Visi-
onsphase und drittens der Umsetzungsphase (Jungk & Müllert 1997). 
In jeder einzelnen Phase werden wiederum bestimmte Ziel-Mittel-
Operationen zur Anwendung gebracht, beispielsweise Techniken der 
Moderation wie die Visualisierung oder Priorisierung. Verschiedene 
Zukunftswerkstätten gleichen sich dann vom Ablauf und von den Er-
gebnissen her, egal ob sie in Bensheim, Berlin oder Beijing durchge-
führt werden.

Werden partizipative Verfahren als Strategien verstanden, dann sind 
die (methodisch) verwendeten partizipativen Ziele-Mittel-Operationen 
Gegenstand einer umfassenden Zweck-Ziele-Mittel-Umwelt-Kalkula-
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pret the common good as ‚common ground‘, conceptualize freedom 
as the ‚free flow‘ of ideas in the discussion, and view inequality as a 
multifaceted obstacle to deliberation. (…) [The] ideals of consensus, 
rationality, freedom, and equality that normative theorists use as a cri-
teria of legitimacy take on more instrumental purposes and concrete 
forms“ (ebenda: 1 f.).

Es spricht viel dafür, die normativen Erwartungen in erster Linie an 
der Akzeptanz eines organisierten Dialogs zu messen, die dieser bei 
den Teilnehmern und in der Öffentlichkeit hat. Um diese Akzeptanz 
im Geiste des demokratischen Dialogs zu messen, bietet es sich an, 
die Empfehlung des Publizitätsgebots von Kant umzusetzen. Nach 
Kant sind alle auf das Recht anderer Menschen bezogenen Handlun-
gen, deren Maxime sich nicht mit der Publizität verträgt, unrecht (Kant 
2008). Die Öffentlichkeit wird zum Prüfstein eines transparent darge-
stellten Dialogs, das heißt: Dieser hat sich in seinem Zweck, seinen 
Zielen und seinem Verlauf öffentlich auszuweisen. Gibt es gegen die 
Transparenz praktische Vorbehalte, so darf angenommen werden, 
dass der organisierte Dialog normativ problematisch ist. „Tatsäch-
lich ist die Fähigkeit, Öffentlichkeit und Kommunikation zu ertragen, 
der Prüfstein, an dem sich entscheidet, ob ein vorgebliches Gut echt 
oder unecht ist (...). Kommunikation, Teilen, gemeinsame Partizipa-
tion sind die einzig wirklichen Mittel, das Moral-Gesetz und den mo-
ralischen Endzweck zu universalisieren“ (Dewey, zitiert nach Krüger 
2000: 211). Wo Transparenz nicht möglich – oder, im Namen von Ver-
traulichkeit, nicht als Ausnahme gut begründbar – ist, besteht Anlass 
zu Misstrauen. Es ist Transparenz, die letztlich auch Vertrauen in die 
Vollzüge der Demokratie schafft. Transparenz ist, in anderen Worten, 
der entscheidende Prüfstein organisierter Dialoge.

4.7	� Prüfstein Transparenz: Zum normativen Minimalkonsens 
des organisierten Dialogs

Demokratie und Beteiligung sind Werte, die eine bestimmte Praxis 
strukturieren – je konsensfähiger die Definition dieser Werte, desto 
größer ist das Potential für eine breite Praxis. Je konsensfähiger also 
das normative Fundament des organisierten Dialogs ist, desto grö-
ßere Chancen hat der organisierte Dialog als Modell demokratischer 
Beteiligung.

Der organisierte Dialog kommt mit dem normativen Minimum einer li-
beral-republikanischen Demokratie aus: Freie und gleiche Bürger in-
teragieren reziprok, sachbezogen und ergebnisoffen, um gemeinsame 
Probleme und Anliegen zu bearbeiten. Die Prinzipien der Freiheit und 
der Gleichheit gelten komplementär: Die Anderen werden als gleiche 
Partner geachtet, die mit unterschiedlichen Rollen und Perspektiven, 
aber an Rechten gleich am Dialog teilnehmen. Frei sind die Teilneh-
mer, weil einerseits ihre Handlungen nicht gänzlich vorhersehbar sind 
und die Teilnahme andererseits selbst schon auf Freiwilligkeit beruht. 
Teilnehmer können den Dialog auch verlassen – im Change Manage-
ment wird diese Möglichkeit das „Gesetz der zwei Füße“ genannt. Ihre 
Teilnahme ist ein Akt positiver Freiwilligkeit, sich auf prozedurale Re-
ziprozität, Sachbezogenheit und materielle Ergebnisoffenheit zu ver-
pflichten, um in freier und gleicher Interaktion Probleme zu lösen oder 
Mehrwert zu schaffen.

Praktisch relevant ist diese normative Fundierung aber erst in der 
Übersetzung in die Perspektive der Teilnehmer: Ihre Akzeptanz eines 
organisierten Dialogs misst sich an ihrer konkreten Zufriedenheit und 
der damit zusammenhängenden Produktivität der Gruppe (Mans-
bridge, Hartz-Karp, Amengual & Gastil 2005: 1, vgl. Zitat in 4.4). „For 
deliberation practitioners, maintaining a positive atmosphere and ma-
king progress are inextricably interconnected. In addition, practitioners 
value good emotional interaction alongside good reason-giving, inter-
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des Vollzugs des Dialogs erste, nicht immer beabsichtigte Impulse zu 
beobachten sind, auf die wiederum die Umwelt reagiert und die als Im-
pulse in den laufenden Dialog selbst eingehen.

Wer organisierte Dialoge durchführt, kann das mit unterschiedlichen 
Zwecken tun. Sie sollen im Folgenden in vier umfassende Klassen 
übergreifender Zwecke erster, zweiter, dritter und vierter Reichweite 
eingeteilt werden: (1) Zwecke der Verständigung, (2) Zwecke der Be-
ratung, (3) Zwecke der Veränderung und (4) System-Zwecke der De-
mokratie. Während die Zwecke der ersten drei Reichweiten als outco-
mes eines Dialogs beschrieben werden können, betreffen die Zwecke 
vierter Reichweite den systemischen impact von organisierten Dialo-
gen. Sie sind für die Messung empirischer Beiträge eines oder meh-
rerer organisierter Dialoge zur demokratischen Praxis geeigneter als 
zur Steuerung eines konkreten Dialogs. Generell gilt aber: Je größer 
die Reichweite eines Zwecks, desto voraussetzungsreicher, komple-
xer und dynamischer ist ein daran orientierter organisierter Dialog.

Intern lassen sich diese vier Klassen übergreifender Zwecke nach spe-
zifischeren Zwecken differenzieren, die als erwünschte Effekte des or-
ganisierten Dialogs angestrebt und ausgewiesen werden können. Ein 
spezifischer Zweck innerhalb der Klasse der Verständigung ist bei-
spielsweise die Vergemeinschaftung, ein anderer ist die konkrete Ur-
teilsfähigkeit. Ein spezifischer Veränderungszweck ist die Konfliktlö-
sung, ein anderer die Steuerung politischer Prozesse. Die strategische 
Gestaltung eines organisierten Dialogs gelingt dabei, wenn jedem Di-
alog nur ein möglichst spezifischer und klar ausgedrückter Zweck als 
leitende Intention gegeben wird.

Es drängt sich auf, die vier Klassen von Zwecken als hierarchisches 
Verhältnis zu begreifen. So bedürfen beispielsweise Beratung und Ver-
änderung in der Regel der vorgängigen Verständigung. Oder um es 
anschaulicher zu sagen: Um den Veränderungszweck einer Konflikt-
lösung umzusetzen, bedarf es vermutlich eines bestimmten Grades 

5	 Organisierte Dialoge als Strategie
Wozu, zu welchen strategischen Zwecken können organisierte Dia-
loge eingesetzt werden? Wie werden sie dann strategisch gesteuert, 
entspricht ihr Vollzug also strategischem Handeln? Welchen Proble-
men muss sich ein strategisch gesteuerter, inhaltlich offener Dialog 
stellen? Und welche Beispiele illustrieren das? Antworten auf diese 
Fragen werden im folgenden Kapitel gegeben.

5.1	 Wozu? Zu den Zwecken organisierter Dialoge

Die Frage nach dem Wozu organisierter Dialoge zielt auf den bezweck-
ten Effekt, also auf den outcome eines strategisch organisierten Dia-
logs ab. Die interne Konsistenz des organisierten Dialogs sowie seine 
Rechtfertigung gegenüber den Teilnehmern einerseits und die Positio-
nierung und Verkopplung des Dialogs in seinem Kontext andererseits 
verlangen strategische Steuerung, das heißt: eine am Zweck orien-
tierte, auf die Umwelt des Verfahrens bezogene und darin methodisch 
flexible Gestaltung von Beteiligungsverfahren. Letztlich ist der Zweck 
eines Dialogs der Dreh- und Angelpunkt demokratischer Arbeit.

Die spezifische Zwecksetzung bestimmt die innere und äußere Ge-
staltung des organisierten Dialogs. Innerhalb eines organisierten Di-
alogs muss die Abfolge der Ziel-Mittel-Operationen auf diesen Zweck 
als Intention, als leitenden Gedanken hin ausgerichtet werden. An der 
Zweck-Intention orientiert, kann der erfahrene, methodenkompetente 
Organisator eines Dialogs Bestimmungen vornehmen, wann und wo 
wer mit wem über was womit interagieren sollte – wie, in welchen For-
men, also der Vollzug des Dialogs erfolgen sollte. Entsprechend kann 
der Dialog organisiert, angepasst und auch transparent kommuniziert 
und gerechtfertigt werden (siehe Kapitel 5.2). – In der Außensicht des 
organisierten Dialogs bestimmt der Zweck als Effekt die Positionie-
rung und Kopplung des Dialogs mit dem Kontext. Der Effekt des Dia-
logs verändert die größeren Verhältnisse rund um den Dialog spätes-
tens nach dessen Abschluss– wenn auch in der Regel bereits während 
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(3)	� Zwecke der Veränderung betreffen die Veränderungen des Voll-
zugsgeflechts und des Bezugszusammenhangs selbst mit dem 
Zweck, dadurch den Kontext zu verändern. Veränderungszwecke 
wie (a) Aktivierung, (b) Steuerung, (c) Positionierung, (d) Prob-
lemlösung und (e) Konfliktlösung sind die aus Sicht der pragma-
tistischen Problembearbeitung entscheidenden Zwecke.

(4)	� System-Zwecke der Demokratie schließlich sind mittelbare sys-
temische Effekte organisierter Dialoge, die als impact von orga-
nisierten Verfahren verstanden werden können – zum Beispiel 
demokratische Sozialisation, Emanzipation, Responsivität, Prob-
lemlösungsfähigkeit, Vertrauen, Legitimation. Sie bilden insofern 
eine Extra-Klasse, als sie zwar den Einsatz von organisierten Di-
alogen begründen können, für die praktische strategische Steu-
erung eines Dialogs aber nicht besonders hilfreich sind.

Abbildung 3: �Übersicht über Zwecke und Faktoren des 
organisierten Dialogs

Zweck-Klasse Zwecke Faktoren des organisierten 
Dialogs

Verständigung
(outcome) 

Dialog, Lernen, Vergemein-
schaftung, konkrete Urteils- 
fähigkeit

Vollzugsgeflecht, Teilnehmer, 
Beziehungen, Bezugnahme

Beratung 
(outcome)

Orientierung, Entscheidungs-
vorbereitung, Evaluation

Bezugnahme, Bezugszusam-
menhang, Kontext

Veränderung
(outcome)

Aktivierung, Steuerung, Positio-
nierung, Problemlösung,  
Konfliktlösung

Vollzugsgeflecht, Bezugs- 
zusammenhang, Kontext

Demokratie
(impact) Siehe Abbildung 4 in Kap. V.1.4 Alle Faktoren

an Gemeinschaftsbildung, welche die Konfliktlösung erleichtert. Ge-
meinschaftsbildung hat dann aber nicht mehr den Status einer zusam-
menfassenden Intention, sondern nur noch den Status eines (mögli-
cherweise verzichtbaren) Ziels. Konfliktlösung kann auch über einen 
Mediator im Shuttle-Modus zwischen den Parteien ausgehandelt wer-
den, ohne dass es hier zur Gemeinschaftsbildung kommen muss. 
Zwingend ist eine Hierarchie der Zweck-Klassen also nicht – erst recht 
nicht, weil nicht erst alle möglichen spezifischen Zwecke einer Klasse 
niedrigerer Reichweite in operationalisierte Zielbestimmungen über-
setzt, erreicht und abgehakt werden müssen, um einen spezifischen 
Zweck einer Klasse höherer Reichweite einzulösen. 

Im Folgenden sollen die vier Klassen übergreifender Zwecke in ihren 
spezifischen Zwecken beschrieben werden. Dabei handelt es sich um 
einen ersten Diskussionsvorschlag, der in Perspektive auf das Grund-
modell des organisierten Dialogs entstanden ist, aber selbstverständlich 
der weitergehenden diskursiven und empirischen Prüfung bedarf:

(1)	� Zwecke der Verständigung sind Zwecke, die im Selbstverhält-
nis der Teilnehmer, im Verhältnis zu anderen Teilnehmern und 
im Verhältnis zum Bezugszusammenhang X auftreten. Sie die-
nen dem besseren Verständnis und der Verständigung unterein-
ander und über die Welt: (a) Dialog als Selbstzweck, (b) Lernen, 
(c) Vergemeinschaftung und (d) konkrete Urteilsfähigkeit.

(2)	� Zwecke der Beratung betreffen das Verhältnis der Ergebnisse, 
des outputs eines Dialogs, zu seinem Kontext. Der Dialog dient 
(a) der Orientierung, (b) der Entscheidungsvorbereitung oder (c) 
der Evaluation von Bezugszusammenhängen, die in einem ent-
sprechend formatierten output für dritte, nicht-beteiligte oder nicht 
unmittelbar beteiligte Parteien geleistet wird. Diese Zwecke der 
Beratung sind im repräsentativen System parlamentarischer De-
mokratie die typischen Zwecke partizipativer Deliberation im Rah-
men informierter Meinungs- und Willensbildung.
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Learning Center (OLC) der Sloan School of Management am MIT in 
Cambridge, USA, einem international prominenten Zentrum der Or-
ganisationsentwicklung und des Change Managements (vgl. Isaacs 
1999, Hartkemeyer, Hartkemeyer & Dhority 2001: 60 f.). 

Die simple Aufnahme eines dialogischen Gesprächs unter gleichbe-
rechtigten, aber in der Rolle häufig völlig unterschiedlichen Partnern 
ist an und für sich bereits eine Leistung. Perspektivisch kann sie ein 
großer und wichtiger Schritt in Richtung normaler ziviler Verhältnisse 
sein, ohne dass dieser Veränderungszweck in dieser Phase des or-
ganisierten Dialogs hinzutreten muss – zu denken ist hier beispiels-
weise an die vom norwegischen Außenminister 1993 vermittelte Auf-
nahme des informellen Dialogs (Track II Diplomacy) zwischen Israelis 
und Palästinensern in norwegischen Ferienhäusern, die dem Frie-
densprozess von Oslo vorangingen. Hier war die Einübung eines res-
pektvollen, reziproken, sachbezogenen, ergebnisoffenen Dialogs zu-
nächst Selbstzweck.

Wo (b) individuelles oder soziales Lernen der Zweck eines organi-
sierten Dialogs ist, richtet sich der organisierte Dialog an der Erwei-
terung und Fortbildung bestimmter Dispositionen der Teilnehmer aus. 
Sollen sie beispielsweise in der Sache etwas lernen, nimmt der or-
ganisierte Dialog die Form eines Seminars an, bei dem es um Wis-
sensvermittlung und Wissenserwerb geht. Dementsprechend stehen 
pädagogische Methoden im Vordergrund: Vorträge, Gruppenarbeiten, 
Plenumsdiskussionen, eigenständige Visualisierungen, selbstorgani-
sierte Transferleistungen. Ähnlich steht es bei Trainings, wo Teilneh-
mer neue Kompetenzen erwerben sollen und diese beispielsweise in 
Rollenspielen einüben. 

Organisierte Dialoge zum Zweck der (c) Vergemeinschaftung sind bei-
spielsweise Teambuilding-Verfahren. Dabei wird deutlich, wie wichtig 
die non-verbale Interaktion ist – der organisierte Dialog ist ja als Ver-
hältnisgeflecht beschrieben worden, in dem nicht nur verbal kommu-

5.1.1	 Zwecke erster Reichweite: Verbesserte Verständigung

Die Zwecke der Verständigung sind Zwecke erster Reichweite. Sie be-
treffen ausschließlich bestimmte gewünschte Ausrichtungen im Bin-
nenverhältnis eines organisierten Dialogs. Die Zwecke der zweiten, 
dritten und vierten Reichweite richten dagegen die Organisation des 
Dialogs an seinem angestrebten Außenverhältnis aus. Im Einzelnen 
können folgende spezifische Zwecke der Verständigung unterschie-
den werden: (a) Dialog, (b) Lernen, (c) Vergemeinschaftung und (d) 
konkrete Urteilsfähigkeit. Diese spezifischen Zwecke eint, dass sie zu 
einem besseren Verständnis beitragen, das die Teilnehmer persön-
lich, aber auch untereinander und in Bezug auf die Sache entwickeln. 
Die organisierten Dialoge sind als Beiträge der verbesserten und dif-
ferenzierten Verständigung ausgerichtet: Lernende Teilnehmer ver-
ständigen sich in Bezug auf ein gemeinsames Thema X und entwi-
ckeln dabei ein differenziertes Verständnis von sich, voneinander, vom 
Thema und von Handlungsperspektiven.

Der einfachste und fundamentalste Zweck des organisierten Dialogs 
ist (a) der Dialog als Selbstzweck. Dabei geht es darum, einen er-
gebnisoffenen, sachbezogenen und reziproken Austausch gleichbe-
rechtigter Teilnehmer herzustellen. Damit ist das demokratische Ge-
spräch begonnen, noch bevor es um deliberative Ziele im engeren 
Sinne gehen muss – um vernünftige Argumentation, Konsenssuche 
und dergleichen. Der organisierte Dialog kann beispielsweise eine Zeit 
beenden, in der dialogischer Austausch nicht stattgefunden hat, und 
gelingende Kommunikation stiften, wo sie gestört oder zusammenge-
brochen war. Der organisierte Dialog in Reinform ist der zunächst mi-
nimal eingeleitete und begleitete, dann durch die Impulse der Teilneh-
mer selbst organisierte „Dialog-Prozess“ nach David Bohm, der von 
seinen Anhängern in sogenannten „Dialog-Gruppen“ praktiziert wird 
(Bohm 2004; Bohm & Nichol 2005; Hartkemeyer, Hartkemeyer & Dho-
rity 2001; Dannemann 2005). Dieses Modell des Dialog-Prozesses be-
einflusste auch Peter Senge und William Isaacs vom Organizational 
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Zur Ausbildung einer differenzierten Urteilsfähigkeit gehören ein-
zelne wichtige Leistungen, auf die ihrerseits ganze Beteiligungsme-
thoden und Techniken abzielen – beispielsweise (i) die Analyse der 
Umwelt und des problematischen Bezugszusammenhangs X oder (ii) 
die Suche nach Optionen und Szenarien alternativer Entwicklungs-
pfade des problematischen Bezugszusammenhangs X. Beispiele für 
die gründliche Analyse durch organisierte Dialoge als Methoden sind 
Experten-Hearings, Experten-Gespräche oder im sogenannten Joint-
Fact-Finding-Verfahren vergebene und erstellte Gutachten (vgl. Gohl 
& Wüst 2008). Beispiele für die Suche nach alternativen Optionen sind 
sogenannte Foresights, Future Search- o-der Szenarioprozesse. Auch 
Techniken und Methoden zur (iii) Bildung gemeinsamer Maßstäbe der 
Beurteilung, zur (iv) diskursiven und kreativen Kalkulation aller verfüg-
baren Fakten, Bewertungsmaßstäbe und Optionen, zur (v) Planung als 
Definition und Priorisierung organisierter Handlungsabsichten sowie 
zur (vi) Bewertung, Priorisierung und Abstimmung strukturieren die Ak-
tivitäten eines organisierten Dialogs zum Zweck informierter, differen-
zierter Urteilsfähigkeit. Zu den dabei entstehenden outputs gehören 
Erfahrungen, Analysen, Bewertungen, Szenarien, Pläne etc. – Zeug-
nisse der Entstehung eines bestimmten Wissens, das Barber als prag-
matisches Beteiligungswissen besonders ausgezeichnet hat (vgl. Bar-
ber 1994: 154–168, vgl. Kapitel 2.2.1).

Die unterschiedlichen Aktivitäten (i) – (vi) der Ausbildung der Urteils-
fähigkeit können in einen sinnvollen inneren Zusammenhang und Ab-
lauf gebracht werden. Dies kann, muss aber nicht so methodisch ge-
schehen, wie Tils den Prozess der Strategiebildung als eine Variante 
des hier dargelegten Prozesses der Urteilsbildung (vgl. Tils 2005: 32 
ff.) festlegt: Zunächst muss ein strategisches Ziel formuliert werden, 
dem folgen die Lageanalyse, die strategische Kalkulation und die For-
mulierung von strategischen Optionen, bevor eine finale Entscheidung 
getroffen werden kann. Diese Verwandtschaft des Zwecks der Urteils-
fähigkeit mit der Strategiebildung demonstriert, dass organisierte Dia-

niziert, sondern eben auch non-verbal interagiert wird. Auch die ge-
meinsame wortlose Arbeit an einer gemeinsamen, über den Workshop 
hinaus vielleicht völlig irrelevanten Aufgabenstellung schafft soziale 
Nähe und Identitätsrelevantes Verständnis. Verfahren wie die von der 
Bertelsmann Stiftung geförderte Gemeinsinnwerkstatt (Fänderl 2005) 
investieren in die Einübung gegenseitiger Verantwortung, andere Ver-
fahren wie das von Verfahrensgestalter Oliver Kuklinski entwickelte 
Vitamin-B-Café erleichtern das gegenseitige Kennenlernen und die 
Vernetzung untereinander. Eine wichtige Methode des Community  
Organizing sieht vor, persönliche Geschichten auszutauschen und 
dabei gemeinsame Motive und gemeinsame Probleme zu identifizie-
ren – ein methodischer Baustein, den der amerikanische Präsident Ba-
rack Obama auch ins Zentrum der Mobilisierung seiner Anhänger im 
Wahlkampf 2008 stellte. Diesem verdankte er emotional anrührende 
Narrative seiner Kampagne, mit denen er seine Vorstellung gemein-
samer Geschichten und menschlicher Nähe über Rassengrenzen hin-
weg eindrucksvoll demonstrierte (vgl. Wolffe 2009).

Ein zentraler und wichtiger Zweck eines verständigungsorientierten or-
ganisierten Dialogs ist letztlich (d) die Urteilsfähigkeit der Teilnehmer. 
An der Ausbildung der Urteilsfähigkeit, ihrem Transfer an Dritte zum 
Zweck der Beratung und der Fundierung erfolgreichen Veränderungs-
handelns durch Investitionen in die Urteilsfähigkeit setzt eine ganze 
Batterie verschiedener, methodisch definierter Beteiligungsverfahren 
an – so viele, dass Kleger organisierte Dialoge insgesamt als „Schulen 
der Urteilskraft“ und deshalb als „Kunstgriffe der Politik als praktischer 
Philosophie“ begreift (Kleger 2004). Diese Urteilsfähigkeit auszubilden 
bedeutet, über den Zweck des individuellen und sozialen Lernens hi-
nauszugehen und das Erlernte im Anschlag auf konkrete, differenziert 
erfasste Problemstellungen durchzukalkulieren, ohne dass dabei ein 
finales (oder im Konsens gefundenes) Urteil auch notwendigerweise 
verlangt wird. 
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Weisheit der Vielen und berät Macher und Umsetzer in Bezug auf die 
Qualität ihrer Positionierungen, Entscheidungen oder Umsetzungen. 
Die dritte, beratene Partei ist dabei sinnvollerweise der Auftraggeber 
selbst. Wo dritte Parteien ungebeten beraten werden, führt der mühe-
voll erarbeitete Ratschlag unter Umständen zu nichts – außer zu Frus-
trationen bei den Teilnehmern.

Der einfachste Fall einer Beratung ist (a) die Orientierung. Organisierte 
Dialoge, die zu diesem Zweck veranstaltet werden, fokussieren auf 
die Strukturierung und Aufarbeitung eines komplexen Bezugszusam-
menhangs. Dabei leisten bereits die inhaltliche Themensetzung und 
der Verlauf der inhaltlichen Diskussion Einsichten, die die dritte Partei 
aufschlussreich orientieren, ohne dass weitere Fokussierungen statt-
finden müssen. Die dritte Partei, die einen solchen organisierten Dia-
log möglicherweise beobachtet oder dessen Dokumentation studiert, 
lernt Perspektiven, Erwartungen und Einschätzungen kennen. So ver-
standen, leistet der organisierte Dialog ein Stück qualitative Meinungs-
forschung. Obwohl am Ende ein Ergebnisbericht stehen kann, ist die 
Dokumentation des Dialogverlaufs und einzelner Bewertungen häufig 
aufschlussreicher als jedes Ergebnis. Beiträge für Orientierungsleis-
tungen entstehen methodisch explizit beispielsweise in Fokusgruppen 
oder Bürgerpanels. Letztere, im Prinzip eine sozialwissenschaftlich so 
genannte „personenidentische Mehrfachbefragung“ mit repräsentati-
ver und wiederholter Stichprobe, deren Ergebnisse auf Bürgerveran-
staltungen vorgestellt werden, vertreten zwar den expliziten Anspruch, 
auch Zwecke dritter oder vierter Ordnung zu bedienen (vgl. Masser 
2008), allerdings verhindert schon die Beteiligungsmethodik selbst die 
empirische Einlösung dieses Anspruchs.

Ein anderer, spezifischer Zweck der Beratung ist die (b) Entschei-
dungsvorbereitung. Wesentlicher output eines organisierten Dialogs 
sind hier Empfehlungen an den Auftraggeber. Das setzt voraus, dass 
der Auftraggeber eine entsprechende Problemstellung und Entschei-
dungsabsichten aufzeigt, hinsichtlich derer er beraten werden will, und 

loge als Übungen kollektiver Strategiebildung organisiert werden kön-
nen und hierfür bestehende partizipative Methoden und Techniken 
einzubringen haben. In der Tat gibt es eine Reihe von Beteiligungsme-
thoden, die auf Strategiebildung explizit abstellen: so beispielsweise 
die Verfahren des Real Time Strategic Change (RTSC) oder des Par-
ticipatory Strategic Planning (vgl. 5.3.2).

5.1.2	 Zwecke zweiter Reichweite: Differenzierte Beratung Dritter

Die Zwecke der Beratung sind Zwecke zweiter Reichweite. Sie richten 
die Organisation eines Dialogs vor allem an einem Beitrag für dritte, 
am Dialog nicht oder nicht gleichberechtigt beteiligte Parteien aus. 
Dabei greifen sie in der Regel auf Ergebnisse der dialogischen Ver-
ständigung, insbesondere der ausgebildeten Urteilsfähigkeit zurück, 
die in der einen oder anderen Weise aufbereitet, ausgerichtet, forma-
tiert und transferiert werden müssen, um bestimmten Notwendigkei-
ten der beratenen Partei zu entsprechen. Die spezifischen Beratungs-
bedürfnisse dieser dritten Parteien entsprechen dann spezifischen 
Zwecksetzungen und richten den gesamten Dialog darauf aus.

Im Einzelnen können folgende spezifischen Zwecke der Beratung un-
terschieden werden: (a) Orientierung, (b) Entscheidungsvorbereitung 
und (c) Evaluation. Typischerweise wird der organisierte Beratungs-
Dialog dann auf den output bestimmter Dokumente hin fokussiert, mit 
dem der Transfer an die dritte Partei geleistet wird: beispielsweise auf 
Analysen, Erörterungen, Kommentare und Gutachten, die der Orien-
tierung dienen, Empfehlungen, Szenarien und Folgenabschätzungen, 
die der Entscheidungsvorbereitung dienen, sowie Untersuchungen 
und Evaluationsberichte, die der Bewertung von vollzogenen Policies 
dienen. Dabei werden die Perspektiven der Teilnehmer auf das Thema 
X gebündelt und in einer bestimmten Form dokumentiert an einen be-
stimmten Adressaten weitergegeben. Dies ist der Normalfall delibe-
rativer Beteiligung: Eine von den konkreten Umständen entlastete, 
aber informierte Gruppe hebt durch die Kraft deliberativer Vernunft die 
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ren Rationalitätsbegriff stärkt dagegen die Konsensuskonferenz, die 
bei ethisch umstrittenen Fragen zur Entwicklung von Empfehlungen 
eingesetzt wird: Hinter ihrem „Bürgergutachten“ steht die Bemühung, 
weitgehende Gemeinsamkeiten zu identifizieren und Empfehlungen 
im Konsens abzugeben bzw. Dissens explizit auszuweisen. Beide Ver-
fahren produzieren aber in diesem Sinne wichtige Referenzpunkte für 
eine Entscheidungsvorbereitung: sachlich angemessene bzw. mehr-
heitsfähige Empfehlungen.

Ein dritter spezifischer Zweck der Beratung ist (c) die differenzierte Be-
wertung bestimmter Bezugszusammenhänge im Sinne einer Evalua-
tion. Beispielsweise werden im Delphi-Verfahren Wissenschaftler in 
mehreren Runden zu ihren Perspektiven, Einschätzungen und Bewer-
tungen zu ihnen vorgelegten Fragestellungen konsultiert. Hier findet 
im engeren Sinne gar kein direkter Austausch zwischen den Wissen-
schaftlern statt, sondern lediglich ein über die fortentwickelten Frage-
stellungen zu neuen Erkenntnissen vermittelter Dialog. Andere Ver-
fahren wie die Matrix-Analyse, die Cross Impact Matrix Method oder 
die Kräftefeldanalyse erlauben ebenfalls differenzierte Bewertungen. 
Auch sie können zu wichtigen Referenzpunkten der beratenen dritten 
Partei werden.

Unter dem Gesichtspunkt der Beratung sind organisierte Beteiligungs-
verfahren letztlich „kreative Lösungsräume“, in denen zu den festge-
fahrenen Wahrnehmungen quer liegende, mit Distanz und Detailliert-
heit zugleich gefestigte Beratungsleistungen entstehen können. Den 
Mehrwert eines solchen Lösungsraums stellte beispielsweise Minister-
präsident Roland Koch am Regionalen Dialogforum Flughafen Frank-
furt fest, einem mediativen Verfahren.

5.1.3	 Zwecke dritter Reichweite: Veränderungen gestalten

Zwecke der Veränderung sind Zwecke dritter Reichweite – das heißt, 
sie sind voraussetzungsreicher als Zwecke der ersten und zweiten 
Reichweite. Zwecke der Veränderung orientieren die Organisation 

dass es der Beratung durch Beteiligung dann gelingt, sachlich fun-
dierte, in ihrer Rationalität aber auch macht- und entscheidungskom-
patible und relevante Lösungen vorzuschlagen. 

In der anschlussfähigen Beratung im Vorfeld von Entscheidungen liegt 
vermutlich eine der größten Herausforderungen für Beteiligungsver-
fahren – nicht nur, weil die Anschlussfähigkeit und Relevanz von ex-
terner Beratung ein Grundproblem politischer Beratung ist, sondern 
auch, weil der vorherrschende methodische Bias der Verfahrensge-
staltung sich selten um die angemessene Form und Detailliertheit von 
Beratungsleistungen kümmert. Eine Ausnahme stellt in dieser Hinsicht 
eine klassische, recht detaillierte Methode für die Produktion von Emp-
fehlungen dar: die von Prof. Peter Dienel entwickelte Planungszelle 
(vgl. Dienel 2002). Die Planungszelle beschreibt, für Methoden relativ 
untypisch, als Teil ihrer Methode Bedingungen ihrer Kopplung an Ent-
scheidungsprozesse. Demnach hat sich der Auftraggeber bei der Ein-
berufung der Planungszelle zu verpflichten, zu den Ergebnissen des 
Bürgergutachtens öffentlich Stellung zu nehmen. Diese ausdrückliche 
Einbeziehung der beratenen Partei bzw. des Auftraggebers in die Me-
thodik des Beteiligungsverfahrens ist ungewöhnlich, aber beispielhaft 
für die Bemühung um eine effektive Kopplung zwischen Beteiligungs-
verfahren und Entscheidern.

Ansonsten ist die Planungszelle ihrer inneren Organisation nach auf 
die Produktion vernünftiger Empfehlungen ausgerichtet: Im Wechsel 
zwischen Anhörungen und Arbeitsgruppen, die ihrerseits in der Be-
setzung ständig wechseln, wird über mehrere Tage hinweg von zu-
fällig ausgewählten Teilnehmern ein sogenanntes „Bürgergutachten“ 
entwickelt, welches Empfehlungen zur Regelung eines bestimmten, 
eingangs klar gestellten Problems gibt. Das Anliegen, die Besetzung 
der Gruppen immer wieder aufzubrechen, um der Dominanz etablier-
ter Teilnehmer und dem Phänomen des groupthink entgegenzuwir-
ken, macht sich eines der Grundprinzipien der „Weisheit der Vielen“ 
(Surowiecki 2004) zunutze: die Diversität der Beteiligten. Einen ande-
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Kandidaten angeschaut, diskutiert und die Themen der Diskussion an 
die Kampagnenzentrale zurückgemeldet werden, gerät man an die 
Grenze des Dialogs.

Auch ein anderes Beteiligungsverfahren, das durch Barack Obama po-
pularisierte Community Organizing, legt in seiner ersten Phase Wert 
auf die Aktivierung von Menschen als Bürgern. Zweck ist es dabei, so 
viele Menschen wie möglich in einem von Problemen betroffenen, in 
politischer Apathie versunkenen Stadtteil für die Lösung eines kon-
kreten Problems zu mobilisieren. Diese Handlungsbereitschaft wird 
dann umgesetzt in politische Macht: in kreativ angelegte Demonst-
rationen, in selbstorganisierte, öffentliche Hearings mit Verantwortli-
chen, in zivile Dramatisierung von Missständen. „Die Betroffenen sol-
len zu Beteiligten werden“ (Dettling 2007: 90) – eine radikale, letztlich 
emanzipative Strategie. Community Organizing „treibt die Dynamik der 
Bürgergesellschaft voran. Und es erinnert nachdrücklich an die an-
dere Dimension der Demokratie als einer Selbstorganisation der Ge-
sellschaft“ (ebenda: 98). Wo diese (soziale und politische) Aktivierung 
auf Dauer gestellt werden soll, mündet sie in „Empowerment“, den Auf-
bau dezentraler Beteiligungs- und Selbstermächtigungskompetenzen 
und  kapazitäten. Diese Idee kommt aus der Sozialen Arbeit und hat 
seit den 1980er Jahren als Konzept der Selbstermächtigung benach-
teiligter Gruppen an Bedeutung gewonnen, insbesondere innerhalb 
der Gemeinwesenarbeit und im Quartiermanagement. Organisierte 
Dialoge können Ausdruck inklusiver oder gar selbstorganisierter Be-
teiligung sein und als ein Entdeckungsprozess gestaltet werden, mit 
denen Kompetenzen und Kapazitäten aufgebaut werden sollen, um 
mehr Kontrolle und Gestaltung der eigenen Lebenswelt zu erlauben. 

Wer das Heft des Handelns in die Hand nimmt und einen organisierten 
Dialog beginnt, kann dies (b) auch zum Zweck der Steuerung tun, das 
heißt: zum Zweck der Einflussnahme auf bestimmte Akteure, Wahr-
nehmungen oder Themen. Wer als Teilnehmer eingeladen wird, wel-
che Verständigungen, Beratungen oder sonstigen Veränderungen an-

eines Dialogs an Veränderungen, die durch gemeinsames, zusam-
menwirkendes Handeln der Teilnehmer entstehen. Während der or-
ganisierte Dialog im Dienste der Beratung darauf abzielte, dritte Par-
teien in Bezug auf Veränderungen zu beraten, strebt der organisierte 
Dialog mit Veränderungs-Intention nach der direkten Veränderung der 
Wirklichkeit als outcome des organisierten Dialogs. Im ersten Fall wer-
den die Teilnehmer an Politikberatung beteiligt, im zweiten Fall betei-
ligen sie sich selbst an der Politik. Die Gestaltung eines organisierten 
Dialogs wird dabei zur Führungsaufgabe und zum Ausdruck konsulta-
tiver bis kooperativer Politik.

Gegenstand der Organisation in Veränderungsabsicht sind alle Fakto-
ren des Vollzugsgeflechts, wobei dieses gleichzeitig als entscheidende 
Vergegenwärtigung der Wirklichkeit über den organisierten Dialog hi-
naus begriffen wird. Der organisierte Dialog wird auf diese Weise zum 
Katalysator eines größeren, darüber hinausgreifenden Veränderungs-
prozesses. Über den organisierten Dialog als Mittel und über den or-
ganisierten Dialog als Prozess hinaus werden bestimmte Veränderun-
gen im Kontext bezweckt. Der Dialog selbst wird als konkrete Instanz 
einer größeren, darin pars pro toto abgebildeten Wirklichkeit verstan-
den. Spezifisch können dabei die Zwecke der Veränderungen als Zwe-
cke (a) der Aktivierung, (b) Steuerung, (c) Positionierung, (d) Problem-
lösung oder (e) der Konfliktlösung beschrieben werden.

Organisierte Dialoge, die (a) der Aktivierung bis hin zur Mobilisierung 
dienen, zielen in erster Linie auf Teilnehmer ab, genauer: auf mehr und 
engagiertere Teilnehmer. Was sie genau in Bezug auf ein bestimmtes 
Problem tun sollen, wird häufig niedrigschwellig definiert, und oft wird 
die Dimension des Austauschs zwischen Teilnehmern auf ein Mini-
mum reduziert – so stark, dass es bisweilen schwerfällt, hier noch von 
einem reziproken, sachbezogenen und ergebnisoffenen Austausch zu 
sprechen. Wenn beispielsweise im Rahmen einer Präsidentschafts-
Wahlkampagne Unterstützer dafür mobilisiert werden, Partys in ihren 
Wohnzimmern zu veranstalten, in denen gemeinsam TV-Debatten der 
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Auch der Zweck der Neu-Positionierung findet seine Grenzen in dem, 
was die Teilnehmer eines Runden Tisches sich zumuten lassen; wenn 
sie ihn lediglich als PR-Maßnahme empfinden, wird die Maßnahme 
nicht nur fehlschlagen, sondern für Frustration sorgen. Ein organisier-
ter Dialog muss für die Teilnehmer einen Mehrwert bieten, der in der ei-
genen Erfahrung, in einem besseren Verständnis füreinander oder für 
die Sache oder in einem Beitrag zu einer Problemlösung liegen kann. 
Kann dieser Mehrwert nicht transparent und plausibel gemacht wer-
den, verlassen die Teilnehmer den organisierten Dialog. Dann bleibt 
er erfolglos als Maßnahme und erst recht in Bezug auf seinen Zweck. 
Zwar führt der gescheiterte Dialog möglicherweise noch zu einer Neu-
Positionierung, diese kann dann aber nicht im ursprünglichen Sinne 
des Initiators gewesen sein.

Ein weiterer, sehr umfassender Veränderungszweck eines organisier-
ten Dialogs ist (d) die Problemlösung. Zunächst: Alle organisierten Di-
aloge werden als ein Teil der Praxis demokratischer Problembearbei-
tung verstanden. Diese Problembearbeitung vollzieht sich an vielen 
unterschiedlichen Fronten und bedarf der differenzierten Verständi-
gung ebenso wie der guten Beratung. Wenn als Zweck die Lösung 
eines bestimmten Problems postuliert wird, dann müssen die Teilneh-
mer des mit dieser Intention organisierten Dialogs auch das Mandat 
und die Macht haben, alle Maßnahmen zu ergreifen, um einen proble-
matischen Bezugszusammenhang X effektiv zu bearbeiten, zu trans-
formieren und letztendlich aufzulösen.

„Problemlösung“ soll allerdings in einem weiten Sinne verstanden wer-
den: Problem meint nicht nur ein gemeinsames Beschwernis, sondern 
es ist, im wörtlichen Sinne des griechischen próblema, auch „etwas, 
das vorgelegt wurde“ – also ein gemeinsames Ziel, ein Anliegen, wel-
ches angestrebt, oder ein Mehrwert, welcher eingelöst werden soll. Ein 
Beispiel für einen solchen organisierten Dialog ist die Initiative für Be-
schäftigung (IFB) der deutschen Wirtschaft. Sie sieht auf den ersten 
Blick wie ein Netzwerk aus, funktioniert aber im Prinzip wie ein orga-

gestrebt werden sollen – all dies kann vom Initiator des organisierten 
Dialogs festgelegt werden. Wenn die Teilnehmer unter den gegebenen 
Bedingungen des organisierten Dialogs keine Zeit investieren möch-
ten, werden sie das Angebot eines organisierten Dialogs nicht anneh-
men und diesem Dialog fernbleiben. 

Jede Stiftung, die mit ihren Veranstaltungen eine Debatte oder eine 
bestimmte Vernetzung von Akteuren steuern möchte, kennt diesen 
Zweck der Steuerung – beispielsweise wenn ein bestimmtes Thema 
in einer bestimmten Perspektive auf die Agenda einer Fach-Commu-
nity kommen soll. Der Diskussionsabend der Bürgerstiftung oder der 
Kongress der Unternehmensstiftung sind Versuche, über einen Dialog 
Themen und Akteure zu steuern. Ob diese Steuerung immer gelingt – 
ob also ein organisierter Dialog gelingt, der den beabsichtigten Steue-
rungseffekt hat, ist die zweite Frage. Denn solange die Teilnahme frei-
willig und sogar mit Ausgaben der Teilnehmer verbunden ist, müssen 
organisierte Dialoge ein akzeptables Angebot machen. Wenn der Ini-
tiator ein Thema auf die Agenda setzen möchte, muss dies ein Bedürf-
nis von Teilnehmern treffen – sonst wird die Veranstaltung zum Schlag 
ins Wasser.

Eng verwandt mit dem Zweck der Steuerung ist auch (c) der Zweck 
der bewussten Neu-Positionierung des Initiators. Wenn beispielsweise 
eine größere Institution im Bereich der Religion beabsichtigen würde, 
dem gegen sie gehegten Verdacht der Intransparenz und der Schein-
heiligkeit entgegenzutreten und sich als weltgewandte, offene Institu-
tion zu präsentieren, so böte sich ein organisierter Dialog an. Im ein-
fachsten Fall wäre dies ein Runder Tisch, an dem bestimmte Fragen 
erörtert werden, im komplexeren Fall eine Reihe von dokumentierten 
und zusammenhängenden Konsultationen. Hier könnten sich die Ini-
tiatoren und Auftraggeber des organisierten Dialogs von einer ande-
ren, ungewohnten Seite zeigen – beispielsweise nicht als Prediger, 
sondern als Zuhörer.
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Defizite des Stadtteils, Transparenz und das Experiment. Um den 
Stadtteil aufzuwerten, ist die Aktivierung eine erste Ziel-Mittel-Relation 
– ein Ziel (selbsttragende Strukturen bilden), das bewährte Mittel kon-
notiert, beispielsweise den Aufbau von Vertrauen, die Vernetzung der 
Einwohnerschaft und Nachbarschaft in Projekten, Initiativen und Ver-
einen oder die Schaffung von Quartierszentren. Die Organisation von 
Problembearbeitungen ist eine zweite Ziel-Mittel-Relation: Probleme 
müssen frühzeitig erkannt und thematisiert werden, sie müssen ge-
genüber Dritten artikuliert, transparent gemacht und positioniert wer-
den, ein Motor konkreter Problemlösung muss gefunden und mit aus-
reichend Mitteln und Kompetenzen ausgestattet werden. 

Das Beispiel Quartiermanagement zeigt es: Problemlösung braucht 
das Zusammenspiel von Personen, Strukturen, Methoden und Infor-
mationsflüssen. Zentral hierfür sind besonders ausgebildete und ange-
lernte Quartiermanager und Community Organizer. In jeder Stadt kann 
man entdecken, dass dies in der Regel sozial, kommunikativ, metho-
disch und strategisch besonders begabte Change Agents oder Ver-
fahrensgestalter sind.

Mit der Problemlösung eng verwandt ist der Zweck (e) der Konflikt-
lösung. Ein Konflikt entsteht in der Regel, wenn nicht nur der sach-
liche Bezugszusammenhang im engeren Sinne als ungeordnet oder 
schlecht geordnet empfunden wird, sondern sich damit auch ein Ärger 
über die Verantwortlichen verbindet. Ein Sachproblem führt im Zusam-
menspiel mit einem Beziehungsärgernis zum Konflikt – ohne Sachpro-
blem bleibt ein Beziehungsärgernis eben auch nur ein Ärgernis, wie 
man es gegenüber Personen empfinden kann, mit denen man wei-
ter nichts zu tun hat. Sachproblem und Beziehungsärgernis zusam-
men ergeben ein Konflikt- und Frustrationspotential, das mehr als 
nur eine sachliche Problemlösung erfordert. Im konfliktlösenden Di-
alog kann dabei beispielsweise auf das Instrumentarium der Media-
tion und das Vorbild der inneren Haltung des Mediators gesetzt wer-
den. Konfliktlösungen setzen voraus, dass konfliktär beeinträchtigte 

nisierter Dialog, der dem gemeinsamen Zweck verpflichtet ist, vor Ort 
konkrete Beschäftigungsprojekte zu entwickeln und umzusetzen.

Die Organisation eines problemlösenden Dialogs ist wesentlich umfas-
sender und voraussetzungsreicher als die Organisation eines Dialogs 
zu Veränderungs- oder Beratungszwecken. Dabei werden in situativ 
angepasstem Maße auch einzelne Ziele der Verständigung und Be-
ratung eingelöst werden müssen. Alle Varianten der Verständigungs- 
und Beratungszwecke, wie Dialog, Lernen, Vergemeinschaftung etc., 
können dabei als Ziel-Mittel-Relationen operationalisiert werden. Ent-
scheidend ist, dass Lernen und Vergemeinschaftung dann eben nicht 
mehr der leitende Gedanke oder die eigentliche Intention sind, son-
dern nur noch Ziel-Mittel-Relationen zum Zweck der Problemlösung, 
und dass sie dann möglicherweise im Dienste dieses Zwecks im Zwei-
fel nur noch nachrangige Geltung haben – wenn man dadurch tatsäch-
lich der Problemlösung näher kommt. Eine natürliche Grenze, solche 
Ziel-Mittel-Relationen nachrangig zu behandeln, bilden wiederum die 
Erwartungen der Teilnehmer an ihren eigenen Mehrwert. Soll im orga-
nisierten Dialog eine Problemlösung gelingen, muss sie mit den Teil-
nehmern, und kann nicht gegen die Teilnehmer, gelingen.

Dauerhafte und vielschichtige Problemlösungen verlangen häufig 
komplexe Arrangements eines lose organisierten Dialogs. Beteili-
gungsverfahren, oder vielmehr von einem oder mehreren Treibern 
verantwortete Beteiligungsregime, die auf vielfache Problemlösungen 
abzielen, sind beispielsweise das Community Organizing oder das 
Quartiermanagement. In beiden Fällen werden Beteiligungsformen 
verstetigt, und es finden vielschichtige und unterschiedliche Formen 
problembezogener Interaktion statt. Beispielsweise bezweckt Quar-
tiermanagement letztlich die Aufwertung eines Quartiers für seine Be-
wohner durch Aktivierung, Organisation und Gestaltung lokaler Poten-
tiale. Damit ist das Problem als eine Aufgabe der Mehrwertschöpfung 
definiert: der Aufwertung des Quartiers. Typische Prinzipien sind dabei 
der „teilnehmende Ansatz“, der Fokus auf das Potential, nicht auf die 
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onality, freedom, and equality that normative theorists use as criteria 
of legitimacy take on more instrumental purposes and concrete forms“ 
(ebenda: 2). Die Zwecke, die Philosophen und Theoretiker den Betei-
ligungsverfahren unterstellen, sind seltener praktische Handlungszwe-
cke, sondern im Wesentlichen Beschreibungen verschiedener Formen 
von impact auf die großgeschriebenen demokratischen Verhältnisse 
einer politischen Einheit – Systemzwecke der Demokratie bzw. syste-
mische Wirkungen, wie sie Gegenstand der Überlegungen in Demo-
kratietheorien sind (siehe Kapitel 2.2). Für die praktische strategische 
Steuerung eines Dialogs sind diese Zwecke meistens etwas zu allge-
mein formuliert – Ausnahmen bestätigen die Regel.

Aggregiert man nun die vielfältigen Zwecke für Beteiligungsverfahren, 
wie sie von den Demokratietheorien genannt werden, dann lassen sich 
folgende, auf die einzelnen Faktoren des organisierten Dialogs ausge-
richtete Zwecke thesenhaft unterscheiden (ohne dass an dieser Stelle 
der Herleitung und Begründung Raum gegeben werden kann):

Für die Teilnehmer als Bürger, ihre Inklusion, Sozialisation und Eman-
zipation interessieren sich insbesondere die partizipative, die delibera-
tive und die pragmatistische Demokratietheorie. Die zivile Interaktion 
in einer pluralistischen Gesellschaft ist ein Interesse der pluralisti-
schen Demokratietheorie, in die Vorstellung der geordneten Gemein-
schaft gehen pluralistische, pragmatistische und partizipative Vorstel-
lungen ein.

Kommunikationen und Beziehungen wieder so weit normalisiert wer-
den, dass die Sachdimension des Problems verhandelt und aufgelöst 
werden kann. 

5.1.4	 Zwecke vierter Reichweite: Systemzwecke der Demokratie

Organisierte Dialoge sind Ausdruck demokratischer Praxis – der Inter-
aktion von Freien und Gleichen in Bezug auf geteilte Probleme. Wenn 
Praktiker demokratische Verhältnisse als Dialog organisieren, tun sie 
das jedoch nach anderen Maßstäben, als die Denker der Demokra-
tie sie entwerfen. Mansbridge, Hartz-Karp, Amengual & Gastil gehen 
davon aus, dass Verfahrensgestalter organisierte Dialoge im Wesentli-
chen an zwei Maßstäben ausrichten: participant satisfaction und group 
productivity. Beide hängen zusammen: „For deliberation practitioners, 
maintaining a positive atmosphere and making progress are inextri-
cably interconnected“ (2006: 1). Die Zwecke erster bis dritter Reich-
weite thematisieren dementsprechend in erster Linie Zwecke, die auf 
Teilnehmer in ihren persönlichen Dispositionen und ihren sozialen Er-
fahrungen abstellen (erste Reichweite: gelingt Verständigung?) bzw. 
die Produktivität von Verfahren in Bezug auf konkrete outputs und out-
comes betreffen (zweite und dritte Reichweite: Beratung und Verän-
derung).

Philosophen und Theoretiker der Demokratie formulieren Zwecke der 
Demokratie allerdings anders. In Bezug auf deliberative Beteiligungs-
verfahren beobachten Mansbridge, Hartz-Karp, Amengual & Gastil, 
dass diesbezügliche Unterschiede zwischen Praktikern und Theore-
tikern im Wesentlichen den unterschiedlichen Agenden der Praktiker 
und Theoretiker entstammen: „The theorists seek criteria by which to 
judge a deliberation’s legitimacy—that is, criteria that help citizens de-
cide the depth of their obligation to obey the law resulting from such a 
deliberation. The facilitators we consulted, on the other hand, sought a 
kind of deliberation that best accomplished the tasks that groups had 
set themselves. From this perspective, the ideals of consensus, rati-
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Auch Agenda-Setting, Lösung, Entscheidung und Leistung sind in un-
terschiedlichen Priorisierungen Gegenstand dieser Theorien, weniger 
der deliberativen Demokratietheorie und der komplexen Demokratie-
theorie.

Die auf den Bezugszusammenhang X bezogenen Zwecke erhält man, 
wenn man die von den einzelnen Demokratietheorien vorausgesetz-
ten Zwecke der Demokratie umstandslos auf Beteiligungsverfahren 
übersetzt. – Beim Vollzug demokratischer Verhältnisse geht es um den 
Vollzug von speziellen und als typisch verstandenen Mechanismen 
der Demokratie: die diskursrationale Beratung der deliberativen De-
mokratietheorie, die erhöhte Responsivität des pluralistischen Ansat-
zes sowie die Transformation privater Interessen in das Gemeinwohl 
und die Selbstgesetzgebung als leitende Ideen der partizipativen De-
mokratietheorie. – Bezweckte Effekte im politischen Kontext über den 
organisierten Dialog hinaus interessieren bei den Checks and Balan-

Vollzug  
demokrati-
scher Ver-
hältnisse

Diskursrationale Beratung: Spezifisch generiertes  
„politisches Wissen“ für angemessene Lösungen

DeD

Erhöhte Responsivität: Reziproker Austausch zwischen 
Repräsentanten und Repräsentierten

PlD

Transformation (1): Private Interessen werden zu  
öffentlichen Gütern zusammengeführt 

PaD

Selbstgesetzgebung: Unmittelbare Herrschaft durch das 
Volk

PaD

Politischer 
Kontext

Checks and Balances: Öffentliche Transparenz, Kritik, 
Kontrolle und kommunikative Gegenmacht

DeD, PaD

Erweiterung der Handlungsspielräume: Subsidiäre  
Betroffenen-Beteiligung erschließt neue Impulse &  
Ressourcen

PaD, PrD

Legitimation: Unmittelbare Erhöhung der input-Legitimi-
tät und mittelbare Erhöhung der output-Legitimität

DeD, KoD

System-Vertrauen: Gute Verständigung, Beratung und 
effektive Veränderung werden demokratisiert erfahrbar

DeD, KoD

Transformation (2): Veränderung der herrschenden  
Verhältnisse

PaD, PrD

Abbildung 4: �Zwecke und Faktoren des organisierten Dialogs in 
verschiedenen Demokratietheorien. – 

DeD = Deliberative Demokratietheorie; KoD = Komplexe Demokratietheorie; PaD = 
Partizipative Demokratietheorie; PlD = Pluralistische Demokratietheorie; PrD = Prag-
matistische Demokratietheorie
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senden Vollzugsprozess des Dialogs sowie (6) am Kontext, innerhalb 
dessen die Positionierung und Kopplung des Dialogs erfolgt. Die Or-
ganisation setzt als Mittel ihrer Einflussnahme soziale Techniken und 
Technologien der Regulation, des nudgings und des framings ein, um 
im Sinne festgelegter Ziele – beziehungsweise des gesetzten Zwecks 
des Dialogs – Bedingungen zu schaffen, die konstruktiv und produk-
tiv sind.

Diese Organisation strategisch vorzunehmen bedeutet, die Zweck-
Ziele-Mittel-Umwelt-Operation eines organisierten Dialogs durch eine 
andauernde strategische Zweck-Ziele-Mittel-Umwelt-Kalkulation zu 
steuern. Der Verfahrensgestalter hat dabei eine doppelte strategische 
Kalkulation auszuführen: erstens in der individuellen Logik der Orga-
nisation des Dialogs, zweitens in der kollektiven Logik des organisier-
ten Dialogs. Beide Logiken sind gekoppelt, aber nicht deckungsgleich. 
In der ersten Kalkulation geht es um das eigene Vorgehen, innerhalb 
dessen Perspektiven eingenommen und Maßnahmen eingesetzt wer-
den, die dem Rollenskript des Organisators des Dialogs entsprechen. 
Die Rolle des Begleiters, Vermittlers oder Gestalters verlangt einen ei-
genen, strategischen Vollzug – die Kalkulation (a) der eigenen Wirkung 
und des Feedbacks der Teilnehmer (Umwelt), (b) der Wirksamkeit der 
eingesetzten oder noch verfügbaren Maßnahmen (Mittel) und (c) der 
einzulösenden Organisations-Ziele, alles unter der Maßgabe, (d) im 
Sinne des Zwecks des organisierten Dialogs einen erfolgreichen Ver-
lauf der Verwirklichung zu gewährleisten. 

In der zweiten Kalkulation geht es um das kollektive Verfahren, also 
um die Perspektiven und Maßnahmen des organisierten Dialogs in 
Bezug auf seine Umwelt und Ziele. Wie reagiert die Umwelt (a) auf 
den organisierten Dialog, verstanden in der Gesamtheit seines Voll-
zugsgeflechts? Welche Impulse empfängt der Dialog von der Umwelt? 
Welche Mittel und Maßnahmen stehen dem Dialog zur Verfügung (b)? 
Welche Ziele des organisierten Dialogs gilt es einzulösen (c), und wie 
ist dies mit den Mitteln und der gegebenen Umwelt möglich? Ist der or-

ces durch kritische Öffentlichkeiten insbesondere die deliberative und 
partizipative Demokratietheorie. Die Erweiterung der demokratischen 
Handlungsspielräume thematisieren pragmatistische und partizipative 
Demokratietheorien. Legitimation und System-Vertrauen gehören zur 
deliberativen und zur komplexen Demokratietheorie, und die Trans-
formation als Veränderung der herrschenden Verhältnisse schließlich 
ist ein Zweck innerhalb partizipativer und pragmatistischer Demokra-
tietheorien.

5.2	 Wie? Zur strategischen Gestaltung organisierter Dialoge

Wozu Dialoge organisiert werden können, ist beschrieben worden. 
Dass sie strategisch organisiert werden können und geradezu dazu 
einladen, ist ebenfalls bereits behauptet worden (4.3; vgl. Saretzki 
2010: 145 f.). Wie kann man sich diese strategische Organisation 
eines Dialogs konkret vorstellen? Betrachtet man sie mit der Brille des 
Strategy Making (nach Raschke & Tils 2007: 273–440), müssen drei 
Bereiche unterschieden werden: Strategiefähigkeit, Strategiebildung 
und strategische Steuerung. Die folgende Darstellung beginnt mit der 
Steuerung, um einen praktischen Bezugspunkt der Argumentation zu 
schaffen.

5.2.1	 Zur strategischen Steuerung eines organisierten Dialogs

Zur Vergegenwärtigung: Organisierte Dialoge sind demokratische Ver-
hältnisse, deren Veränderung als Interaktionsprozess gestaltet wird. 
Die reziproke, sachbezogene, ergebnisoffene Interaktion freier und 
gleicher Teilnehmer in Bezug auf ein Problem X wird durch einen Ver-
fahrensgestalter angeleitet. Man kann organisierte Dialoge dabei im 
weitesten Sinne als Problembearbeitung verstehen. Die Organisation 
des Dialogs setzt an den sechs Faktoren des organisierten Dialogs 
an: (1) an den Teilnehmern, (2) am gewählten Bezugszusammenhang 
als (vorläufiger) Konstruktion oder Ausschnitt der Wirklichkeit, (3) an 
den Beziehungen der Teilnehmer untereinander, (4) an den Modalitä-
ten der Bezugnahme auf den Bezugszusammenhang, (5) am umfas-
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bleiben. Die einfachste Möglichkeit, sie konsistent und konsequent zu 
kommunizieren, ist es, das eigene Vorgehen wie auch das Verfahren 
aus dem Guss und Geiste des leitenden Gedanken heraus offenzule-
gen. Diese zentrale Bedeutung des Zwecks eines organisierten Dia-
logs zeigt sich zum ersten Mal in der der Steuerung der vorangehen-
den Phase der Strategiebildung.

5.2.2	 Zur Strategiebildung: Die zentrale Bedeutung des Zwecks

Die Strategiebildung erfolgt in der Auftrags- und Konzeptionsphase 
des organisierten Dialogs. In der Regel erhalten professionelle Ge-
stalter von Beteiligungsverfahren einen Auftrag eines Kunden, ein be-
stimmtes Problem mit den Mitteln der Beteiligung zu lösen. Da es sich 
hierbei meistens um ein soziales Problem mit Anteilseignern („Stake-
holdern“) dieses Problems handelt, gehört es zu den ersten Schrit-
ten des Verfahrensgestalters, eine sogenannte Stakeholder-Analyse 
durchzuführen, bei der – als Teil einer typisch strategischen Umwelt-
analyse – die Anteilseigner dieses Problems identifiziert und nach 
ihren vermuteten Perspektiven und Dispositionen eingeordnet werden. 
Daraus entsteht ein erstes Bild über die „herrschenden Verhältnisse“, 
also über die Teilnehmer, ihre Beziehungen untereinander und ihre Be-
züge auf den ebenfalls immer klarer konturierten Bezugszusammen-
hang sowie die bestehende Position und Kopplung dieser Verhältnisse 
im größeren Kontext.

In Korrespondenz hierzu entwickeln Verfahrensgestalter eine erste 
Mittelplanung. Die Bestimmung der geltenden Ziele, und letztlich des 
ultimativen Zwecks des organisierten Dialogs, nimmt die größte Sorg-
falt in Anspruch. Der Auftraggeber, bspw. eine Bürgermeisterin, eine 
Staatskanzlei oder ein Ministerium, nennt in der Regel bestimmte kon-
krete, nicht immer komplementäre Ziele. Mitunter taucht inmitten die-
ser Zielsetzungen bereits der Zweck auf. Man erkennt ihn daran, dass 
er wie ein Magnet alle anderen Ziele ausrichtet. Nicht immer aber ist 
der leitende Gedanke auch dem Auftraggeber bereits klar, häufig sucht 

ganisierte Dialog in seinem Gesamtvollzug noch auf der richtigen Tra-
jektorie (d) im Guss und Geiste der leitenden Intention?

Die erste Kalkulation individuellen Vorgehens bezieht die zweite Kal-
kulation kollektiven Verfahrens immer mit ein. Dass strategische Indi-
vidualakteure die Strategie eines Kollektivakteurs verantworten, wie es 
der Dialog gegenüber seiner Umwelt ist, verlangt von Individualakteu-
ren, ständig von Individualstrategie auf Kollektivstrategie umzuschal-
ten und umgekehrt. Das ist in der Tat schwierig (vgl. Raschke & Tils 
2010: 356), aber es ist der Normalfall der Verfahrensgestaltung und 
verlangt einen strategiefähigen Verfahrensgestalter (5.2.3). Die Kopp-
lung der beiden Kalkulationen erfolgt letztlich über den Zweck des or-
ganisierten Dialogs, seinen archimedischen Punkt (5.2.2).

In der Gestaltung eines Dialogs steht der Verfahrensgestalter im Bull-
auge der Beobachtung und Kontrolle, sowohl der Teilnehmer als auch 
des Auftraggebers und möglicherweise auch der kritischen Öffentlich-
keit. Das ist auch gut so: Transparenz ist der normative Prüfstein des 
organisierten Dialogs (siehe 4.7). Transparenz erlaubt Kontrolle und 
schafft, besser noch, Vertrauen. Um gut arbeiten zu können, braucht 
der Verfahrensgestalter das Vertrauen, das ihm für seine Arbeit ent-
gegengebracht wird. Die Verfahrensgestaltung entlastet ja gerade die 
Teilnehmer von der Klärung von Verfahrensfragen, so dass sie ihren 
Fokus auf inhaltliche Fragen richten können. Misstrauen ist kontrapro-
duktiv. Es ist zwar unter praktischen Umständen häufig unvermeidbar, 
aber kostet Friktionen und kann den Dialog am Ende aus der Bahn 
werfen. 

Diese 360-Grad-Beobachtung erfordert, dass Verfahrensgestalter je-
derzeit rechenschaftsfähig sind und konsistent und konsequent kom-
munizieren können, was sie wann womit mit wem in Bezug auf was 
tun – und auch, wozu getan haben. Zur strategischen Steuerung des 
Dialogs gehört es, diese Steuerung jederzeit offenlegen zu können; 
die Strategie des Verfahrensgestalters kann und darf nicht geheim 
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ten Dialogs die Entwicklung von konsensualen Empfehlungen an Ent-
scheider zum Thema Bau einer bereits geplanten, aber umstrittenen 
Umgehungsstraße an, so könnte die konkretisierte Fragestellung lau-
ten: „Welche detaillierten Entscheidungen sollte der Gemeinderat im 
Herbst dieses Jahres zur Gestaltung der geplanten Umgehungsstraße 
treffen, um den Befürchtungen und Interessen der betroffenen Anwoh-
ner so weit wie möglich entgegen zu kommen?“ Anders gesagt: Der 
Zweck des Dialogs ist es dann, diese Frage zu beantworten. Und da-
rauf lassen sich dann die Umweltanalyse, alle bewährten Ziele-Mittel-
Operationen sowie ihre rezeptgetreue oder improvisierte Verkettung 
ausrichten – sowohl in der Individualstrategie des Verfahrensgestalters 
als auch in der Kollektivstrategie des organisierten Dialogs. 

Diese Einsicht in die zentrale Bedeutung des Zwecks vor aller Zielset-
zung entspricht übrigens einem zentralen Postulat des Harvard-Ver-
handlungsansatzes, demzufolge es nicht um Positionen, sondern um 
dahinterstehende Interessen geht (Fisher, Ury & Patton 2004). Die Fi-
xierung auf Ziele, Zustände und Positionen verhindert die flexible Dis-
position, den „eigentlichen“ Zwecken und Interessen zu entsprechen, 
die hinter den Zielen, Zuständen und Positionen stecken.

5.2.3	� Zur Strategiekompetenz des Verfahrensgestalters: 
Orientierungsschemata und Skripte

Grundlage der Strategiebildung und Steuerung durch die Organisato-
ren eines Dialogs ist deren Strategiefähigkeit (siehe 5.2.3), in Bezug 
auf einen Individualakteur verstanden als Strategiekompetenz. Diese 
gilt es zu entwickeln. Dazu gehört die Beherrschung des Handwerks, 
also der Methoden und Techniken der Konzeption, Moderation, Orga-
nisation und nicht zuletzt des (logistischen) Projektmanagements. Dies 
schließt auch die in den Kognitionswissenschaften beschriebene be-
wusste mentale Arbeit (mental rehearsal) ein, verstanden als die Ein-
übung von bestimmten mentalen Modellen (Schemata und Skripten), 
die auf Automatisierung abzielt und ein Beitrag zur Steigerung der 

er den einleitenden Rat des Verfahrensgestalters gerade deswegen, 
weil es nur eine gefühlte Wolke voller assoziierter Zielsetzungen ist. 
Dann verrät sich die Intention möglicherweise semantisch und gram-
matisch durch eine „um zu“-Satzkonstruktion. 

Die Klärung dieser Intention und ihre Übersetzung in methodisch hin-
terlegbare Ziele ist Gegenstand der Gespräche zur Auftragsvereinba-
rung. Dabei muss der professionelle Verfahrensgestalter aber mitden-
ken, dass der vereinbarte Zweck konsensfähig unter allen zukünftigen 
Teilnehmern des Dialogs sein muss. Denn der Verfahrensgestalter ist, 
neben seinem Auftraggeber, auch den Teilnehmern des organisierten 
Dialogs verpflichtet (zu denen der Auftraggeber selbst manchmal gar 
nicht zählt). Wenn die Teilnehmer begründete Zweifel an der Allpartei-
lichkeit eines Verfahrensgestalters haben, stört und verzerrt dies ein 
Beteiligungsverfahren bis hin zu seinem Abbruch. Es ist deswegen 
entscheidend, ob es dem Verfahrensgestalter gelingt, einen Zweck 
festzulegen, der unter den einzuladenden Teilnehmern konsensfähig 
ist. Die Zweckbestimmung ist darum Gegenstand behutsamer Suche: 
In ihr liegt der Keim alles Möglichen und Unmöglichen im folgenden Di-
alog. Die eingangs festgelegte Intention ist der leitende Gedanke, den 
es im Vollzug des organisierten Dialogs strategisch (bzw., was in die-
sem Fall das Gleiche meint: kompetent und professionell) umzusetzen 
gilt, also: kreativ, reflexiv, flexibel und souverän zugleich. Die Klärung 
der Intention ist die wichtigste Einzel-Investition in den Erfolg des or-
ganisierten Dialogs. Aus ihr folgt, wie konsistent und konsequent der 
Dialog entwickelt und kommuniziert werden kann.

Dieser strategischen Planung folgt dann die strategische Steuerung: 
der organisierte Vollzug eines ergebnisoffenen, reziproken, sachbe-
zogenen Dialogs zwischen freien und gleichen Teilnehmern in Bezug 
auf ein Problem. Hierbei muss der gesetzte Zweck operationalisiert 
werden. Der wichtigste Schritt hierzu ist es, den Zweck des Dialogs 
in gemeinsame Fragen- oder Aufgabenstellung zu übersetzen. Setzt 
man beispielsweise als spezifischen Beratungszweck des organisier-
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5.2.4	� Offener Dialog und zweckorientierte Gestaltung: 
Sozialtechnischer Zynismus? 

Dialoge zu organisieren heißt, auf Teilnehmer direkt oder indirekt ein-
zuwirken, um einen bestimmten Zweck zu erreichen. Damit ist ei-
nerseits die Offenheit des Dialogs radikal in Frage gestellt und an-
dererseits die Rolle des Verfahrensgestalters problematisiert. Ist es 
sozialtechnischer Zynismus, das Modell der reziproken, sachbezoge-
nen und ergebnisoffenen Interaktion der Freien und Gleichen zu prei-
sen – und diese dialogischen Verhältnisse und ihre Subjekte dann zum 
Objekt der strategischen Kalkulation und operativen Intervention eines 
Verfahrensgestalters zu machen? Schlägt hier nicht das Erbe des mi-
litärischen Strategiebegriffs durch, der in der Interaktion auf die Über-
windung des Gegners abstellte? Wird also nicht der sozialethisch auf-
geladene Begriff des Dialogs instrumentalisiert, möglicherweise für 
schlechte Zwecke? Sind verständigungsorientierte Vorgehensweisen 
nicht besonders raffinierte Formen der Überredung?

Diese Fragen lassen sich in zwei kritischen Fragen verdichten:

(1)	� Wie wird die inhaltliche Offenheit des Dialogs gewährleistet, 
wenn er strategisch organisiert wird?

(2)	� Wie können Teilnehmer vor Missbrauch und Manipulation durch 
den autoritativ privilegierten Verfahrensgestalter geschützt wer-
den?

Ad (1): Die Offenheit des Dialogs nach Lueken besteht darin, „daß wir 
im Dialog in der Regel vorab nicht wissen, was der Dialogpartner tun 
und sagen wird, wenn er die Rolle des Sprechers einnimmt. (...) Das 
dialogische Gegenüber ist uns nicht verfügbar, seine (sprachlichen) 
Handlungen sind nicht vollständig antizipierbar.“ Die Reziprozität ist in-
sofern ein charakteristisches Kennzeichen: Die Handlungen des Ge-
genübers sind Widerfahrnisse, die beantwortet werden. Die Offenheit 
für diese Widerfahrnisse betrifft die Entwicklung der Beziehungen, die 

Problemlösungsfähigkeiten ist (vgl. Driskell, Copper & Moran 1994, 
Cooper 1998). Orientierungsschemata sind auch für Raschke und Tils 
zentrale Investitionen eines Strategen. Im Falle von Verfahrensgestal-
tern sind diese Orientierungsschemata bestimmte Eigenschafts- und 
Sequenzschemata sowie Rollen-, Ereignis- und Handlungsskripte (vgl. 
Schank & Abelson 1977; Fiske & Taylor 1984; Lenk 1998; Lakoff 2004; 
vgl. Gohl 2010: Kapitel 7–9). Diese Schemata und Skripte sind men-
tale Modelle, die die Wahrnehmung und das eigene Handeln struktu-
rieren – genau jene Begrifflichkeiten, auf deren Bildung praktische Phi-
losophie im pragmatistischen Modus abzielt (vgl. Kapitel 1.3).

Zunächst ist es wichtig, dass Verfahrensgestalter geklärte – möglichst 
professionelle – Rollenskripte haben und wissen, wer sie sind und wel-
chen Maßstäben sie sich verpflichtet fühlen: Sind sie Begleiter oder 
Treiber, Vermittler oder Mäeutiker, Moderatoren oder Mediatoren, Coa-
ches oder Change Agents, PR-Experten oder Ermöglicher? Welche 
Bedeutung haben Integrität, Authentizität und Professionalität, und wie 
entsteht die „soft power“, die sanfte Macht von Verfahrensgestaltern? 
Diese Selbstdefinition und Positionsbestimmung ist „eine wesentli-
che Quelle für Orientierung, Motivation und Legitimation“ – die „Rich-
tung“ als wesentliche Komponente der Strategiefähigkeit (Raschke & 
Tils 2007: 542).

Als weitere wichtige Ereignis- und Handlungsskripte erscheinen Be-
griffspaare wie Komplexität und Dynamik, Situation und Prozess, Pro-
zess und Prozedur sowie Prozedur als Methode und Prozedur als 
Strategie, jeweils wie im oben dargestellten Sinn (vgl. auch Gohl 2010: 
Kapitel IX). Ebenso sollte das oben ausgeführte Skript des organisier-
ten Dialogs beherrscht werden (vgl. Gohl 2010: Kapitel 8). – Diese ko-
gnitiven Voraussetzungen erfolgreichen Handelns bedürfen letztlich 
auch des Willens, in der Organisation von Dialogen Führung zu über-
nehmen (vgl. Raschke & Tils 2007: 282 ff.).
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Bei der Offenheit organisierter Dialoge handelt es sich um eine im 
Namen des Dialogs und im Namen der Zwecksetzung zweifach qua-
lifizierte Offenheit. Die beste Investition in die wesentliche Offenheit 
eines Dialogs ist die Transparenz über diese Qualifikation des Dia-
logs durch die Grundbedingungen und den Zweck. Wo Maßgaben und 
Zweck des Dialogs ausgewiesen werden, können Teilnehmer diese als 
Eingangsbedingungen entweder akzeptieren oder ablehnen. Wenn 
Letzteres zutrifft, kommt der Dialog nicht zustande oder muss sich ge-
genüber der Kritik der Nicht-Teilnehmer rechtfertigen. Innerhalb des 
Dialogs mögen dann einzelne Teilnehmer hidden agendas verfolgen; 
das verträgt der Dialog, anders als der Diskurs. Er verträgt es aber 
nicht, wenn seine Organisation an einer hidden agenda ausgerichtet 
wird. Dann hört der Dialog auf, ein Dialog zu sein – der normative Mi-
nimalkonsens des Dialogs ist verletzt (siehe 4.7).

Ad (2): Die Frage nach dem Schutz der Teilnehmer vor Missbrauch 
und Manipulation problematisiert die Figur des Verfahrensgestalters 
(vgl. Kapitel 4.4). Die Erörterung dieser Frage ist notwendig, findet in 
der Wissenschaft aber bislang nicht statt, schon weil der Verfahrens-
gestalter bislang überhaupt ignoriert wird. Dabei ist Transparenz über 
die Rolle des Verfahrensgestalters und über die Verhältnisse des orga-
nisierten Dialogs die erste von drei denkbaren Absicherungen gegen 
Missbrauch und Manipulation. Teilnehmer und Beobachter müssen 
wissen, wie und zu welchem Zweck Dialoge organisiert und gesteu-
ert werden. Demokratische Mechanismen profitieren grundsätzlich 
von der Transparenz, und wo Verfahrensgestaltung ein Akt temporä-
rer Verfassungsgebung ist, bedarf sie der demokratischen Kritik und 
Kontrolle. Dafür müssen dringend Maßstäbe und Maßnahmen entwi-
ckelt werden.

Eine zweite Sicherung gegen Missbrauch und Manipulation hängt mit 
der Professionalisierung des Verfahrensgestalters zusammen. Zu tra-
ditionellen Professionen gehört (a) ihre Verpflichtung auf das Gemein-
wohl (Stichweh 1994; Gohl 2010: 5.3). Als Verfassungsstifter demo-

Herstellung von Bezügen und die Transformation des Bezugszusam-
menhangs X. Lueken folgert: „Hinsichtlich ihres konkreten Vollzugs 
und Verlaufs sind Dialoge also nur begrenzt planbar. Dies nenne ich 
die Offenheit von Dialogen“ (Lueken 1996: 64). 

Sind also organisierte Dialoge überhaupt noch Dialoge? Die Antwort 
lautet: ja. Offenheit heißt zunächst einmal nicht, dass ein Dialog ein ra-
dikal offenes Interaktionsmodell ist. Vielmehr wird er durch weitere Er-
fordernisse zivilisiert und erst dadurch dauerhaft ermöglicht. Wohin ein 
radikal offenes Interaktionsmodell führt, beschreibt von Clausewitz mit 
dem Bild der Eskalation, bei der nicht eingeschränkte Wechselwirkun-
gen bis zum totalen und absoluten Krieg führen (von Clausewitz 1998: 
22–26). Diesem Bild gegenüber wird der durch Regulierungen der Of-
fenheit erkaufte zivilisatorische Gewinn des Dialogs deutlich. Zu die-
sen Regulierungen gehört, dass die Sachbezogenheit und Reziprozität 
zwischen gleichberechtigten, freien Teilnehmern sichergestellt wer-
den muss. Der Dialog lebt von Voraussetzungen, die gesichert werden 
müssen – in diesem Fall durch den Verfahrensgestalter.

Entscheidend ist dann die Frage, ob sich gesetzte Zwecke und inhalt-
liche Offenheit miteinander vertragen. Auch hier lautet die Antwort: ja. 
Die Zwecke des organisierten Dialogs sind im Wesentlichen prozedu-
rale Zwecke, keine materiellen Ziele. Sie betreffen outcomes als Ef-
fekte, nicht outputs als Ergebnisse. Ein organisierter Dialog, dessen 
Zweck hieße: „Begründen Sie für den Gemeinderat das Ja zum Bau 
der Umgehungsstraße“, wäre kein Dialog, sondern eine direktiv ver-
teilte Verwaltungsaufgabe. Dennoch können auch in der Zweckset-
zung bestimmte inhaltliche Vorgaben gemacht werden, solange sie die 
Rahmenbedingungen einer andernfalls inhaltlich offenen Diskussion 
markieren. Beispielsweise kann eine Zwecksetzung spezifisch bestim-
men, dass Empfehlungen erarbeitet werden sollen, die sozial, ökolo-
gisch und ökonomisch ausgewogen sind. Diese Fokussierung erleich-
tert die dialogische Interaktion sogar, weil sie einseitige Lösungen von 
vorneherein ausschließt.
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chen, das vom Verfahrensgestalter überwacht wird. Und sie haben 
sich zu jedem Zeitpunkt transparent auszuweisen. Jeder Teilnehmer 
kann aufstehen, den Dialogcharakter öffentlich in Frage stellen und 
den Tisch verlassen. Daraus resultiert zweifacher Rechtfertigungs-
bedarf: für einen organisierten Dialog, dessen Qualität (zu Recht?) in 
Frage gestellt worden ist, und für den ehemaligen Teilnehmer, der sich 
(möglicherweise in Verweigerung des demokratischen Gesprächs) au-
ßerhalb des Dialogs gestellt hat.

5.3	 Organisierte Dialoge als Instrumente des Strategy-Making

Organisierte Dialoge müssen strategisch gesteuert werden. Braucht 
aber auch Strategie den organisierten Dialog? Die Antwort lautet un-
eingeschränkt: ja. 

Strategie leidet praktisch darunter, dass ihre Verfertigung und Um-
setzung Raum und Zeit für Verständigung, Beratung und Verände-
rung braucht – „strategische Räume“, wie sie Matthias Machnig 2005 
nannte. Solche strategischen Räume wollen gut organisiert sein, und 
weil es um die integrative Kalkulation ganz unterschiedlicher Pers-
pektiven und Faktoren geht, sollten sie dem Selbstverständnis und 
den inneren Mechanismen nach dialogisch angelegt sein – unter dem 
Vorbehalt, dass der Verständigung oder Beratung mitunter auch eine 
einsame Entscheidung folgen muss. Es gibt eine ganze Reihe von 
Beteiligungsmethoden, die explizit zu bestimmten Phasen des Stra- 
tegy-Making beitragen, in der Regel zur Strategiebildung. In dieser be-
sonders kritischen Phase gilt es, sich mit einer sorgfältigen Umwelt-
analyse abzusichern, die Zwecksetzung und die Zielpriorisierungen 
umfassend zu planen und sich der eigenen Mittel zu vergewissern – 
klassische Zwecke der Verständigung und der Veränderung, in deren 
Geist organisierte Dialoge in nahezu idealer Weise das komplexe Sys-
tem in einen Raum holen können. Als Verfahren sind bereits das Real 
Time Strategic Change (RTSC) oder das Participatory Strategic Plan-
ning genannt worden. 

kratischer Verfahren trägt der Verfahrensgestalter Verantwortung für 
das Gemeinwohl, weil die Teilnehmer Demokratie erfahren. Dies ver-
pflichtet den Verfahrensgestalter zur Allparteilichkeit. Ein weiteres 
wichtiges Thema von Professionen ist (b) das Verhältnis des Auftrag-
nehmers zum Auftraggeber – für Verfahrensgestalter als allparteiliche 
Diener vieler Erwartungen ein besonders heikles Feld voller unrealis-
tischer Erwartungen an sie, das dringend der Kultivierung bedarf. Zur 
Professionsbildung gehört ferner (c) eine korrespondierende wissen-
schaftliche Disziplin, die mit dem Licht der Analyse und der Systema-
tik ihrer Modelle zur Aufklärung und Transparenz beitragen muss. Und 
eine Professionalisierung erfordert (d) die Entwicklung von Codes of 
Conduct, in die die normativen Minimalia des organisierten Dialogs 
Eingang finden müssen. 

Die dritte und vielleicht beste Sicherung ist die Freiheit der Teilnehmer, 
einen organisierten Dialog zu verlassen, wenn ihnen etwas faul statt fair 
vorkommt. Das heißt nicht, dass Teilnehmer auf ideale Sprechsituatio-
nen der gewaltfreien Kommunikation und der diskursiven Rationalität 
rechnen sollten. Auch sind organisierte Dialoge in den seltensten Fäl-
len Gruppenbeglückungsübungen. Sowohl Problemlösungen als auch 
Konfliktlösungen setzen immer ein gewisses Maß an Verhandlungskom-
petenz auf Seiten der Teilnehmer und des Verfahrensgestalters voraus. 
Das Instrumentarium kontrollierten Konflikts kann auch im Dienste der 
Problemlösung stehen. Nicht immer müssen die Teilnehmer bei Prob-
lemlösungen kooperieren, mitunter konkurrieren sie auch in der Suche 
um bessere Lösung – aber immer in einem rezi-proken, sachbezogenen 
und ergebnisoffenen Verhältnis der freien und gleichen Teilnehmer. 

Organisierte Dialoge sollte man sich zwar zivil, aber nicht naiv vorstel-
len. Sie sind Verhältnisse, in denen Macht zur Geltung kommt: kom-
munikative Macht, instrumentell ausgeübte Macht, soziale Einfluss-
nahme. Sie sind darin nicht besser und nicht schlechter als andere 
Formen ziviler Politik. Aber sie finden statt unter dem Primat des rezi-
proken, sachbezogenen und ergebnisoffenen Austauschs der Glei-
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strategischen Zentrums wertzuschätzen und zu bewahren. Weitere 
Methoden des Change Managements helfen bei der Organisationsent-
wicklung eines solchen strategischen Zentrums. – Um (1b) Leadership 
im Bereich der strategischen Steuerung zu gewährleisten, sind nach 
Raschke und Tils Führungssicherung, Richtungsnavigation, Entschei-
dungsdurchsetzung, Mobilisierung und Orientierung wichtig. Rich-
tungsnavigation und Orientierung verlangen nach konkreter Urteils-
fähigkeit, ebenfalls ein Verständigungszweck, Mobilisierung verlangt 
Aktivierung, ein Veränderungszweck – und möglicherweise ist strate-
gische Steuerung insgesamt ohnehin unter dem Veränderungszweck 
der Steuerung als organisierter Dialog gut garantiert.

Die (2) Richtungsbestimmung und Positionierung kann schon von 
ihrem Wesen her gar nicht monologisch erfolgen, sondern muss in 
Auseinandersetzung mit der Umwelt erfolgen – so unter Einbezug ex-
ternen Sachverstands unter den drei Zwecken der Beratung (Orientie-
rung, Entscheidungsvorbereitung, Evaluation) oder gleich ganz in Aus-
richtung auf den Veränderungszweck der (externen) Positionierung. 
– Schließlich: (3) Wissen und Managementkompetenzen entstehen 
unter Zwecken der Verständigung wie Lernen und Urteilsfähigkeit.

5.3.2	 Beiträge organisierter Dialoge zur Strategiebildung

Der Prozess der Strategiebildung (nach Tils 2005) ist ein Verständi-
gungsprozess, der auf die Urteilsfähigkeit seiner Teilnehmer ausge-
richtet ist. Dieser Prozess ist bereits dargestellt worden (vgl. Kapitel 
5.1.1): Zunächst wird ein strategisches Ziel formuliert, eine Lageana-
lyse, die strategische Kalkulation und die Formulierung von strategi-
schen Optionen folgen, dann wird eine finale Entscheidung getroffen. 
Dabei entsteht Urteilsfähigkeit.

Aus pragmatistischer Perspektive gleicht dieser Prozess der Urteils-
bildung beim Prozess der öffentlichen Untersuchung, wie Dewey ihn 
beschreibt (siehe Kapitel 2.2.3). Dem Leitgedanken folgend, aus einer 
problematischen Situation eine unproblematische zu machen, reor-

Aber der gesamte Prozess des Strategy-Making in einer Demokratie 
profitiert in fast jeder Hinsicht von organisiertem Dialog. „Zugespitzt 
gilt für kollektive Akteure und öffentliche Institutionen: keine politische 
Strategie ohne Deliberation“ (Saretzki 2010: 136). Organisierter Dialog 
als Beitrag strategischer Steuerung wird dabei wohl in den wenigsten 
Fällen auf inklusive Beteiligung hinauslaufen, sondern häufig auf ge-
zielte Einbindung und Konsultation bestimmter Akteure. Dies soll im 
Folgenden erörtert werden. Für weitergehende theorieprogrammati-
schen Verknüpfungen und viele praktische Hinweise sei auf den her-
vorragenden Aufsatz von Saretzki zur „Strategie als Herausforderung 
für die deliberative Demokratietheorie“ verwiesen (2010).

5.3.1	 Beiträge organisierter Dialoge zur Strategiefähigkeit 

Die Strategiefähigkeit eines Kollektivakteurs wird verstanden als das 
Zusammenspiel der individuellen und der institutionell-organisativ auf-
gerüsteten Selbstorganisationsdispositionen im Verhältnis zu einer 
komplexen, dynamischen und also kontingenten Umwelt (vgl. auch 
Kapitel 6.2). Sie herzustellen bedeutet, diese Dispositionen zu schaf-
fen. Konkretisiert nach Raschke und Tils (2007) und in deren Spra-
che, vorbehaltlich kommender Kritik (Kapitel 6.2.2), hieße das: (1a) 
Führung durch ein strategisches Zentrum und (1b) Leadership-Fähig-
keit; (2) Richtung bzw. Richtungsbestimmung als Selbstdefinitionen 
und Positionsbestimmungen im politischen Koordinatensystem; und 
(3) Strategiekompetenz im engeren Sinne: Wissen und Management-
fertigkeiten. Alle drei Bausteine müssen zu einer möglichst reibungs-
losen Selbstorganisationsfähigkeit beitragen.

Folgende Zwecke des organisierten Dialogs kommen in Frage, um 
(1a) das strategische Zentrum zu etablieren: zunächst Lernen und 
Vergemeinschaftung als Verständigungszwecke, die zur Konstituie-
rung eines gemeinschaftlich ausgerichteten Führungszentrums bei-
tragen – möglicherweise mit einer Dosis Appreciative Inquiry, um die 
Verschiedenheit der Erfahrungen und Perspektiven der Mitglieder des 
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erung, wo sie gezielt zu Zwecken der Verständigung, Beratung und 
Veränderung eingesetzt werden. 

Entsprechend diesen Zwecken gewährleistet die Anwendung von Be-
teiligungsverfahren im Rahmen strategischer Steuerung die Aufnahme 
eines direkten Dialogs, kollektives Lernen, Vergemeinschaftung und 
konkrete Urteilsfähigkeit (Verständigung). Sie kann für Orientierung 
sorgen, wo vorher Ratlosigkeit herrschte, konkrete Entscheidungen 
vorbereiten oder Evaluationen vornehmen (Beratung). Und sie kann 
Menschen für ein bestimmtes Ziel aktivieren, politische Meinungsbil-
dungs- und Entscheidungsprozesse steuern, Inhalte und Kollektiv-Ak-
teure neu positionieren und schließlich auch Probleme und Konflikte 
lösen (Veränderung). Durch den strategischen Einsatz der Beteili-
gungsverfahren als Instrumente gewinnt die Politik darüber hinaus 
auch auf der System-Ebene (vgl. Abbildung 4). Letztlich sind organi-
sierte Dialoge deshalb auch Instrumente politischer Führung.

ganisieren die Teilnehmer des Untersuchungsprozesses die Wirklich-
keit (Dewey 2003: 100 f.). Dabei suchen sie nach Begriffen, die die 
Transformation einer gegebenen Konfiguration problematischer Fak-
ten anleiten – ähnlich, wie Strategen Ziele, Mittel und Umwelt kalku-
lieren, um effektive Handlungsstrategien zu bilden. Raschke und Tils 
betonen dabei die Bedeutung von Orientierungsschemata für Strate-
gen, von denen sie einige beispielhaft vorstellen (Raschke & Tils 2007: 
161–248). Diese Schemata sollen von Strategen auf die Realität an-
gewandt und abgeprüft werden, um Handeln mit erfolgreichem Effekt 
zu gewährleisten – eine fundamental pragmatistische Vorstellung: 
„Und die Modifikation der Realität, die aus dieser Anwendung erfolgt, 
macht die wahre Bedeutung von Begriffen aus“ (Dewey 2003: 18). Ein 
natürlicher Rahmen für eine als Begriffsprüfung und  bildung verstan-
dene Strategiebildung ist dann der Verständigungs- und letztlich Ver-
änderungsprozess organisierter Dialoge. Dabei entsteht, wie bereits 
Barber bemerkte, ein spezifisches demokratisches, handlungsprakti-
sches Wissen. 

Strategiebildung ist, in Essenz, Begriffsbildung mit dem Zweck, eige-
nes Handeln auf einen gewünschten Effekt hin anzuleiten. In diesem 
Sinn ist auch die Begriffsbildung mit dem Ziel, zwischen Beteiligungs-
verfahren und Strategie einen komplementären Konnex herzustellen, 
kalkulierende Strategiebildung. Ihr Leitgedanke ist demokratische Re-
gierungsfähigkeit (siehe Kapitel 6).

5.3.3	� Beiträge organisierter Dialoge zur strategischen 		
Steuerung

„Strategische Steuerung bedeutet die Um- und Durchsetzung einer 
im konzeptionellen oder emergenten Modus entstandenen Strategie 
durch einen – in unterschiedlichen Graden – strategiefähigen Akteur. 
Die eigen- und interaktive Umsetzung erfolgt über ihre Anwendung in 
Form von Ausführung, Adaption und Revision“ (Raschke & Tils 2007: 
544). Organisierte Dialoge sind Instrumente dieser strategischen Steu-
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Beitrag, Probleme in demokratischer Selbstbestimmung und Selbstor-
ganisation zu lösen, was dem von de Souza Briggs geprägten Begriff 
der civic capacity entspricht. Damit ist das Argument auch ein Beitrag 
zu demokratischer Regierungsfähigkeit. Dieser Begriff soll abschlie-
ßend entwickelt werden; er knüpft an die Begriffe der Strategiefähig-
keit und der Regierungskunst an, deren prinzipielle Demokratisierbar-
keit nachgewiesen wird.

Die grundlegende Frage demokratischer Regierungsfähigkeit lautet: 
Wie lassen sich die Ansprüche an mehr politische Teilhabe einerseits 
und eine bessere, effektivere Regierung andererseits vereinen? Aus-
gehend von der Herausforderung demokratischer Regierbarkeit (6.1), 
werden im Folgenden Kompetenzen (6.2) und Kapazität (6.3) demo-
kratischer Regierungsfähigkeit diskutiert. Demokratiepolitik, verstan-
den als prozessgestalterische, prozedurale Politik, investiert in diesem 
Sinne in die Kompetenzen und Kapazität einer reflexiv reorganisierten, 
responsiven Demokratie (6.4). Eine solche Demokratie kann, in Adap-
tion eines Arguments aus der Institutionenökonomie, als „Food Court 
Democracy“ verstanden werden, ein Regime aus Rezepten einer De-
mokratie, in der viele Köche nicht den Brei verderben, sondern das 
Buffet vergrößern (6.5).

6.1	� Die Herausforderung demokratischer Regierbarkeit: 		
Effektive dialogische Selbstbestimmung 

Einen wichtigen Hinweis auf das Verständnis demokratischer Regie-
rungsfähigkeit gibt Kleger mit dem Konzept der „demokratischen Re-
gierbarkeit“ (Kleger, Karolewski & Munke 2004: 515 ff.). Demokratie 
versteht er als Arrangement der Selbstbestimmung. Dementsprechend 
gilt: „Demokratische Regierbarkeit beinhaltet den Willen, aber auch 
die Fähigkeit, sich selbst zu bestimmen“ (ebenda: 524). Das heißt: 
„Selbstbestimmung bildet den Kern demokratischer Regierbarkeit, 
auch wenn sie kein Patentrezept für sämtliche Aufgabenstellungen be-
reithält“ (ebenda: 523). Die Frage nach dem Willen und den dahinter-

6	� Ausblick: Kompetenzen und Kapazität 
demokratischer Regierungsfähigkeit 

Das große Problem des scheinbaren Gegensatzes zwischen input- 
und output-Rationalitäten einer Demokratie kann durch die kleinen Lö-
sungen strategisch organisierter Dialoge überwunden werden. Am Bei-
spiel solcher Dialoge wurde demonstriert, wie Mittel und Instrumente 
der Demokratie eingesetzt werden können, um erfolgreiche demokra-
tische Politik zu gestalten. Zu diesen Mitteln zählen eben nicht nur das 
Instrumentarium und Regelwerk der parlamentarischen Parteiende-
mokratie, sondern auch Beteiligungsverfahren am Rande und jenseits 
traditioneller politischer Institutionen, die von Regierungen ebenso wie 
von zivilgesellschaftlichen Akteuren zunehmend eingesetzt werden. 
Dabei gewinnt politische Strategie an Durchschlagskraft, weil sie mit 
organisierten Dialogen ein effektives Instrumentarium der Verständi-
gung, Beratung und Veränderung erhält.

Beteiligungsverfahren ihrerseits können ihre Potentiale nur sinnvoll 
entfalten, wenn die Verfahren zweckorientiert, selbstreflexiv und den 
Umständen entsprechend flexibel gestaltet werden. Die bloße me-
thodische Implementation von Beteiligungsverfahren um ihrer selbst, 
einer Entscheidungslegitimation oder der Vertiefung der Demokratie 
führt zur Verschwendung demokratischen Kapitals und zu Frustratio-
nen. Beteiligungsverfahren bedürfen vielmehr der strategischen Steu-
erung, um ihre Potentiale für eine umfassende demokratische Prob-
lembearbeitung voll zu entfalten. Ohne Strategie bleiben organisierte 
Dialoge bloße methodische Übungen, die zu Frustration, Ineffektivität 
und Delegitimierung führen.

Bessere, nämlich strategisch organisierte Beteiligung führt zu mehr 
Demokratie. Mögliche strategie- und dialogfähige Akteure sind dabei 
nicht nur die üblichen Verdächtigen, sondern prinzipiell auch enga-
gierte Bürger. Das vorgetragene Argument leistet daher einen Beitrag 
zur Demokratisierung von Strategie und Beteiligung, und damit einen 
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Mehr an Demokratie (Beteiligungsrechte) ausgeglichen werden“ (Kle-
ger, Karolewski & Munke 2004: 526).

Also thematisiert demokratische Regierbarkeit die Aufgaben- und 
Kompetenzverteilung zwischen Deliberation und Dezision, zwischen 
Bürgergesellschaft und kooperativem Staat (vgl. Kleger 1999a: 179). 
In gegenseitigen, dynamischen Bezügen zwischen selbstbestimmter, 
selbstorganisierter Bürgergesellschaft einerseits und kooperativem 
Staat andererseits konkretisiert sich demokratische Regierbarkeit. Der 
kooperative Staat wird dabei zum „Moderator innergesellschaftlicher 
Konflikte und Katalysator neuer Aufgaben“ (ebenda: 189 f.). Ein koope-
rativer Staat umfasst diskursive Deliberation, Interessensverhandlung 
und Verständigung über Problemlösungen – die Verständigung selbst 
wird zum Legitimationsmodus der Politik (vgl. ebenda: 185). Demokra-
tie ist in dieser Vorstellung eine „Verhandlungsdemokratie“. Sie beruht 
auf der politischen Kunst, Interessenskompromisse zu schließen, und 
bietet auf allen Ebenen einer ausdifferenzierten Gesellschaft differen-
zierte Muster der repräsentativen, funktionalen, administrativen und 
föderalen Problemlösung an (ebenda: 184 f.). Die Vorstellung diffe-
renzierter, lose miteinander gekoppelter Interessensvermittlung in un-
terschiedlichen Systemen der Interessensvermittlung erinnert an die 
Habermas’sche Vorstellung der deliberativen Demokratie als Arrange-
ment vielfältig getragener Deliberation. „Dabei geht es immer wieder 
darum, einen modus vivendi und nicht endgültige Lösungen zu finden. 
Wie könnten letztere auch erstrebenswert sein angesichts der Dyna-
mik der modernen Gesellschaft und der Vorstellung einer offenen Zu-
kunft?“ (ebenda: 185 f., kursiv im Original). 

Kleger erhofft sich von der Stärkung rationaler öffentlicher Diskurse 
eine dauerhafte Selbstkonfrontation und Aufklärung der Gesellschaft 
über sich selbst (vgl. Kleger 1993: 165), letztlich eine Fortentwicklung 
einer sich selbst zivilisierenden Bürgergesellschaft im Sinne nachhaltig 
zukunftsverantwortlicher, transformativer, krisenbewältigender Zivilisa-
tionspolitik (vgl. Kleger 1993; 1995). Auf Seiten des Staates erfordert 

stehenden Normen unterscheidet die Frage nach der demokratischen 
Regierbarkeit von der nach der einfachen Regierbarkeit, wie sie die 
Governance-Perspektive mit ihrem Fokus auf effektiven output thema-
tisiert. Was aber ist mit der Fähigkeit, sich selbst zu bestimmen, ge-
meint? Zu welchem Zweck und wo, wie und durch wen wird demokra-
tische Regierbarkeit unter Beweis gestellt?

Der Begriff der demokratischen Regierbarkeit unterscheidet zwischen 
Responsivität und Reflexivität des demokratischen Regelsystems. Or-
ganisierte Dialoge sind eine zentrale Strategie demokratischer Regie-
rung, die eigene Responsivität und die Reflexivität des demokratischen 
Systems zu erhöhen. Responsivität setzt dabei bei kompetenten de-
mokratischen Akteuren an, Reflexivität bei systemischen Kapazitäten 
der Demokratie. Kompetenzen (6.2) und Kapazität (6.3) werden an-
schließend dargestellt.

6.1.1	� Wozu und wo? Zweck und Orte demokratischer 
Regierbarkeit 

In der Analyse der Ausgangsbedingungen schließt Kleger an die Dis-
kurse der Globalisierung, Governance und der Risikogesellschaft an. 
Demnach lassen sich interdependente Gesellschaften immer weniger 
zentralistisch regieren. „Entsprechend wächst, modernitätsabhängig, 
ihre Angewiesenheit auf Formen politischer Selbstorganisation“, auf 
Dezentralisierung, Regionalisierung, Föderalismus und die Optimie-
rung von Subsidiarität (Kleger 1999a: 178 f.). In der Perspektive de-
mokratischer Regierbarkeit kommt es deshalb zu einer Reorganisation 
des Politischen. Dabei gilt es, das Scharpf‘sche input-output-Dilemma 
zu überbrücken, indem „Demokratie“ und „Regierbarkeit“ integrativ 
zusammen gedacht werden – allerdings unter dem Primat der Demo-
kratie als Selbstbestimmung: „Das Konzept der demokratischen Re-
gierbarkeit soll die Idee der Kompensation der beiden Dimensionen – 
input und output – reflektieren. Diese Kompensation darf jedoch nur in 
eine Richtung verlaufen: Defizite der Regierbarkeit können durch ein 
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Was bedeutet (1) Responsivität? „Responsivität meint die Fähig-
keit eines politischen Systems, auf die von den Bürgern aufgestell-
ten Ziele und formulierten Probleme angemessen zu reagieren, was 
jedoch nicht heißt, daß das politische System immer imstande sein 
muß, alle Probleme der Bürger zu lösen“ (Kleger, Karolewski & Munke 
2004: 523). Die Responsivität betrifft sowohl Regierung als auch Bür-
ger: „Andererseits handelt es sich beim Begriff der Repräsentation kei-
nesfalls um eine Einbahnstraße. Das Verhältnis zwischen dem Bürger 
und seinem Vertreter soll vielmehr responsiv sein, d. h. den Charak-
ter einer Wechselbeziehung haben, bei dem auf einem kommunikati-
ven Wege beiderseitige Lern- und Sozialisationsprozesse stattfinden“ 
(ebenda: 524). Zur Herausforderung demokratischer Regierbarkeit ge-
hört es dann, organisierte Dialoge strategisch einzusetzen und zu ge-
stalten: „Das demokratische Miteinanderreden, das nicht immer eines 
unter Gleichgesinnten ist, muß allerdings erst noch eingeübt werden, 
wenn es inklusiv mit ‚deliberativer‘ und ‚diskursiver‘ Demokratie ernst 
wird und nicht bloß exklusiv-akademisch bleiben soll (...). Das Regie-
ren mit Diskussion und problemlösenden Entscheidungen ist gewiß 
nicht einfach“ (Kleger 1999a: 179). Responsivität setzt also Strategie-
fähigkeit und Dialogfähigkeit der Demokraten auf beiden Seiten vor-
aus – der Regierenden und der Regierten. Responsivität ist in dieser 
Sicht im Kern eine Frage der persönlichen Kompetenzen.

Demgegenüber stellt (2) Reflexivität nicht auf Akteure, sondern auf das 
politische System ab. Sie wird definiert als „die Fähigkeit zur Reform 
und Veränderung seiner funktionalen Grundlagen“ (Kleger, Karolew-
ski & Munke 2004: 523). Das politische System verbessert die eige-
nen Arrangements zwischen formalen, politisch-administrativen Insti-
tutionen und den informellen Verfahren der Verständigung, Beratung 
und Veränderung. Die angestrebten institutionellen Arrangements die-
ser „Transformation der Demokratie“ nennt Kleger „Friedensformeln 
einer Bürgergesellschaft, deren Minimaldefinition die Zivilisierung der 
Politik als sinnvolles und problemlösendes Handeln ist“ (Kleger 1999a: 

dies allerdings keinen schwachen, sondern einen starken, reflexiven 
und responsiven Staat (vgl. Kleger 1999b: 405). Sowohl Bürgergesell-
schaft als auch der starke, reflexive, responsive, kooperierende Staat 
müssen Schritt für Schritt entwickelt werden. 

6.1.2	� Wie? Strategien, Prinzipien und Fähigkeiten 
demokratischer Regierbarkeit 

Für diese Entwicklung nennt Kleger zwei Strategien demokratischer 
Regierbarkeit: erstens Staatsentlastung und zweitens neue Formen 
politischer Verständigung. „Staatsentlastung bedeutet die Übertra-
gung von institutionellen Strukturen, Verfahren, Beteiligungsverhältnis-
sen und Kompetenzen in die Gesellschaft“, wobei der Staat sich eine 
„Rechtsaufsicht und Verfahrenssicherung“ vorbehält (Kleger 1993: 
167). – Verständigungsorientierte Politik werde sich, „sei es direktde-
mokratisch, sei es als kooperativer Staat oder sei es verhandlungsde-
mokratisch über wie auch immer organisierte Dialoge im Vorfeld von 
Entscheidungen, vermehrt auf das Gespräch mit Bürgern einlassen 
müssen“ (Kleger 1999a: 178, kursiv im Original). Demokratische Re-
gierbarkeit verbessert sich, wo „verschiedene Elemente und Ebenen 
der Demokratie“ selektiv kombiniert werden (ebenda: 192). 

Die vielfältigen informellen und formalen Prozesse der Verständigung, 
Kooperation, Verhandlung und Veränderung sind sowohl Ausdruck als 
auch Ergebnis dieser Strategien demokratischer Regierbarkeit. Sie 
werden von zwei Prinzipien besonders geleitet: (1) Responsitivität und 
(2) Reflexivität. Ersteres betrifft die Art und Weise, wie Politik gemacht 
wird, das Zweite die Art und Weise, wie sich Mechanismen und Modi 
der Politik selbst verändern. Die Politik der Verhandlungsdemokratie 
bedarf der institutionellen und prozeduralen Erneuerung. Ihre respon-
siven Strategien, Verfahren und Institutionen verändern sich letztlich 
reflexiv selbst. Dass dies gelingt, ist eine Frage demokratischer Re-
gierungsfähigkeit. 
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erfasst. Diese an das Konzept der civic capacity von de Souza Briggs 
(vgl. 2.5) anschließende Vorstellung von demokratischer Regierungs-
kapazität gilt es zu erweitern. Demokratiepolitik heißt in diesem Sinne, 
in demokratische Regierungsfähigkeit zu investieren, indem dialogi-
sche und strategische Kompetenzen gestärkt und die demokratische 
Regierungskapazität erhöht wird. Die Entwicklung von responsiven 
Kompetenzen (der Dialogfähigkeit und der Strategiefähigkeit) ist, wie 
bei Kleger deutlich wurde, dabei eine entscheidende Investition in den 
reflexiven Aufbau der Kapazität demokratischer Regierungsfähigkeit.

Was meint Kompetenz und Kapazität genau? Und in welchem Verhält-
nis stehen Kompetenz und Kapazität zu Begriffen der Strategiefähig-
keit und der Staats- und Regierungskunst? Darum geht es in den fol-
genden Abschnitten. 

6.2	� Kompetenzen demokratischer Regierungsfähigkeit am 
Beispiel der Strategiefähigkeit 

Dialogfähig zu sein heißt im weitesten Sinne, einen demokratischen 
Dialog führen, gestalten und organisieren zu können. Strategiefähig 
zu sein heißt im weitesten Sinne, strategisch handeln zu können. In 
einer Demokratie interessiert: Wer organisiert eigentlich Dialoge als 
politische Problembearbeitungsprozesse oder könnte sie organisie-
ren? Wer handelt eigentlich strategisch oder könnte strategisch han-
deln? Sind Dialog und Strategie als Kompetenzen demokratischer Re-
gierungsfähigkeit demokratisierbar?

Die Frage nach der Dialogfähigkeit wird im Folgenden zurückgestellt, 
um am Beispiel des bestehenden Diskurses zur Strategiefähigkeit und 
seinen Verwandtschaften zu den Diskursen der Kompetenz und der 
Regierungskunst (auf )klärender Absicht zu zeigen: Strategiefähig-
keit ist prinzipiell demokratisierbar. Die Strategen in einer Demokratie 
müssen nicht besonders begabte oder häufig beförderte Männer jen-
seits des fünften Lebensjahrzehnts sein – auch wenn die Liste der 17 
(ausschließlich männlichen) Interviewpartner von Raschke und Tils 

190). Demokratische Instrumente werden fortentwickelt, und Demo-
kratie, verstanden als dezentrale Selbstbestimmung, wird weiter de-
mokratisiert, die unterschiedlichen Modi der kollektiven Selbstbestim-
mung eines demokratiefähigen Gemeinweisens neubalanciert. Damit 
schaffen sie auch neue Chancen für die Demokratiefähigkeit von bis-
her partizipationsarmen, aber durch die neuen Modi in ihrer Demo-
kratiefähigkeit gestärkten, möglicherweise in der Problembearbeitung 
überhaupt erst integrierten und konstituierten Kollektiven. Das erfor-
dert, mit einem geflügelten Wort von Hildegard Hamm-Brücher, „De-
mokratiepolitik“ (Kapitel 6.4).

Demokratische Akteure, die demokratische Regierbarkeit gewährleis-
ten wollen, müssen diese also in zwei Hinsichten beweisen: erstens 
in der Gestaltung responsiver Dialoge der Verhandlungsdemokratie; 
und zweitens in der Gestaltung reflexiver institutioneller Reformen für 
demokratische Regierbarkeit. Die Gestaltung responsiver Dialoge der 
Verhandlungsdemokratie wirft die Frage nach den Kompetenzen de-
mokratischer Regierungsfähigkeit auf, die Gestaltung reflexiver insti-
tutioneller Reformen für demokratische Regierbarkeit lenkt den Blick 
auf die Kapazität demokratischer Regierungsfähigkeit, die durch De-
mokratiepolitik gestärkt werden muss. Die strategische Gestaltung or-
ganisierter Dialoge ist ausführlich beschrieben worden. Sie setzen 
Strategiekompetenz und Dialogkompetenz voraus – die Dispositio-
nen, strategisch organisierte Dialoge selbstorganisiert, im responsiven 
Sinne dezentral durchführen zu können. Diese Kompetenzen von (In-
dividual- oder Kollektiv-)Akteuren sind zwei wichtige Faktoren demo-
kratischer Regierungsfähigkeit.

Der dritte Faktor demokratischer Regierungsfähigkeit ist die Kapazität 
demokratischer Regierung – die Opportunitätsbedingungen einer de-
mokratischen Regierung, verstanden als eine Regierung, in der Pro-
bleme selbstorganisiert und selbstbestimmt gelöst werden. Mit dem 
Begriff der Kapazität werden also die geltenden Opportunitätsbedin-
gungen strategisch-dialogisch kompetenten Problemlösungshandelns 
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zess der äußeren Interaktion erfolgreich strategisch zu handeln. Das 
ist Strategy-Making, der dynamische Gesamtprozess politischer Stra-
tegie von Kollektivakteuren (Raschke & Tils 2010: 359; 2007: 546). Er 
umfasst drei Komponenten: (1) Strategiefähigkeit als Voraussetzung 
der (2) Strategiebildung und der darauf folgenden (3) strategischen 
Steuerung. Strategy-Making „wird als enge Verflechtung individueller 
und kollektiver Akteure, innerer und äußerer Erscheinungsformen mo-
delliert“ (Raschke & Tils 2010: 360).

Die Strategiefähigkeit eines Kollektivakteurs ergibt sich als Resultante 
von zwei Faktoren. Erstens muss die organisationsinterne Vermittlung 
der strategiekompetenten, assoziierten Individualakteure mit dem Kol-
lektivakteur, in und über den sie wirken, gelingen – das ist interne Stra-
tegiefähigkeit. Zweitens muss die externe Strategiefähigkeit gelingen. 
Sie ergibt sich aus der Verknüpfung der akteurinternen Merkmale mit 
der Umweltperspektive.

Die interne Strategiefähigkeit „meint die Fähigkeit von Kollektivakteu-
ren zu zielgerichtet-einheitlichem strategischem Handeln“ in Bezug 
auf die strategierelevante Umwelt (Tils 2005: 110 f.). Sie ist im We-
sentlichen eine Frage der inneren Strukturmerkmale eines kollektiven 
Akteurs und betrifft die (kompetente) Organisation, Kommunikation, 
Koordination und disziplinierte administrative Umsetzung getroffener 
Entscheidungen. Eine besondere Herausforderung liegt in der formel-
len und informellen Koordinierung und Vermittlung des (strategischen) 
Handelns der individuellen Mitglieder, die trotz deren unterschiedli-
cher Orientierungen und Konflikte gelingen muss. „Individuelle Ak-
teure müssen strategisch kompetent, Kollektivakteure strategiefähig 
sein, die Vermittlungsprobleme sind von beiden Seiten zu lösen. (...) 
Strategisches Handeln ist immer das Handeln einzelner Personen. Je-
derzeit kann der Kollektivakteur auf die individuelle Ebene herunterge-
brochen werden, (...) aber der Kollektivakteur ist mehr als die Summe 
seiner Handlungen“ und wirkt seinerseits auf das strategische Handeln 
der Individualakteure ein (Raschke & Tils 2010: 356). 

diesen Eindruck nahelegt (vgl. Raschke und Tils 2007: 547). Individu-
elle Strategiefähigkeit ist als persönliche Kompetenz selbstverständ-
lich für jedermann erwerbbar, der über die schematische Vermittlung 
hinaus strategisches Handeln praktisch einübt. Zur Strategiefähigkeit 
eines Kollektivakteurs gehören dann noch andere Faktoren – aber 
auch diese kann man zu nutzen lernen.

6.2.1	� Strategiefähigkeit: Verwirrung zwischen Kompetenz und 
Kapazität

Die Frage nach der Strategiefähigkeit von politischen Parteien stand am 
Anfang des Strategiediskurses in Deutschland (vgl. Nullmeier und Sa-
retzki 2002). Raschke skizzierte hierzu eine Perspektive auf kollektive 
Strategieakteure, der er mit Tils (2005) im Folgenden treu blieb: Dabei 
definieren assoziierte Individuen unter den Bedingungen ihrer Organi-
sationen die Strategien von Kollektivakteuren (Regierung, Partei, Inter-
essensverband etc.), welche dann unter den Restriktionen der Umwelt 
strategische Steuerung unternehmen (vgl. Raschke 2002: 213–217). We-
niger treu blieben sich Raschke und Tils allerdings in der Fortentwicklung 
der Begriffe Strategiefähigkeit, Strategiekompetenz und der „Kapazität 
zu strategischer Politik“ (2007, 2010). Hier wird es für den Leser teilweise 
verwirrend. Die folgende Rekonstruktion versucht, einen durchgängigen 
Faden zu spinnen, der mit anderen Diskursen später verknüpft werden 
soll – auf Inkonsistenzen wird gegebenenfalls hingewiesen.

Strategiefähigkeit ist die „Fähigkeit zu strategischer Politik, das heißt 
einer besonderen Qualität von Zielverfolgung und der spezifischen Fä-
higkeit kollektiver Akteure zu situationsübergreifenden, erfolgsorien-
tierten Ziel-Mittel-Umwelt-Verknüpfungen“ (Raschke & Tils 2007: 274). 
Strategiefähigkeit ergibt sich für Kollektivakteure einerseits aus den in-
dividuell strategiekompetenten Beiträgen von Individuen; dies wird als 
„innerer strategischer Prozess“ des Strategy Thinking rekonstruiert 
(Raschke & Tils 2010: 358). Sie ist andererseits ein „Potentialbegriff 
im Sinne einer realen Möglichkeit“ (Raschke & Tils 2007: 274), im Pro-
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Begriff der Strategiefähigkeit verknüpft als Tils selbst (ebenda: 170–
174). Was bei Tils 2005 noch strategische Kontexte heißt, heißt bei 
Raschke & Tils 2007 dann strategische Umwelt: Damit ist der für das 
strategische Handeln relevante, sich dynamisch verändernde Kon-
textausschnitt gemeint, der Voraussetzung und Wirkungsfeld einer 
konkreten Strategie ist (Raschke & Tils 2007: 152–155; 544). Hier-
bei geht eine Pointierung von Tils verloren: die des „politischen Ge-
legenheitskontextes“, eine Anknüpfung an das „in der Bewegungsfor-
schung eingeführte Konzept der ‚political opportunity structure‘“ (Tils 
2005: 113), das Handlungsrestriktionen und  möglichkeiten beschreibt. 
Diese Vorstellung der Opportunitätsstrukturen ist eng mit dem Begriff 
der Handlungskapazität verbunden, wie ihn auch Jänicke entwickelt 
(vgl. 6.3.1). 

Tils interpretiert Jänicke im Rahmen seiner Ausführungen zur Stra-
tegiefähigkeit kritisch, und zwar wie folgt: „Zum Kernbestandteil des 
Kapazitätsbegriffs gehören die stabilen Handlungsressourcen (...) 
und die (...) von ihnen vorgefundenen systemischen Handlungsbe-
dingungen“ (Tils 2005: 171 unter Bezug auf Jänicke 1996: 19–24). 
Dazu zählen interne Organisationsmerkmale wie Organisationsstärke, 
Fachkompetenz oder finanzielle Mittel ebenso wie systembedingte po-
litisch-institutionelle Strukturen, ökonomisch-technische sowie infor-
mationell-kognitive Handlungsbedingungen, die Jänickes Verständnis 
von politischen Opportunitätsstrukturen entsprechen (Weidner, Jäni-
cke & Jörgens 2002: 5). „Strategiefähig sind die Akteure nach Jäni-
cke nur, wenn sie in der Lage sind, ihre Ressourcen systematisch für 
ihre Ziele zu mobilisieren“ (ebenda, unter Verweis auf Jänicke 1990: 
25 und 1996: 18). Die so auf Handlungsressourcen fokussierte Kapa-
zität geht in den Begriff der Strategiefähigkeit ein, erklärt ihn aber nach 
Tils nicht erschöpfend, unter anderem, weil politischer Wille und poli-
tisches Können sowie interne Strukturmerkmale des Kollektivakteurs 
damit nicht umfasst sind (Tils 2005: 172).

Diese interne Organisation, Koordinierung und Vermittlung ist voraus-
setzungsreich. Zu den unabdingbaren und entscheidenden Vorausset-
zungen dieser internen Strategiefähigkeit zählt Tils Klarheit, Effektivi-
tät, eine Basisausstattung mobilisierbarer personaler, finanzieller und 
informationeller Ressourcen sowie Verpflichtungs-, Koordinations- und 
Organisationsfähigkeiten, interne Kommunikations- und Umsetzungs-
kompetenzen (Tils 2005: 111 f.; 170 f.). In komplexitätsreduzierender 
Absicht verdichtet Tils diese „umfangreichere[n] Faktorensets zum 
Kriterium Strategiefähigkeit (…) zur zentralen Fähigkeit strategischer 
Selbststeuerungskompetenz“ (ebenda: 110).

Diese intern entwickelte strategische Selbststeuerungskompetenz 
muss sich dann im Bezug auf die Umwelt strategischer Kontexte be-
währen und ausformen. „Erst das Zusammenspiel von akteurseige-
nen Kompetenzen und Ressourcen mit äußeren Umweltbedingungen 
formt die spezifischen Strategiefähigkeiten der Akteure aus. Strategi-
sche Selbststeuerungskompetenz wird dabei zu einem der Bestand-
teile externer Strategiefähigkeit. Diese wird jedoch zugleich von den 
Macht- und Interaktionsverhältnissen zu anderen Akteuren und vor-
handenen Rahmenbedingungen beeinflusst, so dass eine steuerbare 
und gut organisierte interne Struktur nicht mit großen strategischen 
Einflusspotenzialen in den Umweltbeziehungen einhergehen muss“ 
(ebenda: 112). Das Profil und die Kontur der Strategiefähigkeit resul-
tieren also aus den Profilen der internen Strategiefähigkeit, verstanden 
als Selbststeuerungskompetenz, und der auf strategische Kontexte 
bezogenen externen Strategiefähigkeit, verstanden als Einflusspoten-
tiale im Außenverhältnis (vgl. ebenda: 170). 

Mit dem Bezug auf Außenverhältnisse ruft mindestens Tils auch die 
Frage nach der Kapazität zu strategischer Politik auf. Er tut dies auf 
zweifache Weise: einmal implizit in der Darstellung der Idee des „stra-
tegischen Kontextes“ (Tils 2005: 113–117; 174–177) und einmal in kri-
tischer Auseinandersetzung mit dem Begriff der Kapazitätsbildung bei 
Jänicke (vgl. ebenda: 148 f.), den dieser sehr viel deutlicher mit dem 
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keit als besonders ausgezeichneter Form des Handelns (Raschke & Tils 
2010: 359). Dabei übersehen sie die Chancen, die sich aus der Nähe des 
Kompetenzdiskurses zum Strategiediskurs ergeben. Zu diesen Chan-
cen gehört es, (a) die Begriffe der Kompetenz, der Fertigkeit, der Fähig-
keit und verschiedener Formen des Wissens zum Begriff der Strategie in 
ein stimmiges Verhältnis zu setzen. Der zentrale Stellenwert der Selbst- 
organisation im Kompetenzdiskurs erhellt (b) auch den für Tils 2005 wich-
tigen, später nicht mehr weiterverfolgten, aber nach wie vor vielverspre-
chenden Ansatz der Strategiefähigkeit als „strategischer Selbststeue-
rungskompetenz“ (Tils 2005: 110–113). Darüber hinaus kann (c) an den 
Methodenbegriff von von Clausewitz angeschlossen werden, dessen Be-
deutung von Raschke und Tils allerdings nicht gewürdigt wird (Raschke 
& Tils 2007: 74–76 zu den wichtigsten von Clausewitz’schen Erkenntnis-
leistungen). Und das erlaubt in der Konsequenz, (d) Strategiefähigkeit zu 
demokratisieren und diesen Begriff in Bezug zum alten Begriff der Re-
gierungskunst, der demokratischen Regierbarkeit, der Kapazität und der 
demokratischen Regierungsfähigkeit zu setzen.

6.2.2	� Kompetenz als vergessene Verwandtschaft der Strategie: 
Eine Entwirrung zwischen Wissen und Können 

Im Kompetenzdiskurs geht es um die Fähigkeiten „einer Person oder 
einer Gruppe, in komplexen und dynamischen Umfeldgegebenheiten 
ihr Handeln viabel, d. h. bezogen auf die gegebenen Rahmenbedin-
gungen hinreichend und bezogen auf systemeigene Kriterien erfolg-
reich zu organisieren“ (Kruse, Dittler & Schomburg 2003: 405). Kom-
petent zu handeln heißt also nichts anderes, als unter komplexen, 
dynamischen und mithin kontingenten Bedingungen an eigenen Krite-
rien orientiert erfolgreiches situationsübergreifendes Handeln zu orga-
nisieren. Kompetente Akteure organisieren ihr Handeln in zwei Bezü-
gen: in Bezug auf die Umwelt, die man sich als stets sich verändernde, 
interdependente Verhältnisse und als gegebene Rahmenbedingungen 
denkt; und in Bezug auf systemeigene Kriterien, wozu eigene Ziele, 
Ausrichtungen und Handlungsmodalitäten zählen. 

Die Strategiefähigkeit eines Akteurs kann in dieser Sicht nicht allein 
aus organisationsinternen Voraussetzungen heraus erklärt werden, 
sondern erst im Bezug auf Möglichkeiten und Restriktionen der Um-
welt, in der sich die Strategie entfaltet. Das von Jänicke dabei poin-
tierte Kriterium intern und extern verfügbarer Ressourcen reicht aber 
seinerseits nicht dafür aus, Strategiefähigkeit zu erläutern – so zu-
mindest liest sich Tils 2005. Die konkretisierten Ausführungen von 
Raschke und Tils zum Konzept der Strategiefähigkeit (2007) verflech-
ten dann epistomologische und handlungspraktische Begriffe wie Stra-
tegiekompetenz, Fähigkeit, Fertigkeiten, Wissen, Kenntnisse, Selbst-
definitionen, Positionsbestimmungen, Führung / Leadership sowie 
Kapazität zu einem auch nach eigenem Bekunden voraussetzungs-
vollen Begriff von Strategiefähigkeit (2007: 273–334; 539–546). Dabei 
gehen die oben herausgearbeiteten Unterscheidungen in einer Dia-
lektik auf, die zumindest im Rahmen der vorliegenden Untersuchung 
nicht durchschaut werden kann und als gordischer Knoten in allem Re-
spekt vor der komplexen Argumentation weder entwirrt noch zerschla-
gen werden soll. Vielmehr bietet es sich an, mit den Begrifflichkeiten 
des Kompetenzdiskurses und des Kapazitätsdiskurses eine eigene, 
einfache Ordnung zu rekonstruieren. Sie führt über „Fähigkeiten“ wie 
die Strategiefähigkeit und die Dialogfähigkeit zu Konzepten der Staats- 
und Regierungskunst, der demokratischen Regierbarkeit und letztlich 
der demokratischen Regierungsfähigkeit. Dabei wird der Gedanke von 
Tils weitergesponnen, wonach die Strategiefähigkeit eines Akteurs (a) 
innere und (b) äußere Voraussetzungen hat, die als (a) Kompetenzen 
(6.2.2) und (b) Kapazitäten (6.3) beschrieben werden sollen.

Für den Strategiediskurs wird dabei differenzierter Blick auf den ver-
wandten, aber bislang nicht weiter beachteten Diskurs der Kompetenz 
geworfen (Ryle 1969; Baumgartner 1993; Jarz 1997; Erpenbeck & von 
Rosenstiel 2003; Kruse, Dittler & Schomburg 2003; Schmidt 2005). 
Raschke und Tils halten die Beiträge eines Diskurses zu allgemeiner Ak-
teurskompetenz für zu anspruchslos für die Frage nach Strategiefähig-



Seite 146 | Organisierte Dialoge als Strategie Organisierte Dialoge als Strategie | Seite 147 

Kompetenzen sind also Dispositionen, die in der Performanz als Ef-
fekte, als Konsequenzen gemessen werden (Erpenbeck & Rosenstiel 
2003: XI; Schmidt 2005: 163). Überträgt man dieses Bild auf den Be-
griff der Strategiefähigkeit, so bezeichnet Kompetenz die (gegebenen 
und entwickelten) inneren Voraussetzungen eines Kollektivakteurs, 
im äußeren Handlungsvollzug (strategisch) in komplexen und dynami-
schen Umwelten erfolgreich zu handeln. Ob jemand tatsächlich stra-
tegiefähig ist, zeigt sich demnach erst in der Umsetzung erfolgreicher 
Strategie. – Ausgeblendet wird dabei, ob die Umwelt strategisches 
Handeln leicht oder schwer macht. Dieser Aspekt ist dann mit dem Be-
griff der Kapazität zu untersuchen.

Zentral für den Kompetenzdiskurs ist der Begriff der Selbstorganisa-
tion. Er grenzt kompetentes Handeln von automatisiertem Handeln 
ab, welches auf bloßen Fertigkeiten, Eignungen und Qualifikationen 
beruht. Kompetentes Handeln kann sich überhaupt nur vollziehen, 
wo „die Komplexität der Handelnden, der Handlungssituation und des 
Handlungsverlaufs keine streng nach Plan verlaufenden Problemlö-
sungsprozesse zulässt“, sondern selbstorganisative Problemlösungs-
prozesse herausfordert (Löwisch 2000: 92 ff.; Erpenbeck & Rosen-
stiel 2003: XIII; ebenso Schmidt 2005: 171; vgl. Erpenbeck & Heyse 
1999: 157). 

Die Verwandtschaft der Qualifikationen und Fertigkeiten zum Begriff der 
Methode bei von Clausewitz liegt hier auf der Hand: Unter einem ge-
wissen Niveau der Herausforderung liegende Problemzusammenhänge 
„können im Prinzip ‚automatisiert‘ durch Fertigkeiten (skills) bewältigt 
werden“ (Erpenbeck & von Rosenstiel 2003: XXX f. unter Bezugnahme 
auf Weinert 2001: 45–65). Genau wie Methoden markieren Fertigkeiten 
und Qualifikationen mechanisch repetitierbare, statisch abrufbare Positi-
onen des Wissens und der Fertigkeiten. Kompetenzen markieren dage-
gen Dispositionen des Wissens und der Fähigkeiten (Erpenbeck & von 
Rosenstiel 2003: XI), die erfolgreich selbstorganisatives, problemlösen-
des Handeln unter kontingenten Bedingungen erlauben.

„Strategiekompetenz“ erweist sich als Pleonasmus wie der Begriff 
des „weißen Schimmels“: Denn strategisch zu handeln heißt ja, unter 
Bezug auf eine komplexe, dynamische und mithin kontingente Um-
welt situationsübergreifend und erfolgreich zweckorientiert kalku-
lierte Ziel-Mittel-Operationen zu organisieren. Trotzdem ist der Begriff 
„Strategiekompetenz“ wichtig – verstanden werden sollte er als Meta-
Kompetenz, sich in bestimmten Umwelten in der Tradition erprobter 
strategischer Instrumentarien und spezifischer strategischer Orien-
tierungsschemata erfolgreich zu organisieren. Auch die Farbe Weiß 
kennt ja viele Schattierungen.

Erpenbeck & von Rosenstiel definieren Kompetenzen als „Dispositio-
nen selbstorganisierten Handelns, [als] Selbstorganisationsdispositio-
nen“ (2003: XI, kursiv im Original), die sich im Vollzug des Handelns in 
von Kontingenzen geprägten Handlungssituationen als „Performanz“ 
erweisen. Damit pointieren sie zwei Begriffe: (a) den der Disposition 
und (b) den der Selbstorganisation. Beide Begriffe geben auch Hin-
weise auf ein fruchtbares Verständnis von „Strategiefähigkeit“ als Fä-
higkeit eines Kollektivakteurs.

Mit „Selbstorganisationsdispositionen physischen und psychischen 
Handelns“ meinen Erpenbeck und von Rosenstiel „die bis zu einem 
bestimmten Handlungszeitpunkt entwickelten inneren Voraussetzun-
gen zur Regulation der Tätigkeit. Damit umfassen Dispositionen nicht 
nur individuelle Anlagen, sondern auch Entwicklungsresultate (Clauß 
et al. 1995: 126)“ (Erpenbeck & von Rosenstiel 2003: XXIX). Disposi-
tionen als innere Voraussetzungen stellen also ein aktives, selbstorga-
nisatives Handlungs-„Vermögen“ dar – die erst im Handlungsvollzug 
performativ eingelöste „Fähigkeit“, selbstorganisativ und erfolgreich in 
von Kontingenzen geprägten Situationen zu handeln. Sie können als 
ein „generativer Mechanismus für die Produktion eines bestimmten 
Verhaltens“ (und Handelns) verstanden werden (Schmidt 2005: 206).
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(Baumgartner 1993: 69). „Natürlich – so betont Ryle – wird im allge-
meinen die Intelligenz, also das knowing how, als der Kern des geis-
tigen Verhaltens betrachtet. Wir geben der Fähigkeit, Problemstellun-
gen selbstständig lösen zu können, im allgemeinen einen weit höheren 
Stellenwert als dem ‚gepaukten‘ Wissen, das versucht, für jede ein-
zelne Fragestellung eine bereits fertige Antwort parat zu haben“ 
(ebenda: 69, kursiv im Original). – „Besser machen“ geht vor „besser 
wissen“: Diesem theoriepolitischen Reformprogramm sehen sich auch 
die Strategieprogrammatiker verpflichtet.

Die moderne Kognitionswissenschaft hat an Ryles Unterscheidung an-
geknüpft und zunächst zwischen „deklarativem Wissen“ und „prozedu-
ralem Wissen“ unterschieden (ebenda: 71). Ersteres ist die „Kenntnis 
von Sachverhalten oder von Aussagen über Sachverhalte“ (Jarz 1997: 
73). Prozedurales Wissen wird auch als „dynamisches“ oder „generi-
sches“ Wissen bezeichnet (ebenda: 73). Es betrifft „Wissen über den 
Ablauf und den Verarbeitungsprozess“ (Baumgartner 1993: 71), be-
zeichnet also „die Kenntnis von Prozeduren zur Lösung eines Prob-
lems“ und „wird als dynamisch angesehen, da durch das Ergebnis der 
Prozedur neues Wissen entstehen kann. (...) Mit dem Anwendungs-
wissen weiß man, wie eine Aufgabe zu lösen ist“ (Jarz 1997: 73).

Aber mit prozeduralem Wissen ist die Ryle’sche Definition des kno-
wing how noch nicht eingelöst: Über das „gewusst, wie“ hinaus meint 
Ryle eben auch „being able to do something“, etwas tatsächlich tun 
können. Dieser Mehrwert wird auch von „prozeduralem Wissen“ nicht 
erfasst. Deshalb schlägt Baumgartner vor, im Anschluss an die Brü-
der Dreyfus (Dreyfus & Dreyfus 1987) eine dritte Form des Wissens zu 
bestimmen: das „Handlungswissen“, das sich in praktischem Können 
vollzieht. Jarz konkretisiert unter Rückbezug auf Ryle dieses Hand-
lungswissen als verinnerlichte Form des Könnens – und damit als au-
tomatisierte Fertigkeit. Das ist am Ende des Tages eben wieder nicht 
die „Kompetenz“ des Kompetenzdiskurses. Sie unterscheidet sich von 
allen Formen des Wissens, auch des praktischen Handlungswissens, 

Übertragen auf den Begriff der Strategiefähigkeit, bedeutet dies, dass 
Dispositionen strategischen Handelns besonders auf Selbstorganisa-
tion abstellen müssen. Für Kollektivakteure bestätigt das die Vermu-
tung von Tils (2005: 110–113), dass Strategiefähigkeit sich zum Kon-
zept der strategischen Selbststeuerungskompetenz verdichten lässt. 
Für diese wiederum ist dann kollektive Handlungsfähigkeit wichtig. Sie 
ist ihrerseits in letzter Konsequenz eine Frage der Selbstorganisation. 

Dass kompetentes Handeln als problembearbeitendes Handeln ver-
standen wird, erleichtert es, strategisches Handeln im Dienste kol-
lektiver, partizipativer Problembearbeitung analog zu kompetentem 
Handeln zu begreifen. Wer beispielsweise in Bezug auf Beteiligungs-
verfahren Methoden der Visualisierung und Moderationsregeln erlernt, 
kann noch lange keine erfolgreichen Beteiligungsprozesse gestalten. 
Wissen und Können sind nicht das Gleiche – auch wenn sich Wissen 
in verschiedene Kategorien einteilen lassen will, um in Richtung Kön-
nen anschlussfähig zu werden.

Der analytische Philosoph Gilbert Ryle beispielsweise unterscheidet 
zwischen knowing that und knowing how (Ryle 1969) und ordnet Ers-
teres dem wissenden Intellekt, das Zweite der anwendenden Intelli-
genz zu, ohne dass Intelligenz auf den Intellekt zurückgeführt werden 
könne. „Intelligentsein heißt nicht bloß, gewissen Kriterien genügen, 
sondern sie anwenden; seine Handlungsweise gut regeln, nicht bloß 
gut geregelt sein“ (ebenda: 30 f.). Das Motiv der Selbstorganisation 
scheint hierbei durch. Dazu gehört Selbstreflexion: „Jemandes Han-
deln wird als sorgfältig oder gekonnt bezeichnet, wenn er fähig ist, in 
seinem Vorgehen Fehler zu entdecken und auszumerzen, Erfolge zu 
wiederholen und zu vergrößern, aus den Beispielen anderer zu lernen 
und so weiter“ (ebenda: 31).

„Ob jemand Wissen besitzt und daher die richtige Antwort hat oder ob 
jemand intelligent ist und die richtige Antwort findet, sind danach zwei 
verschiedene Dinge“, resümiert Baumgartner seine Lektüre von Ryle 
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wandtschaft kein Privileg kühl kalkulierender Feldherren und Macht-
haber, sondern angestrebter gelingender Normalfall der demokratisier-
ten, dezentralen Moderne, Gegenstand recht verstandener Pädagogik 
und politischer Bildung. In Strategiefähigkeit lässt sich wie in jede an-
dere Kompetenz mit bestimmten pädagogischen Verfahren, reflektier-
ter Praxis und organisationalen Veränderungen investieren. In ande-
ren Worten: Strategie lässt sich demokratisieren.

6.2.3	 Von der Kompetenz zur Staats- und Regierungskunst 

In zwei Aufsätzen zum Wirklichkeitssinn und zur politischen Urteils-
kraft hat sich Isaiah Berlin mit dem Topos der Staats- und Regierungs-
kunst auseinandergesetzt (Berlin 1998a; 1998b). Staatskunst oder 
Regierungskunst ist dabei die Kunst, komplexe und dynamische Ge-
sellschaften in überdauernder Weise zu lenken und zu verändern. 
Diese Kunst entsteht, wie auch die Kunst der Strategie und die Kompe-
tenz des Handelnden, jenseits akademischer Qualifizierung (vgl. Ber-
lin 1998a: 80 f.). Berlin nennt diese Kunst dann auch eine „politische 
Kompetenz“, das heißt, „zu wissen, wie man Dinge in Bewegung setzt“ 
(Berlin 1998b: 91), und „jene Methoden anzuwenden, die im jeweiligen 
Bereich nachweislich am besten funktionieren“ (ebenda: 110). Funktio-
nal ist sie damit auch anschlussfähig an Verfahrensgestalter des stra-
tegisch organisierten Dialogs (vgl. Kapitel 4.4).

Zwei Faktoren wirken in der Staats- oder Regierungskunst zusam-
men: erstens, der „Wirklichkeitssinn“ politisch Handelnder, und zwei-
tens, die darauf aufbauende politischen Urteilskraft (Berlin 1998a: 82, 
88; 1998b: 98 f.). Der Wirklichkeitssinn ist ein besonderes Verständnis 
für die komplexen und dynamischen Bedingungsgeflechte der gesell-
schaftlichen Wirklichkeit, die sich in der Partikularität der politischen Si-
tuationen nie analytisch explizieren lassen, sondern nur in der synthe-
tisierenden, letztlich ästhetischen Zusammenschau verstehen lassen. 
Politische Urteilskraft beruht auf Wirklichkeitssinn und betrifft den an-
gemessenen Einsatz der eigenen Mittel im Verhältnis zu dieser kom-

davon, dass sie das Vermögen bezeichnet, jenseits des bereits auto-
matisiert Gewussten erfolgreich – selbstorganisativ – zu handeln.

Mit diesen Begrifflichkeiten könnten wie mit einem Kamm die Verwir-
rungen beim Begriff der Strategiekompetenz und der Strategiefähig-
keit bei Raschke und Tils herausgekämmt werden, bis entwirrte Ar-
gumentations- und Analysestränge entstehen. Die Herausforderung 
bestünde dabei, die Einsichten des allgemeinen, auf Individuen ab-
gestellten Kompetenzbegriffs auf die organisationalen Voraussetzun-
gen des Kollektivakteurs zu übertragen. Die Strategiefähigkeit eines 
Kollektivakteurs bezeichnete dann das Zusammenspiel der individu-
ell und institutionell-organisativ aufgerüsteten Selbstorganisationsdis-
positionen im Verhältnis zu einer komplexen, dynamischen und also 
kontingenten Umwelt, in der dieser Kollektivakteur sein „Handeln vi-
abel, d. h. bezogen auf die gegebenen Rahmenbedingungen hinrei-
chend und bezogen auf systemeigene Kriterien erfolgreich zu organi-
sieren“ beabsichtigt, indem er Ziele, Mittel und Umwelt im Guss und 
Geiste eines leitenden Gedankens immer wieder neu kalkuliert (vgl. 
Kruse, Dittler & Schomburg 2003: 405; siehe oben).

Im Fazit ist festzuhalten, dass der Diskurs über politische Strategie mit 
der bislang stiefmütterlich behandelten Verwandtschaft zum Kompe-
tenzdiskurs auch eine reiche philosophische, pädagogische und vor 
allem liberal-demokratische Tradition gewinnt. Siegfried J. Schmidt 
beschreibt die Wurzeln des Kompetenzdiskurses im 18. Jahrhun-
dert bei Autoren wie Wilhelm von Humboldt, Johann Heinrich Pesta-
lozzi und Friedrich Schleiermacher: „Je stärker Bildung als Entfaltung 
der Individualität – und das heißt als selbstbezügliche Strukturierung 
der Subjekt-Umwelt-Bezüge – gesehen wird, desto deutlicher wird 
zugleich, dass Freiheit risikoreich ist und individuelles Verhalten auf 
Dauer durch Lernen für unvorhersehbare Veränderungen offen gehal-
ten werden muss. Insofern fallen allgemeine Menschenbildung und 
Kompetenzentwicklung im modernen Sinne als Postulate zusammen“ 
(Schmidt 2005: 164). Strategisches Handeln wäre im Blick dieser Ver-
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haben könnte. Zum gesicherten Wissen komme neben der praktischen 
Erfahrung immer auch ein „Element der Improvisation“ hinzu: „Heraus-
ragende Leistungen von Köchen und Gärtnern hängen auch heute 
noch immer beinahe ausschließlich von der künstlerischen Begabung 
dieser Menschen ab und, ähnlich wie bei Politikern, von ihrem Impro-
visationstalent“ (ebenda: 111). Dafür gebe es keine Formeln, Patentre-
zepte, allgemeinen Leitfäden. Dementsprechend sind nach Berlin aber 
auch geniale Staatsmänner nicht in der Lage, „ihr Wissen direkt zu ver-
mitteln oder einen spezifischen Kanon an Regeln zu lehren oder The-
oreme zu entwickeln, die sie dann in eine Form bringen, in der andere 
sie mühelos lernen können“ (ebenda: 80).

Berlin stellt eine Grundfrage der Politikberatung und der Strategie-
analyse: Welche Art von Wissen oder Können braucht jemand, der in 
einer komplexen und dynamischen Umwelt politisch erfolgreich han-
deln will? Er geht, wie der Pragmatismus, die Strategieanalyse und 
der Kompetenzdiskurs, von einer bestimmten Figuration zwischen 
Akteur und Umwelt aus: (1) Ein (strategiefähiger, kompetenter) politi-
scher Akteur (2) vollzieht sein erfolgreiches Handeln (als Performanz, 
im Prozess strategischer Steuerung) (3) in Bezug auf und unter den 
Bedingungen einer komplexen und dynamischen, überraschend re-
agierenden politischen Wirklichkeit. Auf die Beiträge der Wissenschaft 
zugespitzt heißt das: Welches Wissen kann diese schaffen, um zu er-
folgreichem Können beizutragen? Kann Politikwissenschaft überhaupt 
Staats- und Regierungskunst fördern? Beschreibt der Ansatz der „Evi-
denzbasierten“ Politik einen sinnvollen Beitrag wissenschaftlicher Po-
litikberatung, oder bedarf es anderer Beiträge des Wissens, wie sie 
aus der Gesellschaftsberatung kommen? Müssten wissenschaftliche 
Beiträge möglicherweise bewusst als Heuristiken, als explorative Be-
griffe, als Orientierungsschemata konzipiert werden, die ihre Wahr-
heit (als Relevanz) in der Anwendung beweisen müssen? (Und wäre 
da nicht praktische Philosophie im pragmatistischen Modus die geeig-
netste Form politischer Theoriebildung?) 

plexen und dynamischen Wirklichkeit. Damit ist politische Urteilskraft 
im Grunde ein auf die realen Folgen eigener Mittel und Methoden er-
weiterter Wirklichkeitssinn. Dieses bezeichnet man auch als „natürli-
che Weisheit, als imaginatives Verständnis, als Einsicht, als Wahrneh-
mungsvermögen oder, noch irreführender, als Intuition“ (Berlin 1998b: 
102), wobei Berlin „praktische Weisheit“ oder „praktische Vernunft“ be-
vorzugt. „Was bei den Staatsmännern als Weisheit bezeichnet wird, 
als politisches Geschick, das hat eher mit Verstehen zu tun als mit 
Wissen – es handelt sich um eine gewisse Vertrautheit mit den Tatsa-
chen, die erkennen läßt, was zueinander paßt, was unter den gege-
benen Umständen getan werden könnte und was nicht, welche Mittel 
in welchem Umfang anzuwenden sind, ohne daß sie zwangsläufig er-
klären können, warum sie dies wissen oder worin dieses Wissen be-
steht“ (Berlin 1998b: 102).

Für Berlin resultiert die Regierungskunst von Staatsmännern wie Au-
gustus, Heinrich IV. von Frankreich, Richelieu, Washington oder Bis-
marck aus einem undurchschaubaren Zusammenwirken von allerlei 
Fertigkeiten, Begabungen und Voraussetzungen sowie Glück: die ge-
naue Beobachtung der Wirklichkeit, das Gespür für den richtigen Au-
genblick, Einfühlungsvermögen in die Bedürfnisse und Fähigkeiten 
der Menschen, ein überlegener Sinn für die Konturen unbekannter 
oder halbbekannter Faktoren und ihrer möglichen Auswirkungen auf 
das vorherrschende und immer einzigartige Bedingungsgeflecht, vor 
allem aber die Erfahrung (vgl. Berlin 1998a: 82, 88; 1998b: 98 f.). Auch 
Faktenwissen gehöre dazu. Politisches oder historisches Genie aber, 
menschliche Weisheit, jene „Fähigkeit, sein Leben zu meistern oder die 
Mittel den Zielen anzupassen“, sei, „wie Faust herausfand, keineswegs 
mit bloßer Faktenkenntnis – mit Bildung und Wissen – identisch“ (Berlin 
1998a: 82). Den Beitrag der Wissenschaften zum praktischen Handeln 
versteht Berlin darum wie den der Botanik für den Gärtner oder der Diä-
tik für Köche (Berlin 1998b: 111). Aber er warnt davor, dass eine pedan-
tische Befolgung der Erkenntnisse der Botanik katastrophale Folgen 



Seite 154 | Organisierte Dialoge als Strategie Organisierte Dialoge als Strategie | Seite 155 

weithin anwendbar. Engagierte Bürger können sie im Prinzip erlernen. 
Das sind gute Nachrichten für die demokratische Emanzipation.

Freilich bedarf es neben der Kompetenz strategischen Handelns auch 
demokratisierter Spielfelder und Mittel der Politik. Nicht jeder kann 
schließlich Parteivorsitzender oder Minister sein. Beteiligungsverfah-
ren und ihre Organisation als Dialoge sind solche Spielfelder und Mit-
tel der Politik (Kapitel 4). Sie können als Rezepte verstanden werden, 
nach denen jeder engagierte, strategiefähige Bürger demokratisch ko-
chen und damit politische Beteiligungsangebote für andere zuberei-
ten kann (Kapitel 5). Die emanzipative Perspektive dabei: Viele Köche 
verderben hier nicht den Brei, sondern machen dem Mensaessen 
der parlamentarischen Demokratie Konkurrenz mit einer Food Court  
Democracy (6.5).

6.2.4	 Strategische und dialogische Kompetenzen

Demokratische Regierbarkeit braucht Regierende, Regierte und Ver-
mittler, die auf allen Ebenen der Politik Formen selbstbestimmter 
Problembearbeitung organisieren. Strategisch gestaltete organisierte 
Dialoge sind Ausdruck von demokratischer Regierungskunst und In-
vestitionen in die Responsivität und Reflexivität unserer Demokratie. 
Die Verflüssigung von demokratischer Politik jenseits etablierter Ver-
fahren verlangt eine Verflüssigung der Kompetenzen demokratischer 
Akteure: Ergebnisorientierte, langfristige und komplexitätsfähige Stra-
tegie einerseits und zweckorientierte, ergebnisoffene, problembezo-
gene Interaktion im demokratischen Dialog muss gekonnt werden. 

Strategische Kompetenz ist die Disposition eines Akteurs, selbstorga-
nisiert Zwecke und Ziele zu formulieren und sie in fortwährender Kal-
kulation zu Mitteln und Umwelt in Bezug zu setzen, um situationsüber-
greifendes, handlungspraktisches und erfolgsrelevantes Wissen zu 
gewinnen. Kompetenz meint dabei sowohl das Können als auch die 
gestalterische Zuständigkeit im Bereich der Intention (Zweck: Wozu?), 
der Instrumente (Mittel: Was womit?), der zeitlichen Strukturierung und 

All das sind grundlegende Fragen des Strategie- und Kompetenz-Dis-
kurses, auf die im Übrigen in der Schriftenreihe „Zukunft Regieren“ 
der Bertelsmann Stiftung immer wieder praktische Antworten gege-
ben werden, so beispielsweise mit der Heuristik des Strategietools für 
strategische Reformpolitik. Diese Fragen sind deshalb so wichtig, weil 
sie verschiedene Diskurse zu gemeinsamen Perspektiven verknüpfen 
können: den Kompetenzdiskurs als Theorie erfolgreichen selbstorga-
nisierten Handelns in einer komplexen und dynamischen Umwelt, den 
Strategiediskurs als Theorie erfolgreichen Handelns unter Bedingun-
gen eines reagierenden Raums und den Pragmatismus als Theorie 
kreativen Handelns in problematischen Situationen. 

Hinzu kommen zwei weitere, ebenso anschlussfähige Diskurse: ers-
tens, auf Professionstheorien, die sich mit dem Verhältnis zwischen 
Wissenschaft und Profis, zwischen Botanik und Gärtner, Rechtswis-
senschaften und Rechtsanwalt, beschäftigen, und die zwischen routi-
nisierbarem Handeln (Methode nach von Clausewitz) und übergreifen-
dem, nicht-routinisierbarem, selbstverständlich erfolgreichmn Handeln 
unterscheiden (Stichweh 1994; Oevermann 2008). Auf Professions-
theorien wird in Bezug auf den Verfahrensgestalter noch zurückzu-
kommen sein. – Anschlussfähig sind zweitens die Schematheorien 
der Kognitionswissenschaft, mit welchen sich die mentalen Vorgänge 
in der strategischen Kalkulation rekonstruieren lassen und die die Be-
deutung von Orientierungsschemata für strategisches Handeln bestä-
tigen (vgl. Raschke & Tils 2007: 161–248). Mit diesen Diskursen lässt 
sich entschlüsseln, worüber Isaiah Berlin noch ehrfurchtsvoll staunte.

In der Verknüpfung all dieser Diskurse wird zweierlei deutlich: Stra-
tegiefähigkeit oder Regierungskunst sind, zumindest als individu-
elle Kompetenzen, demokratisierbar. Sie sind zwar höchst vorausset-
zungsreich, und vermutlich hilft es, talentiert zu sein und früh politisch 
sozialisiert zu werden. Aber Strategiefähigkeit und Regierungskunst 
sind keine Geheimnisse politischer Macht, keine Bastionen der demo-
kratischen Aristokratie, sondern sie sind entschlüsselbar, erlernbar und 
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Vereine, Verbände, Bürgermeister, Parlamentarier, Minister, denen 
Strategie- und Dialogkompetenzen die erfolgreiche Navigation und 
Veränderung demokratischer Interdependenzen ermöglichen könnte.

6.3	� Kapazität demokratischer Regierungsfähigkeit: 
Opportunitätsbedingungen

Die Begriffe der Kapazität und der Kapazitätsentwicklung werden im 
Folgenden dargestellt. Drei verschiedene Perspektiven auf diese Be-
griffe sollen deutlich machen, welche typischen Faktoren darin zusam-
menspielen. Auf dieser Basis wird ein schlankes Modell der Kapazi-
tät demokratischer Regierung entwickelt. Sie meint zugleich mehr als 
die Kompetenz demokratischer Regierung und ist auch von dieser ent-
scheidend abhängig. 

6.3.1	 Hintergrund: Zum Diskurs der Kapazität 

Von dem sozialwissenschaftlich verwendeten Begriff der Kapazität 
wird gesagt, er sei ein vager, schwer operationalisierbarer und dy-
namischer Begriff (Jänicke 1996: 25, zitiert nach Tils 2005: 148; Hall 
2002: 25; Jappe-Heinze 2007: 39). Diese Fluidität verdankt er der Tat-
sache, dass Kapazität im je spezifischen Zusammenspiel bestimmter 
Faktoren entsteht, also ein Effekt bestimmter, isoliert beschreibbarer, 
aber empirisch immer unterschiedlich ausgeformter Wirkungskräfte 
ist. Deshalb muss der Begriff in spezifischen Kontexten immer neu be-
stimmt werden (de Souza Briggs 2008: 23). Dennoch wird ihm in der 
Wissenschaft ein heuristischer Wert zugeschrieben, und zudem hat er 
seit den 1980er Jahren praktische Karriere gemacht. Vor allem in den 
letzten zehn Jahren ist capacity und capacity buildung ein zentrales 
Thema der Staatstätigkeit geworden (Hall 2002; IRSPP 2007). 

Der Begriff des capacity building entstand in Ergänzung zu vorherr-
schenden Vorstellungen ökonomischer und institutioneller Entwicklung 
im Bereich der internationalen Entwicklungspolitik. Er sollte humanes, 
physisches, organisationales, soziales und kulturelles Kapital umfas-

Sequenzierung (Zeit und Zeitlichkeit: Wann?) und der Umweltanalyse 
(Kontext: Wo?). 

Dialogische Kompetenz ist die Disposition eines Akteurs, selbst Di-
aloge zum Zweck der Verständigung, Beratung und Veränderung zu 
organisieren. Die Organisation solcher Dialoge ist in ihrem Kern die 
Gestaltung von demokratischen Verhältnissen und Prozessen mit de-
mokratischen Mitteln. Wer dialogische Kompetenz hat, kann demokra-
tische Interaktion zu einem Problem oder gemeinsamen Anliegen in 
Gang setzen. Das ist Demokratie zum Selbstmachen und Mitmachen.

Strategische Kompetenz muss in einer interdependenten demokrati-
schen Welt in seinen wesentlichen Faktoren schon immer responsiv 
und dialogisch angelegt sein: in der für Feedback offenen Kalkulation, 
in der auf Feedback angewiesenen Umweltanalyse, in der Beteiligung 
Anderer an der Arbeit für gemeinsame Zwecke, in der Erweiterung der 
eigenen Handlungsfähigkeit und Möglichkeitsräume durch Einbezug 
anderer Akteure. Auch dialogische Kompetenz umfasst Strategiefä-
higkeit: Demokratische Interaktion bei der Problembearbeitung gelingt 
nur, wenn sie strategisch ausgerichtet und gesteuert wird. 

Strategiekompetenz und Dialogkompetenz sind dabei eben nicht das 
Vorrecht von Regierungen oder Machthabern. Die skizzierten Begriffe 
der politischen Strategie und des organisierten Dialogs stehen jedem 
demokratischen Akteur offen, der sich in selbstbestimmter Absicht und 
selbstorganisierter Form eines politischen Problems annimmt, sich 
dafür zuständig erklärt und verständigungs-, beratungs- und verän-
derungsorientierte Problembearbeitungsprozesse anleitet. Da es für 
gesellschaftliche Probleme keine formalen Eigentumsrechte gibt, ist 
die Idee einer Selbstbeteiligung an der Politik als Problembearbeitung 
mit den Mitteln politischer Strategie und organisierter Dialoge nur eine 
Frage selbstbewusster Innovationsfreudigkeit und Emanzipation. Das 
eine Subjekt der Strategie- und Dialogfähigkeitskompetenzen gibt es 
in der Demokratie nicht – es gibt viele demokratische Subjekte: Bürger, 
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teure des Umweltschutzes, (2) systembezogen geht es um den Kon-
text, die „Chancenstruktur“, deren Chancen und Hindernisse drei As-
pekte rekonstruieren: politisch-institutionell, ökonomisch-technisch 
und kognitiv-informationell (ebenda: 79; vgl. Jacob & Volkery 2006: 
72). Unter Chancenstrukturen sind, wie beim enabling environment 
der UNDP, zunächst die rechtlichen, institutionellen und policy-gepräg-
ten Rahmenbedingungen zu verstehen, dann aber auch die ökonomi-
schen und technischen Gegebenheiten und das verfügbare Wissen 
und (Umwelt-)Bewusstsein (vgl. Tils 2005: 148). Diese zwei Faktoren 
werden im Rahmen der Kapazitätsbildung adressiert und strategisch 
fortentwickelt: Die Akteure werden gestärkt, Chancenstrukturen wer-
den verbessert. Spezifische Handlungskapazität einer bestimmten Ak-
teurskonfiguration ist darüber hinaus relativ zum (3) gegebenen Prob-
lem und seiner Struktur und zum (4) situativen Kontext der Akteure zu 
verstehen, der durch ihre Strategien und sonstigen Dispositionen be-
stimmt wird (Jänicke 1997; Jappe-Heinze 2007: 54 f.). 

In ihrer Untersuchung der Rolle von Forschung, Technologie und Inno-
vation für eine nachhaltige Entwicklung lehnt sich Jappe-Heinze unter 
anderem an Jänickes Begriff der Kapazität an. Sie adaptiert den für 
Makro-Zwecke ausgelegten Begriff für ihre Untersuchungen auf Meso-
Ebene und pointiert dabei Akteurskonstellationen relativ zu Problem-
strukturen und Ressourcen. Kapazität bezeichnet dann „systemic or 
relatively stable conditions for action in constellations of actors, tech-
nologies, and institutions. Suitable meso-level concepts are needed to 
delineate the actor constellation.“ (ebenda: 6 f.) Diese Kapazität be-
stimmt die im Feld von Forschung, Technologie und Innovation beste-
hende Problemlösungsfähigkeit. Die für die Rekonstruktion der Kon-
stellation von Akteuren, Technologien und Institutionen notwendigen 
Meso-Ebenen-Konzepte findet sie in der Vorstellung verschiedener 
denkbarer „Regime“. Erhöhte Problemlösungsfähigkeit ist der Zweck 
der Kapazitätsentwicklung, und sie vollzieht sich als strategische Ver-
änderung der Rahmenbedingungen innerhalb dieser Regime.

sen. Dementsprechend definierte die UNDP 1997 capacity building 
als „the process by which individuals, groups, organizations, institu-
tions and countries develop their abilities, individually and collectively, 
to perform functions, solve problems, and achieve objectives“ (UNDP 
1997). Kapazität ist damit die Fähigkeit von Akteuren oder Systemen, 
individuell oder kollektiv bestimmte Funktionen auszuüben, Probleme 
zu lösen und Zielsetzungen zu erreichen. Die UNDP Delft Declaration 
zu „Procedures and Partners For Capacity Building in the Water Sec-
tor“ von 1991 legte drei basale Faktoren des capacity buildings fest, 
die von unterschiedlichen Definitionen später unterschiedlich pointiert 
und variiert wurden: 

(1)	� „Creating an enabling environment with appropriate policy and 
legal frameworks;

(2)	� institutional development including community participation; and

(3)	� human resources development and strengthening of managerial 
systems.“

Diese Definition war auf den internationalen Wasser-Sektor und seine 
Organisation bezogen. Der im Rahmen einer gemeinsamen langfristi-
gen und internationalen Strategie ausgewiesene Zweck des capacity 
buildings war es, die Performanz des Sektors und seiner Organisati-
onen nach den Maßgaben nachhaltiger Entwicklung dauerhaft zu ge-
währleisten.

In Deutschland hat Jänicke beschrieben, wie die Kapazitätsbildung 
der Akteure des Umweltschutzes aussehen sollte. Kapazität versteht 
er als stabile, aber Problem-relative Handlungsressource, über die 
Akteure entweder bereits verfügen oder denen sie in den systemi-
schen Handlungsbedingungen begegnen (Jänicke, Kunig & Stitzel 
1999: 112). Genauer gesagt, ergibt sich Kapazität im generellen Sinn 
im Zusammenspiel zweier Faktoren: (1) Akteursbezogen geht es um 
die (organisatorische) „Stärke, Kompetenz und Konfiguration“ der Ak-
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Die strategische und dialogische Kompetenz selbstbestimmten, selb-
storganisierten Handelns wird vorausgesetzt, um den Kapazitätsbe-
griff nicht zu überfrachten. Die akteursbezogene Kompetenz und die 
kontextuelle Kapazität bilden auf diese Weise zwei Faktoren einer 
übergreifenden Fähigkeit von Akteuren oder eines Systems. Kom-
petenz und Kapazität stehen insofern in einem Bedingungsverhält-
nis, als Kompetenz sich unter den Bedingungen der Kapazität ent-
faltet und Kapazität durch kompetentes Handeln ihrerseits gestaltet 
werden kann. Die Erweiterung und Entwicklung von Kapazität ist re-
flexive Arbeit, die kompetenten responsiven, das heißt Problem- und 
Zielbewussten Handelns bedarf. Das entspricht Klegers Konzep-
tion demokratischer Regierbarkeit, bei der strategisch und dialogisch 
kompetentes, responsives Handeln die reflexive Neugestaltung der 
Bedingungen demokratischer Regierungsfähigkeit vollzieht.

In die Fähigkeit demokratischer Akteure, auf demokratischem Wege 
Probleme zu lösen und selbstgesetzte Ziele umzusetzen, kann also 
zweifach investiert werden: einerseits in die Ausweitung der strategi-
schen und dialogischen Kompetenzen demokratischer Regierung, an-
dererseits in die Erhöhung der Kapazität demokratischer Regierung.

6.3.3	 Zum Verhältnis von Kompetenzen und Kapazität 

Die strategische Kapazität eines politischen Akteurs, einer politischen 
Ebene oder eines politischen Systems bezeichnet die Opportunitäts-
bedingungen für strategisches Handeln. Kapazität bezeichnet den 
strukturierten Raum, in Bezug auf den und innerhalb dessen Akteure 
handeln. Die Strukturen dieses Raums sind der unmittelbaren Verfü-
gung des Akteurs entzogene Gegebenheiten, die strategisches Han-
deln erleichtern oder beschweren, fördern oder bremsen. Innerhalb 
dieses Raums, und auf ihn bezogen, vollzieht sich strategisch kompe-
tentes Handeln – so, wie ein Höhlenforscher sich in eine Höhle hinein-
tastet. Die personale, sachliche, temporale, instrumentelle und sogar 
die mikro-kontextuelle Varietät, Skalierbarkeit und Durchschlagskraft 

6.3.2	� Ein schlankes Modell der Kapazität demokratischer 
Regierungsfähigkeit

Die eben genannten Faktoren von „Kapazitäten“ erinnern an die Fak-
toren, die beim Konzept der civic capacity von de Souza Briggs zu-
sammenwirken: Akteurskonstellationen (Koalitionen und Allianzen), 
Opportunitätsbedingungen (Normen, Rahmenbedingungen, Instituti-
onen), Stärke (Ressourcen, Mittel und Rezepte) und situative Fakto-
ren wie Kompetenz, Strategiefähigkeit und Willen. Ihr Zusammenspiel 
schuf für de Souza Briggs civic capacity, verstanden als Ermögli-
chungsbedingung kollektiver Aktion in Bezug auf Probleme („civic 
capacity’s purpose is to enable collective action“ – de Souza Briggs 
2008: 42). Sie sollen im folgenden schlanken Modell der Kapazität de-
mokratischer Regierung aufgegriffen werden.

Die Kapazität demokratischer Regierungsfähigkeit bezeichnet die Op-
portunitätsbedingungen demokratischer Regierung. Genauer: demo-
cratic governance capacity meint diejenigen politischen, rechtlichen, 
ökonomischen, sozialen, kulturellen, wissenschaftlichen, pädagogi-
schen, professionellen und informationellen Rahmenbedingungen, 
die die Chancen selbstbestimmten, selbstorganisierten Handelns zur 
Lösung kollektiver Probleme oder zur Mehrung des Gemeinwohls er-
höhen. Zu diesen Rahmenbedingungen gehören sowohl akteursex-
terne, aber potentiell verfügbare Ressourcen als auch vorgefundene, 
aber potentiell veränderbare Akteurskonstellationen. Vor allem gehört 
zu ihnen aber ein Vorrat an formalen und informellen, methodisch de-
finierbaren Verfahrensweisen dialogischer, weltbezogener Interaktion, 
die strategisch eingesetzt werden können: Verhaltensmuster, Hand-
lungsmodi, Gewohnheiten, Skripten, Codes, Techniken, Programme, 
Drehbücher, Strategeme, Spielregeln, Regularien, Gesetze, Rituale, 
Zeremonien, Organisationen oder Institutionen. Diese Vorstellung wird 
unter 7. abschließend ausgeführt.
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Strategische Kapazität muss nicht auf konkrete Akteure bezogen sein. 
Sie lässt sich auch systemisch rekonstruieren: Bestimmte Opportuni-
tätsbedingungen sind Konfigurationen bestimmter politischer Ebenen 
oder politischer Systeme. Beispielsweise ist die diktatorische Kapazi-
tät in Demokratien relativ gering ausgeprägt. Rechtsstaatliche Gewal-
tenteilung, demokratisches Regelsystem, kritische Öffentlichkeiten 
und ein kritischer Verfassungsschutz machen es diktatorisch begab-
ten Akteuren schwer, über ein gewisses Maß an Patriarchentum oder 
Führerkult hinauszugelangen. Im Umkehrschluss heißt das, dass die 
Opportunitätsbedingungen einer Demokratie von ihrer Konfiguration 
abhängen – und dass diese Figurationen auch strategischer, dialogi-
scher oder demokratischer ausfallen können, als sie es tun.

Die strategische, dialogische oder demokratische Kapazität von De-
mokratien lässt sich erweitern, indem diese anders konfiguriert wird. 
Man kann sich das vorstellen wie das Betriebssystem eines Compu-
ters – das operative System legt die formale, verbindliche Grundlage 
für individuelle, personalisierte und angepasste Programme, die da-
rauf laufen können. Wo das Betriebssystem ganz gewechselt wird, 
müssen auch Programme gewechselt oder angepasst werden. Und 
wo das Betriebssystem verbessert wird, können mehr und leistungs-
fähigere Programme laufen. Diese Metapher der Software ist ein 
wichtiger Bestandteil einer Argumentation, die in der amerikanischen 
Volkswirtschaftslehre unter Institutionen-Theoretikern an Bedeutung 
gewinnt – hierzu abschließend 6.5.

6.4	� Demokratiepolitik als prozedurale Politik: Stärkung der 
Kompetenzen und Kapazität

„Democracy is a recipe for structuring the participation of stakeholders in 
solving problems that confront them collectively in a way that (1) makes 
significant decisions as accessible and inclusive as possible and (2) avo-
ids patterns of domination, subject to the aim of (3) producing outcomes 
that are recognized as promoting legitimate interests and values“ (de 

des eigenen strategischen Handelns ist von den herrschenden Oppor-
tunitäts-Bedingungen geprägt und begrenzt.

Ein Beispiel: Der erfahrenste und kompetenteste Höhlenforscher der 
Welt wird in einer bereits hundertfach erforschten, touristisch erschlos-
senen Höhle seine Kompetenz nicht in einem Maße ausspielen kön-
nen, die ihm Erfolg in der Fachwelt einbringt. Seine Kompetenz kann 
er in einem weitgehend unerforschten, komplexen Höhlensystem vol-
ler Überraschungen viel einfacher und erfolgreicher ausspielen. Ana-
log wird der kompetenteste politische Stratege der Welt im Rat der 
Stadt Bensheim zwar die Bewunderung aller Beobachter damit erre-
gen, dass er die Politik der Gemeinde außergewöhnlich erfolgreich 
und nachhaltig zu steuern versteht. Aber er wird die Welt weniger ver-
ändern können als im Senat der Stadt Berlin oder in der Europäischen 
Kommission in Brüssel. Seine strategische Kompetenz mag groß sein, 
und selbst seine Performanz mag raffiniert sein. Aber wo ein qualitativ 
und quantitativ begrenzter Bezugsraum das Handeln einschränkt, ist 
die strategische Kapazität dieses Akteurs gering. 

Dennoch ist strategische Kapazität kein Fixum. Strategisch kompe-
tente Akteure können die Opportunitätsbedingungen zu ihren Guns-
ten ändern. Beispielsweise können sie sich im Kontext anderer Op-
portunitätsbedingungen positionieren – der Höhlenforscher erforscht 
eine andere Höhle. Oder sie bauen die Opportunitätsbedingungen zu 
ihren Gunsten aus – der Höhlenforscher fokussiert auf unerforschte 
Elemente oder neue, bahnbrechende Erkenntnisinteressen. Dann wei-
ten sie ihre Kapazität quantitativ und qualitativ aus. Kompetenz und 
Kapazität qualifizieren sich in diesem Sinne gegenseitig. In der Poli-
tik bezieht sich ein populäres Beispiel auf große amerikanische Präsi-
denten. Von ihnen sagt man, erst große historische Aufgaben hätten 
aus großen Männern große Präsidenten gemacht. Ein so vielfach be-
gabter Mann wie Bill Clinton hatte in dieser Sicht das Pech, in ruhigen 
Zeiten ohne große historische Aufgaben zu regieren. Seine Kompe-
tenz war größer als seine Kapazität.
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6.5	 Ausblick: Die Food Court Democracy 

Die Metapher vom „Rezept“ der Demokratie erinnert an das Interesse 
von Wirtschaftswissenschaftlern, die Bedeutung von Know-how, Insti
tutionen, Verfahren und Protokollen für den Wohlstand der Nationen 
zu erforschen. Das grundlegende Argument von Nobelpreisträgern wie 
Friedrich August Hayek, Robert Solow, Douglass North und Robert 
Fogel lautet, dass, entgegen der klassischen Erwartung, knappe Güter 
wie Land, Arbeit und Kapital nicht ausreichen, um zu beschreiben, wie 
der Wohlstand von Nationen entsteht. Als treibender Faktor wird viel-
mehr die Fähigkeit zur Innovation verstanden – und diese wiederum 
wird als die Fähigkeit beschrieben, neue Verfahren, Rezepte und Pro-
tokolle zu erfinden, mit denen sich die materielle und immaterielle Welt 
rekombinieren und reorganisieren lässt (Kling & Schulz 2009). 

Das Interesse dieser Wirtschaftswissenschaftler an Verfahren und Ver-
fahrensinnovation schließt an einen alten Topos des Pragmatismus an. 
John Dewey beschreibt die Geschichte der Menschheit „auf der Suche 
nach Gewißheit“ als Versuch, Ungewissheit durch Verfahren in Ge-
wissheit zu transformieren, zunächst über religiöse Riten, bei denen 
Götter beschworen wurden, dann durch die Entwicklung der „kompli-
zierten Künste des Gemeinschaftslebens“, die eigene Welt besser zu 
gestalten (Dewey 2002: 7). In seiner Grundlegung „Prozedurale Po-
litik. Auf dem Weg zu einer politischen Verfahrenstheorie“ baut auch 
Raban D. Fuhrmann diesen Gedanken aus: Menschheitsgeschichte 
sei die Geschichte der Kultivierung der Verfahrenskünste (vgl. Fuhr-
mann 2009). Methodische Beobachtung und Beschreibung erlaubt 
„die Erfindung der Erfindung“ (Landes 2009: 61 ff.), das heißt die Eta-
blierung von Institutionen, Verfahren und Kulturtechniken, mit denen 
mehr Wissen zu besserem Wissen raffiniert wird und von immer mehr 
Menschen produziert wird, die sich immer besser durch Kooperation 
und Wettbewerb zu koordinieren lernen.

Souza Briggs 2008: 312). Diese Metapher der Demokratie als ein Re-
zept für Problemlösung durch strukturierte, möglichst zugängliche, inklu-
sive, dominanzarme und zweck- oder outcome-orientierte Beteiligung 
buchstabiert die Idee der kleinen organisierten Dialoge in den Groß-
buchstaben der Demokratie. Demokratiepolitik in diesem Sinne ist Poli-
tik, die dialogische Beteiligung an den kollektiven Problemlösungen der 
Demokratie ermöglicht. Beteiligung so zu strukturieren, heißt, Demokra-
tie zu organisieren. In gelingende Beteiligung zu investieren, heißt, stra-
tegische und dialogische Kompetenzen und Kapazitäten zu erweitern – 
ein Programm der Vitalisierung und Vertiefung der Demokratie.

Die Reorganisation politischer Prozesse ist ihrerseits prozessgestal-
tende Politik, oder anders gesagt: „prozedurale Politik“ (Gohl 2008; 
Fuhrmann 2009; Gohl 2010). Vier Faktoren wirken dabei zusammen: 
(a) eine handlungsleitende Intention, der „leitende Gedanke“ von Molt-
kes, (b) die Instrumentalität des eigenen Handelns, das auf vielfältige 
Mittel zurückgreift, (c) die Temporalität des Handlungsprozesses und 
(d) die Kontextualität allen Handelns. Alle vier Faktoren wirken in der 
strategischen Organisation von Dialogen zusammen: als (a) Zweck 
des Dialogs, (b) über das Instrumentarium der Beteiligungsverfahren, 
(c) in der Dynamik des ergebnisoffenen Dialogs unter den Bedingun-
gen des (d) Kontextes der stets sich ändernden Verhältnisse und Op-
portunitätsstrukturen. Ein Verständnis dieser vier Faktoren ist zentral 
für den Kompetenzaufbau von Demokraten und den Kapazitätsausbau 
von Demokratien durch institutional redesign.

Sowohl organisierte Dialoge als auch politische Strategie sind Phäno-
mene prozeduraler Politik. Aus prozeduraler Sicht steckt in den Rezepten 
der Demokratie und ihrer kunstvollen Anwendung das Versprechen von 
besserer Demokratie, und dadurch auch von mehr Demokratie. Die Kunst 
des organisierten Dialogs ist letztlich die Kunst problembezogener demo-
kratischer Interaktion – eine Grundfiguration des demokratischen Govern-
ments of the people, by the people, for the people. Die Metapher, die das 
am besten deutlich macht, ist die Metapher der Food Court Democracy.
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Neu-Kombination entstehen neue Angebote. Spezifische Verfahren bei 
der Einrichtung eines neuen Essensangebots in einer der standardi-
sierten Verkaufseinheiten, gemeinsame Routinen und geteilte Kosten 
der Reinigung des gemeinsamen Sitzangebots, anerkannte Protokolle 
für Kreditkarten-Transaktionen, standardisierte Verträge zwischen Zu-
lieferer, Inhaber und Angestellten – überall sind bewährte und im Lauf 
der Zeit verbesserte Rezepte und Regularien am Werk, die sinkende 
Kosten und steigenden Komfort gewährleisten. Rezepte können, im 
Gegensatz zu materiellen Ressourcen, geteilt und von vielen Nutzern 
gleichzeitig genutzt werden. Wo ein Rezept verbessert wird, steigt der 
Wert für alle, die es anwenden – und es steigert den Wert aller ande-
ren Rezepte, die in diesem Arrangement angewandt werden. Wie Paul 
Romer sagt: „The value creation process amounts to using recipes for 
rearranging things, instructions for rearranging things, to put them in 
more valuable configurations than older ones“ (Kling & Schulz 2009: 
84). Quantität ist kein Problem mehr, weil die Qualität – die spezifisch 
relationierte Anordnung von Quantitäten nach bestimmten Rezepten 
– entscheidend geworden ist.

Werden die Bilder der Food Court Economy auf die Demokratie über-
tragen, so entspricht die herkömmliche parlamentarische Parteien-
demokratie noch nicht einer Food Court Democracy. Sie ist vielmehr 
vergleichbar mit einem staatlich geführten Ost-Berliner Devisen-Res-
taurant der DDR. Zugang zu einem Devisen-Restaurant hat nur der, 
der eine bestimmte Währung mitbringt. Wenn das Restaurant voll ist, 
kommt niemand mehr hinein; und serviert wird nur, was an Zutaten ge-
rade verarbeitet werden kann. Auch Parlamente funktionieren so: Alle 
vier Jahre wird eine finale Anzahl von Stimmen als Währung neu ver-
teilt, und nur wer genug Währung erwirbt, erhält mit diesem politischen 
Kapital Zutritt in das nach Anzahl seiner Mitglieder begrenzte Parla-
ment. Dort steht in der Regel auf der Agenda, was sich gerade auf-
drängt. Wo mehr geleistet werden soll, müssen Überstunden gemacht 
werden, sonst droht Problemstau.

Die Entwicklung von neuen Verfahren und Techniken beschränkt sich 
nicht auf den naturwissenschaftlich erfassbaren und ökonomisch ver-
wertbaren Bereich der Welt, sondern betrifft eben auch das Handwerk 
und die Verfahrenskunst der politischen Welt: „Prozedurologie“ (Fuhr-
mann 2001; 2009: 17). Das eröffnet Chancen für bessere Politik und 
selbstorganisierte demokratische Aktion: „The proliferation of these 
new tools of public action has created new opportunities to tailor pub-
lic action to the nature of public problems. It has also made it possible 
to enlist a wide assortment of different actors – governmental as well 
as nongovernmental – in meeting public needs. (…) Instead of a single 
form of action, public managers must master a host of different ‚tech-
nologies‘ of public action, each with its own decision rules, rhythms, 
agents, and challenges“ (Salamon 2002: 6). Das ist prozedurale Kom-
petenz: organisieren zu können, wann und wo wer mit wem über was 
womit und wozu interagiert.

Kling und Schulz nutzen zwei Bilder, um den Wert neuer Verfahren und 
Rezepte für die Wirtschaft zu beschreiben: die Malthusian Meadow 
und den Food Court. Das erste Bild beschreibt die Annahme einer end-
lich großen Wiese als Quelle aller Ressourcen, von denen Menschen 
leben können. Gibt es zu viele Menschen, können sie sich nicht mehr 
ernähren, und sie sterben – eine Alltagserfahrung bis ins 18. Jahrhun-
dert hinein. Materielle Ressourcen sind knapp, konsumierbar und nicht 
teilbar: Sie können immer nur von einer Person genutzt werden und 
sind dann aufgebraucht. Wo mehr produziert werden soll, muss mehr 
physische Anstrengung eingesetzt werden: ein quantitatives Spiel, das 
letztlich durch die endliche Menge an Ressourcen begrenzt wird.

Im zweiten Bild des Food Court entsteht Überfluss durch eine große 
Anzahl von Rezepten, Routinen und Protokollen, die die Praxis der 
Produktion, Arbeitsteilung, Kommunikation und Substitution bestim-
men. Eine technologisch hochentwickelte Landwirtschaft sorgt für 
praktisch unbegrenzten Zufluss einer großen Anzahl von Zutaten, die 
in großer Vielfalt kombinierbar sind. Zutaten sind ersetzbar, und durch 
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Anhang:  
Beispiele strategisch organisierter Dialoge
Zwei Beispiele organisierter Dialoge sollen in illustrativer Absicht kurz 
skizziert werden: (1) das real existierende, wegen des noch laufenden 
Prozesses leicht verfremdet dargestellte „Forum Stadtbahn Süd“ der 
deutschen Großstadt E., in dessen Kontext ein Kleingruppen-Treffen 
durchgeführt wird; und (2) das Regionale Dialogforum Flughafen Frank-
furt, Deutschlands größtes Verfahren der politischen Mediation, das 
von 2000 bis 2008 existierte. Beide Verfahren sind von der Firma IFOK 
als Verfahrensgestalter durchgeführt worden, beide unter Beteiligung 
des Autors. Wesentliche Weichenstellungen und Entscheidungen las-
sen sich unter strategischen Gesichtspunkten rekonstruieren. Die dabei 
zitierten Formulierungen sind (ggf. verfremdete) Original-Zitate.

Forum Stadtbahn Süd

Die Stadt E. hat zusammen mit dem städtischen Verkehrsverbund 
einen Gestalter von Beteiligungsverfahren gebeten, einen Dialog zu 
organisieren, der die umstrittenen Planungen für den Bau einer Stadt-
bahn im südlichen Teil der Stadt thematisiert. Am Anfang der konzep-
tionellen Planung steht eine Analyse der Lage der Diskussion. Dabei 
stellt der Verfahrensgestalter fest: Die vom Gemeinderat einstimmig 
eingeleitete Planung der „Stadtbahn Süd“ stößt auf Vorbehalte, Sor-
gen, Ärger und Widerstand von Bürgerinnen und Bürgern. Die Stadt 
und ihr Verkehrsverbund wollen dieses große Bauvorhaben nicht 
gegen, sondern mit und für die Bürgerinnen und Bürger der Stadt E. 
umsetzen – nicht nur um des Friedens willen in der Stadt und der guten 
Beziehungen zu den eigenen Kunden wegen, sondern auch, weil der 
Widerstand die Planungen und die Umsetzungen zu verzögern droht, 
die ihrerseits an die Bewerbung um bestimmte Förderungen durch 
den Bund gekoppelt sind. Sollten die Planungen und anstehenden Be-
schlüsse im Gemeinderat nicht innerhalb eines Jahres fallen können, 
droht allerdings das Ende der Förderung. Die Einwände und guten 

In der Food Court Democracy dagegen gibt es eine Vielzahl von Re-
zepten, mit denen Demokratie zum Mitmachen gestaltet werden kann. 
Die Mandatierung, sich um politische Probleme kümmern zu können, 
erfolgt nicht mehr durch zentrale Wahl, sondern durch dezentrales En-
gagement – durch „Selbstermächtigung zur Demokratie“, wie es Joa-
chim Gauck in seinen Reden zu nennen pflegt. Wird irgendwo in der 
Republik ein Beteiligungsverfahren genutzt, um Verständigung, Bera-
tung und Veränderung zu leisten, kann es gleichzeitig auch in ande-
ren Teilen der Republik angewandt werden. Wo Beteiligungsverfah-
ren verbessert werden, profitieren letztlich alle davon. Es geht nicht 
mehr nur darum, zentral kollektiv verbindliche Entscheidungen zu tref-
fen, sondern darum, an dezentralen Orten an kollektiv verbindenden 
Problemen zu arbeiten. 

Strategisches Handeln und Beteiligungsverfahren verhalten sich in 
einer Food Court Democracy letztlich wie die Kochkunst zu Rezepten. 
Die Kochkunst ist, wie die Strategie, die zweckgerichtete Kalkulation 
der gegebenen Elemente und Widerfahrnisse. Wer strategisch han-
delt, ist mit dem Koch vergleichbar, der durch eine Serie von Handlun-
gen und Handhabungen in Kampf und Konzert mit den Elementen des 
Kochens ein Menü kreiert. Ein methodisch definiertes Beteiligungsver-
fahren ist wie ein Rezept, das die Operation des Kochens samt inputs, 
outputs und einzelnen Phasen beschreibt. Die strategische Kalkula-
tion nimmt Bezug auf diese methodischen Operationen – eher sche-
matisch standardisiert oder eher improvisierend, je nach Kochkunst. 
Mehr Köche müssen dabei den Brei nicht verderben – sie wären, im 
Gegenteil, ein Gewinn für unsere Demokratie.
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Der Vorschlag trifft zunächst auf Skepsis und wird im Plenum der Bür-
gerveranstaltung von besonders laut vernehmbaren Stimmen abge-
lehnt. Im Fortgang der Diskussion mehren sich allerdings die Stimmen 
und Hinweise, dem Dialog eine Chance zu geben, und die Bitte, un-
bedingt die Themen Trassenführung in möglichen Varianten, geplante 
Anbindungen, Gesamt-Betriebskonzept für den ÖPNV in den südli-
chen Stadtteilen, Verkehrssicherheit, Lärm und Beeinträchtigungen zu 
behandeln. Der Verfahrensgestalter visualisiert alle angesprochenen 
Punkte und spiegelt immer wieder zurück, was er an Befürchtungen 
und Empfehlungen verstanden hat. Er bittet den Geschäftsführer des 
Verkehrsverbundes und den Bürgermeister, zu den angesprochenen 
Punkten Stellung zu beziehen, und fasst nach, wo eine Frage augen-
scheinlich ausweichend beantwortet wird. Am Ende der Veranstaltung 
drängen dutzende Bewerber um einen Platz im Forum Stadtbahn Süd 
nach vorne. Ihre Namen werden erfasst, sie werden anschließend te-
lefonisch kontaktiert und interviewt. 

Zweck der ersten Bürgerveranstaltung war es, den Dialog an und für 
sich zu etablieren: ein moderiertes, inhaltlich ergebnisoffenes, rezip-
rokes, sachbezogenes Gespräch auf Augenhöhe zu etablieren, bei 
dem der Moderator in die Rolle des akzeptierten Vermittlers hinein-
wächst. Der Verlauf der Veranstaltung überrascht den Bürgermeister, 
der zuvor erklärt hatte, bei Tomatenwürfen wolle er die Veranstaltung 
abbrechen. Das Forum Stadtbahn Süd wird etabliert. Auch unter den 
Gesichtspunkten einer ausgewogenen, als fair empfundenen Reprä-
sentation von Themen und Betroffenen-Gruppen können fast alle Be-
werber um einen Sitz auch tatsächlich als Teilnehmer eingeladen wer-
den. Wichtig ist dabei, Gruppen eine Stimme am Tisch zu geben, die 
in der Öffentlichkeit sonst keine Stimme haben: beispielsweise den po-
litisch nicht sehr gut vernetzten Senioren eines Gartenbauvereins, der 
von der Trassenführung betroffen ist. Auf der ersten Sitzung stellt der 
Moderator erneut die Zwecksetzung vor: Kann dies der für die weitere 
Arbeit geltende Zweck sein? Ebenso schlägt der Verfahrensgestalter 

Ideen der Bürger sollen deshalb nicht erst im späteren Schritt des 
Planfeststellungsverfahrens geprüft werden, sondern so früh wie mög-
lich in den Prozess einbezogen werden.

Auf dieser Basis führt der Verfahrensgestalter zunächst eine Stake-
holder-Analyse durch: Auf der Basis erster Gespräche mit der Stadt, 
der täglichen Lektüre der lokalen Presse und erster informeller Hinter-
grundgespräche entsteht ein Bild des Konflikts, seiner wesentlichen 
Stimmen und der bislang nicht in der Öffentlichkeit repräsentierten 
Gruppen. Der Verfahrensgestalter führt daraufhin längere Interviews 
mit Betroffenen und Beobachtern, um sein Verständnis des schwelen-
den Konflikts zu erhöhen und auf der Basis einer guten Analyse ur-
teils- und handlungsfähig zu sein. Auf einer ersten öffentlichen Veran-
staltung, die von Hunderten kritischen Bürgern besucht wird, stellt der 
Verkehrsverbund die existierenden Pläne ausführlich dar, und der ver-
antwortliche Bürgermeister bekennt sich dazu, jetzt den Dialog über 
diese Pläne suchen zu wollen. Dafür stellt er den einberufenen Mode-
rator dieses Dialogs vor – eben den Verfahrensgestalter. 

Dieser präsentiert als Vorschlag folgende Formulierung für einen Zweck 
des Stadtbahn-Dialogs: „Im ergebnisoffenen Dialog Stadtbahn Süd su-
chen Bürgerinnen und Bürger zusammen mit der Stadt E. und dem 
Verkehrsverbund in den kommenden sechs Monaten nachhaltige, das 
heißt: sozial, ökologisch und ökonomisch ausgewogene, gemeinwohlo-
rientierte und umsetzbare Lösungen im Hinblick auf die Ausgestaltung 
der Stadtbahn Süd im Planfeststellungsverfahren.“ Außerdem skizziert 
er die Struktur des Dialogs: Es soll ein Forum mit Repräsentanten der 
betroffenen Gruppen einberufen werden, das die Stadt und den Ver-
kehrsträger im Hinblick auf das Planfeststellungsverfahren berät. Da-
rüber hinaus sollen öffentliche Bürgerveranstaltungen und Ortsbege-
hungen stattfinden, in denen das Forum, inklusive der Stadt und des 
Verkehrsverbundes, sowie die Öffentlichkeit ihr Verständnis für die Her-
ausforderungen des möglichen Stadtbahn-Baus vertiefen sollen.
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und Empfehlungen werden möglichst im Konsens ausgesprochen, be-
stehender Dissens wird festgehalten.“ Um der Diskussion über diese 
Grundlagen Raum zu geben, wird die Beschlussfassung auf das fol-
gende Treffen verschoben. Dann werden alle Vorschläge des Verfah-
rensgestalters im Konsens angenommen. 

Auf diesem zweiten Forumstreffen äußern Kritiker der Ausbau-Pla-
nungen Zweifel daran, ob die Bevölkerung in den betroffenen Stadttei-
len den Ausbau der Stadtbahn wirklich will. Sie fordern von der Stadt, 
eine Umfrage in Auftrag zu geben, die die Ablehnung deutlich macht. 
Sie verlangen, eine Kleingruppe einzuberufen, die die Ausschreibung 
einer solchen Umfrage vorbereiten soll: „Ziel ist zu erarbeiten, wie eine 
Umfrage zur Nutzung der Stadtbahn und der Meinung der Bevölkerung 
erstellt werden kann“, heißt es im Protokoll. Die Stadt und der Ver-
kehrsträger sind überrumpelt, können aber gegen den Wunsch nach 
Transparenz nicht wirklich etwas einwenden.

Zur Vorbereitung der Kleingruppe analysiert der Verfahrensgestalter 
die relevante Umwelt. Aus den bisherigen Gesprächen und Diskussi-
onen aus dem Forum weiß er, dass vier der sechs Mitglieder der Ar-
beitsgruppe tendenziell kritisch gegenüber den Plänen oder Teilplä-
nen eingestellt sind, darunter ist der führende Kopf der Bürgerinitiative 
gegen die Stadtbahn. Der fünfte und der sechste Teilnehmer sind Re-
präsentanten der Stadt bzw. des Verkehrsverbunds, eindeutig pro Aus-
bau. Sie signalisieren vor der Veranstaltung ihre Bereitschaft, die vom 
Forum gewünschte Umfrage professionell durchführen zu lassen und 
zu finanzieren. Als Herausforderung erscheint also, mögliche Konfron-
tationen zwischen den Teilnehmern auf die Sache zu beschränken und 
Kooperation in Bezug auf die Umfrage zu gewährleisten.

Als Zweck der Arbeitsgruppen-Sitzung hält der Verfahrensgestalter 
folgende Formulierung für konsensfähig: „Die Ergebnisse der AG-Sit-
zung legen die Grundlage für die Durchführung einer vom Verkehrs-
verbund bezahlten repräsentativen Bevölkerungsumfrage zur Stadt-

mögliche Ziele und Instrumente des Forums Stadtbahn Süd vor. Ziele 
könnten demnach sein: 

•	� Themensetzung: Themen des Dialogs mit Bürgerinnen und Bür-
gern identifizieren

•	� Repräsentative Beteiligung: Alle Aspekte im Zusammenhang 
bündeln

•	� Sachliche Verständigung: Information und Fachaufklärung über 
Planung, Bau, Betrieb und Auswirkungen der Stadtbahn Süd

•	� Offener und vertrauensvoller Austausch von Positionen, Interes-
sen, Argumenten und Erwartungen

•	� Lösungsorientierung: Suche nach alternativen Lösungen für 
Probleme

•	� Empfehlungen: Vorschläge für die Planung und Ausgestaltung an 
die Stadt und den Verkehrsverbund machen

Als Instrumente schlägt der Verfahrensgestalter die Einrichtung von 
Arbeitsgruppen mit Spezialaufträgen sowie Ortsbegehungen vor. 
Zudem könnten Experten ins Plenum eingeladen werden. Ebenso 
schlägt der Verfahrensgestalter Regeln der Geschäftsordnung vor. 
Sie betreffen (1) Mitgliedschaft und Gäste, (2) Arbeitsweise, (3) The-
men des Stadtbahnforums und (4) Beratung der Entscheider. Zu den 
Themen des Forums heißt es: „(i) Es werden grundsätzlich keine The-
men oder Fragestellungen ausgeschlossen, die in Zusammenhang 
mit der Planung, dem Bau und dem Betrieb der Stadtbahn Süd ste-
hen. (ii) Das Forum bestimmt seine Arbeitspakete, Prioritäten und Ta-
gesordnung selbst.“ 

Zur Beratung der Entscheider wird festgehalten: „(i) Das Forum ersetzt 
nicht die formalen Genehmigungs- und Entscheidungsverfahren. Es 
bietet vielmehr die Gelegenheit, in Ergänzung zu diesen und über die 
rechtlichen Fragestellungen hinaus informell nach Lösungen oder Aus-
gleichsmöglichkeiten zu suchen. (ii) Das Plenum sucht schrittweise 
nach Lösungen zu gemeinsam identifizierten Problemen. Vorschläge 
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Teilnehmer persönlich gerichtete Einverständnis-Frage wird sich im 
Laufe des Abends noch ein paar Mal wiederholen.

Der Verfahrensgestalter schlägt dann vor, zunächst den Zweck der Um-
frage zu klären: Wozu solle die Umfrage überhaupt stattfinden? Wel-
che Hoffnungen verbänden sich damit, welchen Ansprüchen müsse 
sie genügen? Sie solle repräsentativ, fair, nicht suggestiv sein, schla-
gen die Teilnehmer vor. Der Verfahrensgestalter notiert dies als Prin-
zipien der Umfrage. Als eine Teilnehmerin inhaltliche Fragen aufwirft, 
notiert der Verfahrensgestalter diese, stellt sie aber zurück und bittet 
darum, erst den Zweck der Umfrage zu klären, weil danach die Festle-
gung von Themen und Fragestellungen sehr viel einfacher werde. 

Es gelingt den Teilnehmern, Wort für Wort einen gemeinsamen Zweck 
zu bestimmen: „Die repräsentative Umfrage erhebt die Zufrieden-
heit der Bevölkerung mit dem derzeitigen und dem zukünftig geplan-
ten ÖPNV-Angebot im Süden der Stadt. Die Zufriedenheit ergibt sich 
aus (a) den Erwartungen an Verbesserungen oder Verschlechterun-
gen des Angebots und (b) deren emotionaler Bewertung auf einer 
Skala zwischen großer Zustimmung und großer Ablehnung.“ Wieder 
ist ein gemeinsamer Konsens gefunden. Die Bestimmung der Frage-
stellungen (Was?), der befragten Bevölkerung (Wen?) und des wei-
teren Vorgehens bei der Ausschreibung (Wie?) gelingt jetzt in der Tat 
ganz einfach. 

Am Ende steht – zur großen Überraschung aller Teilnehmer – eine 
konsensual ausgesprochene, gemeinsame Empfehlung aller sechs 
Teilnehmer zur Ausschreibung der Umfrage durch den Verkehrsver-
bund. Da eine solche Ausschreibung in wesentlichen Punkten die 
Themen der Arbeitsgruppe aufgreift, können grundlegende Formulie-
rungen beinahe wörtlich aus der Dokumentation der Empfehlungen 
übernommen werden.

Das Beispiel zeigt, wie einfache Maßnahmen der Umweltanalyse und 
der strategischen Zweck-Bestimmung die Planung der Mittel und Ab-

bahn Süd durch einen professionellen Anbieter.“ In anderen Worten: 
Die Arbeitsgruppe berät die Ausschreibung des Vorhabenträgers, 
wenn möglich im Konsens einer einstimmigen Empfehlung. Die Ta-
gesordnung ist schnell entworfen: 1.) Begrüßung und Vorhaben, 2.) 
Zweck der Umfrage, 3.) Gegenstand der Umfrage, 4.) Gruppe der Be-
fragten, 5.) Nächste Schritte. Erst soll also der Zweck der Umfrage ge-
klärt werden – eine Klärung, die die Auseinandersetzung zu einzelnen 
Positionen vermeidet und darauf abzielt, zunächst Konsens in der Ab-
sicht herzustellen. Anschließend sollten alle Ziele (Was?), Zielgruppen 
(Wen?) und das weitere Vorgehen (Wie?) im Guss und Geiste dieser 
Intention relativ einfach bestimmt werden können.

Bevor er die Teilnehmer dazu einlädt, sich auf diesen Zweck der Sit-
zung zu verpflichten, investiert der Verfahrensgestalter in freundliche 
soziale Beziehungen der Gruppe. Noch vor dem offiziellen Beginn in 
informellem Rahmen bringt er das Gespräch auf einen wegen Ge-
burtstermin der Tochter verhinderten Vertreter der Stadt. Bald spre-
chen alle über Kinder generell und die eigenen im Besonderen. Die 
Teilnehmer begegnen und erkennen einander auf persönlicher Ebene 
und jenseits ihrer Rollen im Forum. Der Übergang zum Thema der Sit-
zung ist fließend: Werden Kinder von der Stadtbahn profitieren? Wer-
den die Eltern der Teilnehmer die Stadtbahn nutzen können? Sind sie 
überhaupt schon einmal gefragt worden? Die Sorgen der Teilnehmer 
nehmen zunächst breiten Raum ein, der Verfahrensgestalter notiert für 
alle sichtbar die größten Sorgen mit und wiederholt diese wörtlich. Es 
ist ein Signal des Verständnisses und der Anerkennung.

Er schlägt den Bogen zu seinem Vorschlag für den Zweck der Sitzung: 
Diese Sorgen seien Gegenstand der Bevölkerungsumfrage. Sei jeder 
damit einverstanden, hierzu die Grundlagen zu legen, möglichst im 
Konsens gemeinsamer Empfehlungen? Um das Einverständnis jedes 
einzelnen Teilnehmers für die Fokussierung der Sitzung einzuholen, 
adressiert der Verfahrensgestalter jeden Teilnehmer persönlich. Alle 
sind einverstanden, ein erster Konsens der Gruppe. Diese an jeden 
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nerseits und umfangreichen Lärmschutz andererseits aus Mustern des 
Konflikts Gewohnheiten der Kooperation zu machen, also einen Kon-
flikt konstruktiv zu transformieren. 

Vier Aufgaben ergaben sich aus diesen Aufträgen und Erwartungen 
der Teilnehmer:

1.	 Verständigung durch Dialog

2.	 Versachlichung durch Information und Fachaufklärung 

3.	 Beratung der formalen Verfahren und der Politik 

4.	 Hüter und Fortentwickler der Mediation 

Um Verständigung durch Dialog zu erreichen, mussten Strukturen und 
Gremien geschaffen und in ihrem Arbeitsfluss untereinander über ein 
gemeinsames Arbeitsprogramm moderiert werden. Ziel war, eine ef-
fektive, problemorientierte und repräsentativ angemessene Kommuni-
kation sicherzustellen, in den Worten der Geschäftsordnung: einen „of-
fenen, informellen, voraussetzungslosen und ergebnisoffenen Dialog“ 
zwischen Repräsentanten der beteiligten Organisationen. Außerdem 
sollten die Bewohner der Flughafenregion in den Dialog einbezogen 
werden und an Informationen und Ergebnissen der Fachaufklärung 
teilhaben können – der sogenannte Bürgerdialog.

Durch die Schaffung von Transparenz und Fachaufklärung sollte das 
RDF wesentlich zu einer Versachlichung der kontrovers geführten öf-
fentlichen Debatte beitragen. Die Themen der Facharbeit in den Gre-
mien des RDF ergaben sich aus den Bestimmungen der Mediation 
zum Ausbau des Flughafens und zu den weiteren Paketbestandtei-
len Nachtflugverbot, Anti-Lärm-Pakt und Optimierung des bestehen-
den Systems. Thematisch rückte auch die Untersuchung und letztlich 
die Gestaltung von Auswirkungen eines Ausbaus auf die Region rund 
um den Flughafen Frankfurt am Main in den Vordergrund. Vor allem 
mussten die ökonomischen, ökologischen, sozialen und gesundheit-

läufe vereinfachen. Besonders die Zweck-Bestimmung ist ein archi-
medischer Punkt der Kommunikation: Eine wohldefinierte, konkrete 
Zweck-Bestimmung ist gemeinsamer Referenzpunkt, Maßstab und 
Treiber aller Beteiligten. Sie kann einfach kommuniziert werden, er-
leichtert Transparenz und begründet Flexibilität in der Umsetzung von 
Zielen, wenn diese erforderlich wird. Kurzum: Ein akzeptierter Zweck 
öffnet den Raum für die flexible Gestaltung eines reziproken, sachbe-
zogenen und ergebnisoffenen Dialogs gleichberechtigter Teilnehmer. 

Deutlich wurde, wie zunächst immer wieder Zwecke der Verständigung 
ausschlaggebend für den Dialog waren: die Etablierung eines Dialogs 
an sich in der ersten Bürgerveranstaltung, die Etablierung zweckori-
entierter, komplementärer Dialogstrukturen im Gesamtarrangement 
des Dialogs oder die Würdigung von persönlichen Erfahrungen als 
Grundlage gemeinsamer Gruppenarbeit und die Erhöhung der Urteils-
fähigkeit als zentrale Investition der Verständigung. Darauf aufbauend 
werden dann Mandate der Beratung bestimmt, die an die Arbeit der 
Beratenen direkt anschließen. Der organisierte Dialog wird zum kol-
lektiven Lernprozess und schafft Vertrauen in das gelingende demo-
kratische Gespräch.

Regionales Dialogforum Flughafen Frankfurt

Das Regionale Dialogforum Flughafen Frankfurt (RDF) war das Nach-
folgeverfahren der 1998–2000 durchgeführten Frankfurter Flughafen-
Mediation (vgl. Geis 2005), dessen Aufgabe es war, die wirtschaftli-
chen Bedürfnisse des Flughafens nach Kapazitätserweiterung und 
die Bedürfnisse der Bevölkerung nach Lebensqualität und Lärmmin-
derung in eine Balance zu bringen. Angelegt war das RDF als mediati-
ves Verfahren, wobei – erinnernd an das prozedural-integrative Modell 
nachhaltiger Entwicklung – ökologische, ökonomische, soziale und ge-
sundheitliche Interessen gesamtheitlich betrachtet wurden.

Strategischer Zweck des RDF war es, auf der Basis des bereits aus-
gehandelten Konsenses über Ausbau und Kapazitätserweiterung ei-
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dieser die Inhalte und Forderungen dieses Papiers zu eigen, und am 
gleichen Tag gaben Landesregierung und Luftfahrtseite eine daran an-
knüpfende, umfängliche Selbstverpflichtungserklärung ab.

Diese vier Funktionen des RDF entsprachen wesentlich den Funkti-
onen eines Mediationsverfahrens: erstens, die Schaffung von Kom-
munikationskanälen, in denen Verständigung überhaupt möglich war, 
und die fortgesetzte Anpassung eines gemeinsamen Arbeitsprogram-
mes, das die Themen des Konfliktes in Teilprobleme herunterbrach; 
zweitens, die Erhellung der Hintergründe des Konflikts und der Reg-
lungsoptionen durch Fachaufklärung und Information; drittens, die 
Verhandlung über konkretisierte Maßnahmen zur Ausgestaltung des 
Nachtflugverbots, des Anti-Lärm-Pakts, der regionalen Kompensation 
und des transparenten Dialogs im Anschluss an und in Fortentwicklung 
der Mediation; und viertens, der Versuch, Teilergebnisse so verbindlich 
wie möglich zu machen, indem formale Verfahren und die Politik be-
raten wurden. Das Ergebnis der vorangegangenen Flughafen-Media-
tion, das Mediationspaket mit seinen fünf Punkten, übernahm für das 
RDF die Funktion der ersten Phase einer fortgesetzten Mediation: die 
Definition eines Auftrags an das RDF inklusive eines vorstrukturierten 
Arbeitsprogrammes.

Das RDF war von der Gremienstruktur her eine Art Fachparlament mit 
34 Mitgliedern im zentralen Forum und etwa 150 weiteren Mitgliedern 
in fünf Projektteams und mehreren Kleingruppen. Die Kopplung der 
Gremien erfolgte über die Abarbeitung eines thematisch strukturier-
ten, jährlich aktualisierten und gemeinsamen Arbeitsprogramms. Als 
Gremium entwickelte das RDF über seinen spezifischen Arbeitsauftrag 
eine eigene, zumeist über den Vorsitzenden repräsentierte Identität als 
Kollektivakteur, der mit der programmatischen Agenda seines Zwecks 
gegenüber Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit auftrat.

Das Forum lässt sich als das Kernstück der Gremienstruktur festma-
chen. Vertreter aller beteiligten Stakeholder konnten hier ihre Ansprü-

lichen Auswirkungen eines Flughafenausbaus in ihren Zusammen-
hängen aufgearbeitet und Perspektiven ihrer Gestaltung beschrieben 
werden.

Neben fachlichen Ergebnissen musste insbesondere der Teil der 
Facharbeit, der spezielle Handlungsoptionen identifizierte, an die mit 
der Raumordnung und Planfeststellung befassten Behörden und an 
politische Entscheidungsträger kommuniziert werden. Damit nahm 
das RDF, in der Regel über seinen Vorsitzenden, einen Beratungsauf-
trag wahr. Entscheidend war bei diesem Beratungsauftrag die Beach-
tung spezifischer Zeitfenster der beteiligten Akteure. Auf diesem Weg 
sollten Ergebnisse die Chance erhalten, rechtliche Relevanz und Ver-
bindlichkeit zu erlangen.

Geboren aus der Mediation heraus, sollte das RDF als „Hüter der Me-
diation“ den konstruktiven Dialog über strittige Themen und die Ver-
mittlung im Konflikt fortsetzen. Es galt, die Balance der Mediation zu 
hüten und das Ergebnis der Mediation im Lichte neuer Erkenntnisse 
und Regelungsoptionen dynamisch fortzuentwickeln. Keines der Er-
gebnisse der Mediation konnte durch den Druck auf einen einfachen 
Knopf umgesetzt werden. Das RDF hatte komplizierte und neue Ver-
fahren zu beschreiben, wie die Intentionen der Mediation rechtlich und 
finanziell abgesichert werden und operativ umgesetzt werden konnten. 
Der Vorsitzende schuf in den von ihm geleiteten Arbeitsgruppen von 
Entscheidern den Raum für Verhandlungen, in prominentester Form 
durch die Arbeitsgruppe Verhandlungen zwischen 2006 und 2007 zur 
Konkretisierung eines thematisch breit gefassten Anti-Lärm-Pakts. Die 
Verhandlungen mündeten letztlich nicht in einen gemeinsamen Ver-
trag, der vom Vorsitzenden vorgelegte Anti-Lärm-Pakt wurde aber von 
einer Mehrheit im RDF im Rahmen eines Meinungsbildes begrüßt und 
mit der Aufforderung, an der Konkretisierung und Umsetzung weiterzu-
arbeiten, an die Planfeststellungsbehörde, den Landtag, die Landesre-
gierung und das Bundesverkehrsministerium sowie an weitere zustän-
dige Stellen übermittelt. In einem Beschluss des Landtags machte sich 
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kunftswerkstatt, Mediation, Verhandlungen, Bürgerbüro, Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit (Bereitstellung von Presseinformationen, Dialo-
grundbriefe), Bürgernetzwerk, Veranstaltungen und Repräsentation 
in Gremien vom kommunalen Bauausschuss bis zum Landtag. Ins-
gesamt wurden 15 qualitätsgesicherte Gutachten erarbeitet, 20 Hea-
rings und Expertengespräche sowie drei Exkursionen durchgeführt, 14 
Papiere zu Positionen im RDF erarbeitet und zwei Delegationen nach 
Brüssel bzw. Berlin entsandt. 

Das RDF war ein Raum der konstruktiven Verständigung: Es hat zahl-
reiche und vielfältige Räume für das rationale Gespräch, den Aus-
tausch von Argumenten und die Verständigung geschaffen. An dem 
achtjährigen Dialog haben über 150 ständige Mitglieder als Repräsen-
tanten der betroffenen Unternehmen, Kommunen, Organisationen, Mi-
nisterien und Bürger partizipiert. Der Dialog vollzog sich in weit über 
300 Gremien-Treffen des RDF, in 30 RDF-eigenen öffentlichen Ver-
anstaltungen mit Betroffenen, Experten und Entscheidungsträgern zu 
Themen vom aktiven Schallschutz bis zur Zukunftswerkstätte Rhein-
Main-Region 2035. Vor allem den kleinen Gruppen des RDF wurde 
sehr konstruktive Arbeit attestiert – hier arbeiteten beispielsweise Fa-
chexperten beider Seiten an gemeinsamen Gutachten. In über 100 
Fällen besuchten der Vorsitzende oder Vertreter der Geschäftsstelle 
und der wissenschaftlichen Begleitung Gremien von Mitgliedern des 
RDF. Die hartnäckige Strukturierung eines konstruktiven und transpa-
renten Dialogs zahlte sich über die Zeit aus. Am Ende des RDF waren 
sich alle Akteure einig, dass Vertrauensbildung, Transparenz und Dia-
log in neuen Strukturen fortgesetzt werden müssten. 

Eine der wichtigsten Leistungen der Mediation und des RDF fiel in den 
Reflexionsrunden erst Beobachtern von außerhalb auf: die Erfassung 
und Strukturierung der Themen des Konflikts in einem im jährlichen 
Review konkretisierten, im Forum verabschiedeten gemeinsamen Ar-
beitsprogramm. Mit diesem von der wissenschaftlichen Begleitung ge-
führten Dokument wurde nicht nur deutlich, wie Teil-Diskussionen zu-

che, Meinungen und Ideen äußern und in das laufende Verfahren in-
tegrieren. Vom Forum aus wurden außerdem fachliche Gutachten und 
deren Qualitätssicherung vergeben. Innerhalb anschließender Dis-
kussionen im Forum und mithilfe der Erstellung von Positionspapie-
ren wurden die Gutachten bewertet und aktuelle Rahmenbedingun-
gen des Mediationspakets aufgegriffen. 

Das RDF organisierte sich weiterhin auf einer Arbeitsebene in fünf Pro-
jektteams: Anti-Lärm-Pakt, Langfristperspektiven/No-regret-Strategie, 
Nachtflugverbot, Ökologie & Gesundheit sowie Optimierung. Nur so 
konnte die Organisation an die Fülle der Themen angepasst werden. 
Die Projektteams führten die gesamte fachliche Basisarbeit hinsicht-
lich des Flughafenausbaus durch. Auf dieser wichtigen Grundlage auf-
bauend, konnte das Forum Handlungsoptionen und Entscheidungs-
vorlagen erarbeiten. Bei Bedarf wurden für spezielle, tiefergehende 
Fragen zusätzlich Begleitkreise und Kleingruppen mit Vertretern von 
Unternehmen, Universitäten, Bürgerinitiativen, Landes- und Kommu-
nalverwaltungen sowie anderen Organisationen eingesetzt.

Als vorteilhaft ließ sich die Struktur der Zusammensetzung der Gre-
mien bewerten. Entsprechend ihren individuellen Interessen und Fä-
higkeiten konnten sich die einzelnen Teilnehmer den verschiedenen 
Gremien (Forum; Projektteams) bzw. Untergremien (Kleingruppen, 
Begleitkreise, AG) zuordnen. Durch diese Zusammenfassung von spe-
zieller Fachkompetenz in den Gremien wurde ein angebrachter Um-
gang mit dem Konflikt um den Ausbau des Frankfurter Flughafens 
gewährleistet. So waren ca. 150 ständige Mitglieder in Forum, Pro-
jektteams und Kleingruppen tätig, die insgesamt 57 Forumssitzun-
gen, 149 Projektteamsitzungen und dutzende Kleingruppensitzungen 
abhielten.

Daneben wurden verschiedene Methoden bei der Arbeit des RDF ge-
nutzt: Joint-Fact-Finding-Verfahren (Gutachten mit Qualitätssiche-
rung, Expertenhearings, Expertengespräche), Szenarioprozess, Zu-
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beitet. Die Arbeit der Expertengruppe Aktiver Schallschutz des Forums 
Flughafen und Region (FFR) setzt die Fach-Arbeit der Arbeitsgruppe 
Verhandlungen des RDF fort. 

Schließlich war das RDF Motor der Veränderung. Am deutlichsten 
wurde dies bei den Arbeiten zum Anti-Lärm-Pakt (ALP), er wurde zur 
größten Aufgabe des RDF. Die Konkretisierung des im Mediationsbe-
richt noch in sieben Spiegelstrichen auf 25 Zeilen skizzierten ALP war 
ein Auftrag aus der Mediation. Ein Projektteam, mehrere Gutachten 
und Kleingruppen erarbeiteten hier fachliche Grundlagen, bevor die 
Arbeitsgruppe Verhandlungen ab 2006 den Anti-Lärm-Pakt zu kon-
kretisieren versuchte. Unter dessen Dach wurden auch Kompensati-
onsmaßnahmen und zukünftige Strukturen des transparenten Dialogs 
verhandelt. Nachdem auf Druck der Kommunen die Arbeitsgruppe 
Verhandlungen im April 2007 ihre Arbeit beendete, arbeitete der Vor-
sitzende mit Mandat des Forums an einem Anti-Lärm-Pakt. Eine über-
wiegende Mehrheit des Forums begrüßte den 24-seitigen Anti-Lärm-
Pakt im September 2007. Der Landtag stellte sich im Dezember 2007 
in einem Beschluss hinter dieses Ergebnis. Am gleichen Tag grif-
fen auch Landesregierung und Luftfahrtseite in einer gemeinsamen 
Selbstverpflichtungserklärung die Themen und verhandelten Sach-
stände auf und bekannten sich zu ihrer Verantwortung für aktiven 
Lärmschutz, Kompensationen und transparenten Dialog. Die Planfest-
stellungsbehörde nahm ausdrücklich und positiv auf Ideen aus dem 
Anti-Lärm-Pakt Bezug, beispielsweise in der Frage einer Einführung 
eines Fluglärm-Indexes.

Auch ohne unterschriebenen Vertrag entwickelte der ALP eine fakti-
sche Bindungskraft und Orientierung für die Beteiligten. Die kreative 
Lösungs- und Konsenssuche im geschützten Raum führte zur Selbst-
verpflichtung der Luftfahrtseite zum aktiven Lärmschutz als „Schlüs-
sel zur Lärmminderung in der Region“, legte erstmals realistische und 
konkrete Maßnahmen von freiwilligem Lärmschutz über das Gesetz 
hinaus fest und schuf in den intensiven Verhandlungen einen gemein-

sammenhängen, sondern die Diskussionen selbst konnten fokussiert 
und transparent geführt und über Expertenhearings und Gutachten 
auf der Höhe wissenschaftlicher Forschung vertieft werden. Umfang 
und Detailtiefe des Arbeitsprogramms erlaubten es, alle entscheiden-
den Aspekte der Flughafenentwicklung abzubilden und bearbeitbar 
zu machen.

Das RDF hatte beratende Funktion gegenüber den formalen Verfah-
ren und der Politik: Es leistete Orientierung, bereitete Entscheidungen 
vor und evaluierte Entwicklungen wie beispielsweise die Entwicklung 
der Arbeitsplätze. Die Arbeit des RDF gab zahlreiche fachliche Impulse 
an den Gesetzgeber und die Genehmigungsbehörde. Auf der Ebene 
der Sicherung des Nachtflugverbots gab das RDF entscheidende Hin-
weise an den Antragsteller Fraport und die Landesregierung dahinge-
hend, wie durch komplementäre Maßnahmen in der Vorbereitung des 
Nachtflugverbots dessen Umsetzung sichergestellt werden konnte: ei-
nerseits durch die (dann im Rahmen der Beantragung des Ausbaus 
erfolgte) Beantragung des Nachtflugverbots durch die Fraport sowie 
andererseits durch die Verankerung des Nachtflugverbots im für den 
Ausbau maßgeblichen Landesentwicklungsplan. Damit konnte die 
Umsetzung eines wesentlichen und für die Öffentlichkeit symbolisch 
wichtigsten Teil des Mediationspakets entgegen den Erwartungen der 
Skeptiker sichergestellt werden – die finale Rechtsprechung durch das 
Bundesverwaltungsgericht steht hier allerdings noch aus.

Schon die Mediation hatte ein neues zentrales Prinzip in die Flug-
hafenpolitik in Hessen eingeführt: Kapazitätserweiterung nur gegen 
erweiterten Lärmschutz. Diese Linie gehört heute zur hessischen 
Staatsraison. Die Arbeit des RDF legte das Fundament für erweiter-
ten Lärmschutz über das Nachtflugverbot hinaus. Erstmals wird heute 
an einem europäischen Großflughafen nachdrücklich von Vertretern 
des Flughafens, der Deutschen Flugsicherung, der Piloten, der Air-
lines und der Ministerien zusammen mit Wissenschaftlern und Vertre-
tern von Kommunen an Maßnahmen des aktiven Lärmschutzes gear-
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des RDF, das Forum Flughafen und Region, auf die Arbeit am aktiven 
Schallschutz. Als die noch in den Verhandlungen des RDF gegründete 
„Expertengruppe zum Aktiven Schallschutz“ am 29. Juni 2010 der Öf-
fentlichkeit einen Fahrplan zur Umsetzung eines Pakets kombinier-
ter Maßnahmen des aktiven Schallschutzes vorstellte, sprach die FAZ 
von einem „spektakulären Ergebnis“ und einer „Weltpremiere“. Auch 
die Frankfurter Rundschau staunte: „Das hat es so noch nicht gege-
ben in Deutschland“, das größte politische Vermittlungsverfahren der 
Bundesrepublik habe, so kommentierte sie, „einen neuen Konsens in 
der Frage, wie sich Airport und Region gemeinsam entwickeln kön-
nen“ geschaffen.

samen und durchaus vertrauensvollen Respekt für die Anliegen und 
Grenzen der jeweils anderen Seite. Damit war ein festes und solides 
Fundament für neue Strukturen des Dialogs nach dem Planfeststel-
lungsbeschluss geschaffen, in denen der Arbeit am aktiven Schall-
schutz eine herausragende Stellung eingeräumt wird – in der Orga-
nisation der Arbeit anknüpfend an die positiven Erfahrungen mit der 
Arbeitsgruppe Verhandlungen der Entscheider und der ihr zuarbeiten-
den Expertengruppe zum aktiven Schallschutz.

Der Hessische Landtag fühlte sich damit gut beraten. In seinem Be-
schluss vom 12. Dezember 2007 zum Anti-Lärm-Pakt drückt er die Be-
deutung der RDF-Arbeit aus: „(…) Der Hessische Landtag begrüßt den 
im Regionalen Dialogforum (RDF) erarbeiteten Anti-Lärm-Pakt (ALP) 
als bedeutenden Schritt zu einer wirksamen Reduzierung des Flug-
lärms im Umland des Flughafens Frankfurt. Der ALP beschreitet neue 
Wege zur Verringerung des Fluglärms durch die Betonung des Lärm-
reduktions-Ansatzes an der Lärmquelle selbst (aktiver Schallschutz) 
und durch die Beschreibung der Fluglärmbelastung über den vom Vor-
sitzenden des RDF entwickelten ‚Frankfurter Lärmindex‘. – (…) Der 
Hessische Landtag stellt fest, dass das Regionale Dialogforum die ihm 
auferlegte schwierige Aufgabe trotz aller Interessensheterogenität und 
im schwierigen Umfeld der parallel ablaufenden förmlichen Verfah-
ren erfolgreich gemeistert hat. Das Regionale Dialogforum hat mit sei-
nen umfangreichen Gutachten und Erhebungen die Sachaufklärung in 
einem bisher nicht bekannten Maße befördert, einer breiten Öffentlich-
keit bekannt gemacht und damit Konflikte rationalisiert. Der Hessische 
Landtag spricht den Mitgliedern des Regionalen Dialogforums, dessen 
Projektteams und Arbeitsgruppen, insbesondere aber dem Vorsitzen-
den, Herrn Professor Dr. Johann-Dietrich Wörner, für die geleistete Ar-
beit Dank und Anerkennung aus.“ 

Diesen Feststellungen folgten konkrete Bekräftigungen der einzelnen 
Punkte des Anti-Lärm-Pakts. Dieser ging damit in die Flughafen-Poli-
tik des Landes Hessen ein und verpflichtete das Nachfolge-Gremium 
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